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Rauschen

Es flüstert der Wind in den Bäumen, es raschelt und rauscht, wenn die
Blätter und Zweige bei seiner Durchfahrt aufeinander schlagen oder
sich aneinander reiben.

Jenes stete Rauschen wird es sein, das in seiner Deutlichkeit und
Indifferenz zugleich Pate stand bei der Bestimmung jedweder Lärm- oder
Lautkulisse, bei der eine sprach- oder verständigungsgestützte Absicht
auszuschließen war.

Bis auf den Begriff des Rausches, der dem Verhalten unter dem
gleichzeitigen Einfluß unterschiedlichster Ursachen sein zufälliges
und spontanes Muster verleiht, ist dem Rausch dieselbe Quelle
zuzusprechen, wie sie dem Rauschen abgewonnen wird. Die
spinnennetzartige Entuferung eines Musters, wie sie dem Rauschen gerne
unterstellt oder dem Geräusch als Ursache oft zugesprochen wird,
erweist sich bei näherem Hinsehen einfach nur als
Interpretationshilfe.

Bleibt im Kern doch nur das Geräusch, welches sich im Schrecken
unserer ersten Aufmerksamkeit findet und sich beim Lauschen dann an
jene Reflexion bindet, die im Spektrum der Erinnerung und Erfahrung
eine Lösung und längst Vertrautes dafür sucht, um im archaischen Sinne
die notwendige Entwarnung geben zu können, sich fortgesetzter
Aufmerksamkeit und Anspannung zu entledigen.

Das Geräusch kann jedoch auch zur sprachzugangsfreien Mutmaßlichkeit
beitragen, alle damit zu verknüpfenden Eventualitäten begreifen zu
wollen und unter Kontrolle zu bekommen. Doch bleibt am Ende das
Geräusch, um im Verhältnis zu einem solchen Erklärungsspektrum mehr
als die Dauer seiner akustischen Präsenz nachzuvollziehen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Juni 2019
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WALD/392: Hambacher Forst - Dokument und Appell ... (Antje Grothus)


Statement zum Dokumentarfilm "Die Rote Linie - Widerstand am Hambacher
Forst" - Nach deutschlandweiter Filmtour Filmstart jetzt auch im Capitol
Kino in Kerpen

Rote Linie gegen den Heimatfresser RWE - Dokumentarfilm ist ein
Zeitdokument



Buir, 06.06.2019. Seit 2015 begleitet die Regisseurin Karin de Miguel den
wachsenden Widerstand gegen die Braunkohleförderung und -verstromung im
Rheinischen Revier. Nach zwei Dokumentationen für den WDR mit dem Titel
"Klimaschützer gegen Stromriesen - Vom Widerstand im Rheinischen Revier"
und "Lasst die Kohle in der Erde - Rote Linien für das Klima" hat ihr
Dokumentarfilm am 12.05. auf dem Dok.Fest München Weltpremiere gefeiert und
ist seit dem 23.05.2019 in deutschen Kinos zu sehen.

Karin de Miguel hat uns mit ihren engagierten Kameramännern Frank Kranstedt
und Gerardo Milsztein in den letzten Jahren sehr intensiv begleitet. Ihr
Film ist ein Zeitdokument über eine der wichtigsten und intensivsten Phasen
in den Auseinandersetzungen um den Kohleausstieg. Nachdem bereits seit den
70er Jahren viele engagierte Bürgerinitiativen und Umweltverbände immer
wieder vor den Folgen und Risiken der Braunkohleverstromung gewarnt hatten,
aber nur wenig Gehör fanden, entwickelte sich durch neu hinzugekommene
Akteure und die Klimakrise eine neue Dynamik. Durch die Bürgerinitiative
Buirer für Buir (2007), die Waldbesetzung (2012) im Hambacher Wald, die
Waldspaziergänge (2014) von Michael Zobel und Eva Töller und Aktivitäten
weiterer kohlekritischer Gruppierungen wie beispielsweise ausgeCO2hlt und
Ende Gelände, sowie Bündnisse wie die "Initiative Friedensplan", aber auch
viele aktive Einzelpersonen, wuchs im Rheinland eine neue Protestkultur
heran. Insbesondere die Rote Linie als bildwirksame und niedrigschwellige
Protestaktion, die am symbolhaften Ort Hambacher Wald mehrfach gezogen
wurde, nutzten viele Bürger*innen als Möglichkeit, ihren Unmut über das
Festhalten an der Braunkohle und die verfehlte Deutsche Klimapolitik
auszudrücken.

Der Film zeigt, wie in solidarischer Vielfalt eine neue Protestbewegung
organisch zusammen wuchs; Menschen und Gruppen, die sich für
Klimagerechtigkeit in den Kohle-Revieren, aber auch weltweit einsetzen: für
einen ambitionierten Klimaschutz, den Erhalt des Hambacher Waldes und der
Dörfer in den Braunkohlerevieren, die durch den Braunkohletagebau auch im
Jahr 2019 immer noch zerstört werden sollen.

Mich persönlich hat insbesondere die Geschichte von Lars Zimmer, dessen
Heimatdorf Immerath durch Braunkohle zerstört wurde, berührt. Der Film
zeigt eindrucksvoll, wie sehr Umsiedlungen das Leben von Menschen belasten
können. Daher ist es geradezu eine Pflicht insbesondere in Zeiten des
beschlossenen Kohleausstiegs in Deutschland Solidarität mit den betroffenen
Anwohner*innen zu zeigen und den "Heimatfressern", wie Lars Zimmer sie
nennt, weiterhin die Rote Linie aufzuzeigen.




https://www.thurnfilm.de/die-rote-linie

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie.

Link zum Teaser: 

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie/videos/1488455791288749/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 06.06.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juni 2019 
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KOHLEALARM/610: Klimakampf und Kohlefront - fossiles Geschäftsmodell, archaische Methoden ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 11. Juni 2019

RWE fordert 50.000 Euro von Kohlekritiker Daniel Hofinger ++ "Gefahr für
die Meinungsfreiheit" ++ Massenhafte Klimaproteste im Rheinland
erwartet



Bonn, 11. Juni 2019. Der Energiekonzern RWE fordert vom 24-jährigen Daniel
Hofinger eine Strafe von 50,000 Euro. Der Student hat öffentlich erklärt,
dass ziviler Ungehorsam gegen Kohleabbau angesichts der Klimakrise
notwendig sei. Hofinger ist beim Aktionsbündnis Ende Gelände aktiv, das vom
19.-24. Juni Sitzblockaden im Rheinischen Braunkohlerevier plant. Schon im
vergangenen Sommer musste er sich in einer sogenannten
Unterlassungserklärung verpflichten, das Betriebsgelände der RWE nicht mehr
zu betreten. RWE begründet die Strafforderung damit, dass Hofinger durch
Äußerungen bei Twitter und auf einer Informationsveranstaltung andere zum
Protest ermutigt habe.

"RWE greift Grundrechte an, um Kritiker mundtot zu machen. Mein Fall ist
nur die Spitze des Eisberges. Auch Umsiedlungsunwillige im Rheinischen
Revier und andere engagierte Menschen werden systematisch unter Druck
gesetzt. Wenn Unternehmen bestimmen wollen, was öffentlich gesagt werden
darf, dann ist die Meinungsfreiheit in Gefahr", kommentiert Hofinger die
Forderung.

Thorsten Deppner, Rechtsanwalt von Hofinger kommentiert: "Der Vorgang ist
in dieser Form sicherlich einmalig. In letzter Zeit greift RWE zu immer
drastischeren Drohgebärden, um ihr fossiles Geschäftsmodell zu schützen.
Diese Entwicklung findet hier mit einem Angriff auf die Meinungsfreiheit
ihren vorläufigen Höhepunkt."

Hofinger ließ die erste von RWE gesetzte Frist verstreichen, ohne zu
zahlen. "RWE wird keinen Cent von mir sehen. Die Meinungsfreiheit ist
unbezahlbar!"

In einer Crowdfunding-Kampagne will Hofinger nun seinerseits 50.000 Euro
einsammeln, um Klimaproteste zu unterstützen. Das Geld wird neben seinen
eigenen Anwaltskosten insbesondere anderen Aktivist*innen zu Gute kommen.
Außerdem startet heute die Unterschriften-Petition "Jetzt erst GrundRecht",
in der RWE aufgefordet wird, rechtliche Schritte gegen Hofinger zu
unterlassen.

Im Mai wurde schon die Presse-Sprecherin von Ende Gelände, Kathrin
Henneberger, aufgefordert, eine Unterlassungserklärung zu unterzeichnen.
Sie hatte bei einer Rede auf der Aktionärsversammlung von RWE den
klimaschädlichen Kohle-Abbau des Unternehmens kritisiert. Henneberger ist
nach eigenen Angaben entschlossen, weiterhin öffentlich für die Aktionen
von Ende Gelände einzustehen.

Vom 19.-24. Juni ruft das Aktionsbündnis Ende Gelände zum sechsten Mal zu
massenhaften zivilen Ungehorsam im Rheinischen Braunkohlerevier auf.
Tausende Menschen aus ganz Europa werden erwartet, um für
Klimagerechtigkeit einzustehen.


Petition: 

https://weact.campact.de/petitions/jetzt-erst-grundrecht-rwe-darf-kohlekritiker-innen-nicht-mundtot-machen

Antwortvideo:

https://cloud.ende-gelaende.org/s/ZQgZZcjapddG3zY

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/609: Klimakampf und Kohlefront - AfD-Wahlkampf unredlich ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 8. Juni 2019

AfD-Landesvorsitzende wollen Abbaggerung von Grabko, Kerkwitz und
Atterwasch nicht ausschließen



Cottbus, 08.06.2019 - Der Umweltverband GRÜNE LIGA bezeichnet den Wahlkampf der AfD in
der Lausitz als unredlich. Bei ihrer gestrigen öffentlichen
"Bürgersprechstunde" in Jänschwalde schlossen der brandenburgische
AfD-Landesvorsitzende Kalbitz und sein sächsischer Amtskollege Urban einen
Aufschluss des Braunkohletagebaues Jänschwalde-Nord und damit die
Umsiedlung von Grabko, Kerkwitz und Atterwasch nicht aus.

"Wer jedes Abschaltdatum für das Kraftwerk Jänschwalde ablehnt, der muss
sagen, welche Dörfer er als nächstes abbaggern will. Das ist simple
Mathematik. Die AfD verspricht den Lausitzern weitere Kohleverstromung,
verschweigt ihnen aber die Folgen für die Region", sagt René Schuster vom
Umweltverband GRÜNE LIGA.

Schuster hatte Urban und Kalbitz nach deren Bekenntnis zur Braunkohle
öffentlich gefragt, woher die Kohle für einen dauerhaften Weiterbetrieb des
Kraftwerksstandortes Jänschwalde kommen soll. "Man kann's nicht jedem recht
machen", betonte Andreas Kalbitz mit Blick auf weitere Umsiedlungen, nannte
aber kein konkretes Dorf oder Abbaufeld.

Nach zehn Jahren fast geschlossenem Widerstand der betroffenen Bewohner war
der Tagebau Jänschwalde-Nord im März 2017 vom Tagebaubetreiber LEAG
aufgegeben worden. Das ist unausweichlich mit einem Ende der
Kohleverstromung in Jänschwalde verbunden.

Die AfD-Landtagsfraktionen hatten Freitagabend zu einer öffentlichen
Sprechstunde der beiden Vorsitzenden in Jänschwalde eingeladen, die trotz
Plakat- und Anzeigenwerbung mit ca. 50 Gästen nur mäßig besucht war.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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MELDUNG/200: "Kulturagenten für kreative Schulen" konnte Politiker überzeugen (Kulturstiftung des Bundes)


Kulturstiftung des Bundes - Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

"Kulturagenten für kreative Schulen" konnte Politiker überzeugen



Vermittlung kultureller Kompetenzen in den allgemeinbildenden Schulen in
fünf Bundesländern wird fortgesetzt. Das Programm "Kulturagenten für
kreative Schulen" konnte Politiker überzeugen. Ein Erfolg für die Kultur
und ein Glück für die Schulen. 

Vor acht Jahren startete das Modellprogramm "Kulturagenten für kreative
Schulen" in fünf Bundesländern. Mehr als 100.000 Kinder und Jugendliche an
250 Schulen konnten seitdem vom Engagement von mehr als 50 Kulturagentinnen
und -agenten, von ihren kulturellen Kompetenzen und Erfahrungen in der
Vermittlung profitieren. Die Kulturagent/innen schufen Kontakte zu den
Kulturszenen vor Ort und bahnten einen intensiven Austausch mit
unterschiedlichen Kulturinstitutionen an. Die Kulturstiftung des Bundes und
die Stiftung Mercator hatten das Programm gemeinsam entwickelt und
insgesamt 20 Mio. Euro für die vierjährige Erprobungsphase bis 2015 zur
Verfügung gestellt. Die am Programm beteiligten Bundesländer 
Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Thüringen
unterstützten das Programm durch eine Kofinanzierung und waren eng
eingebunden in die Umsetzung.

Den Kulturagent/innen gelang es, kulturelle Bildung zum inzwischen
unverzichtbaren Bestandteil des Schulalltags zu machen und die Schulen
darin zu unterstützen, eigene kulturelle Profile zu entwickeln. Deshalb
startete mit dem Schuljahr 2015/16 die zweite Phase des Programms in den
jeweiligen Bundesländern. Der Schwerpunkt lag dabei in seiner Ausweitung
und der Übertragung der Ergebnisse aus der Modellphase auf die
Landesstrukturen und damit auf weitere Schulen. Die Länder und ihre
zuständigen Ministerien übernahmen die Steuerung dieses Prozesses, den die
Kulturstiftung des Bundes und die Stiftung Mercator noch einmal insgesamt
mit 9 Mio. Euro förderten. Diese Phase wurde durch den Gewinn etlicher
Preise und Auszeichnungen für Projekte im Rahmen des Kulturagentenprogramms
gekrönt. Umso mehr freut es die Initiatoren des Programms, die Leitung des
Programms in der MUTIK gGmbH und die vielen Partner in den Ländern, dass es
ausnahmslos in allen Bundesländern auch nach dem Auslaufen der Förderungen
durch die Kulturstiftung des Bundes und die Stiftung Mercator weiterhin
Kulturagent/innen geben wird.

Der Vorstand der Kulturstiftung des Bundes, Hortensia Völckers und
Alexander Farenholtz, rechnen diese Entscheidung den Verantwortlichen in
den Ländern hoch an: "Uns ist bewusst, dass die intensive Zusammenarbeit
zwischen Schule und Kultur eine Flexibilisierung von Strukturen verlangt,
die viel Überzeugungsarbeit kostet. Das Kulturagentenprogramm ist nicht
zuletzt durch den Rückenwind aus der Politik zu einem Erfolgsmodell
geworden. Die Rolle von 'Agenten' als Kulturvermittler hat sich so sehr
bewährt, dass sie inzwischen ein eigenes Berufsprofil herausgebildet haben.
Wir können also in jeder Hinsicht und bei allen Beteiligten von einer
Professionalisierung sprechen, die sich einer fruchtbaren Kombination von
Bedarfsanalyse, Innovation, Passgenauigkeit und Qualität verdankt."

Winfried Kneip, Geschäftsführer der Stiftung Mercator, ist von dem Erfolg
und der Nachhaltigkeit des Kulturagentenprogramms überzeugt: "Die
Kulturagentinnen und -agenten sind zu einer unverzichtbaren Größe in
Kommunen, Schulen und Kulturinstitutionen geworden: Sie bringen ihre
Expertise bei landesweiten Lehrerweiterbildungen ebenso ein wie in der
Beratung kommunaler Gesamtkonzepte. Sie füllen eine Leerstelle als
Brückenbauer und Vermittler zwischen Bildung und Kultur. Damit tragen sie
wesentlich dazu bei, dass kulturelle Bildung als Teil allgemeiner Bildung
verstanden wird und unterstützen Kinder und Jugendliche darin,
selbstwirksam und aktiv am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben."

"Kulturagenten für kreative Schulen" ist ein Programm der MUTIK gGmbH sowie
der Förderpartner Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung
(BKJ) e.V., Arbeitsstelle Kulturelle Bildung in Schule und Jugendarbeit
NRW, Deutsche Kinder- und Jugendstiftung, conecco gUG - Kultur, Entwicklung
und Management, Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung
Baden-Württemberg und Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung Thüringen.
Gefördert wird das Programm durch die Kulturstiftung des Bundes und die
Stiftung Mercator sowie die Länder Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg,
Nordrhein-Westfalen und Thüringen.

Mehr Informationen unter:

www.kulturagenten-programm.de

Die Kulturstiftung des Bundes wird gefördert von der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien aufgrund eines Beschlusses des
Deutschen Bundestages.

 * 

Quelle:

Kulturstiftung des Bundes

Franckeplatz 2, 06110 Halle an der Saale

Telefon: 49 (0)345 2997 0, Fax: 49 (0)345 2997 333

E-Mail: info@kulturstiftung-bund.de

Internet: www.kulturstiftung-bund.de
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AKTION/7253: Hamburg - Die Universität beim Sommer des Wissens, 20.-23. Juni 2019


Universität Hamburg - 11.06.2019

Die Universität Hamburg beim Sommer des Wissens



Anlässlich des 100-jährigen Jubiläums der Universität Hamburg
veranstaltet die Wissenschaftsbehörde gemeinsam mit rund 40 Hamburger
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen den Sommer des
Wissens: Das Wissenschaftsfestival findet vom 20. bis zum 23. Juni auf dem
Rathausmarkt statt - und damit im Herzen der Stadt.

Die Universität Hamburg ist der größte Akteur des Events: Mit rund 80
Programmpunkten und über 70 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ist
sie auf großer Bühne und in allen zwölf Themenzelten vertreten. Die
Besucherinnen und Besucher können faszinierende Einblicke in die Forschung
der Universität erhalten - bei spannenden Vorträgen, Mitmachaktionen,
Objekt Slams und bei der Talkrunde "Wahnsinn trifft Methode". Viele der
Programmpunkte sind auch für Kinder geeignet.

"Runde Geburtstage begeht man mit Freunden: Rund 40 Hochschulen und
wissenschaftliche Einrichtungen feiern anlässlich des Jubiläums der
Universität Hamburg mit uns auf dem Rathausmarkt den Sommer des Wissens",
sagt Präsident Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen. "Ich freue mich auf das
vielseitige Programm und bedanke mich bei der Behörde für Wissenschaft,
Forschung und Gleichstellung für die Ausrichtung des besonderen Events und
natürlich auch bei allen, die mitmachen!"


Highlights aus dem Programm der Universität Hamburg:

Im Themenbereich "Zukunftswerkstatt"

Der Stadt-Klimaarchitekt: Baue eine Stadt, die fit für den Klimawandel ist

• Mitmachaktion: Hier können die Besucherinnen und Besucher am
großen Touch-Screen eine Stadt planen - und dabei simulieren, wie sich
Gebäude, Grünflächen und Verkehr auf das Klima auswirken.

20. und 21. Juni, 9:00 Uhr bis 20:00 Uhr, organisiert vom Centrum
für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN).

Im Themenbereich "HiTech-Labor"

Die Welt in Super-Zeitlupe

• Mitmachaktion: Hier können Interessierte mit einer
Hochgeschwindigkeitskamera einen Film in Zeitlupe drehen und mit nach
Hause nehmen.

22. und 23. Juni, 11:00 Uhr bis 20:00 Uhr, veranstaltet vom
Exzellenzcluster CUI: Advanced Imaging of Matter.

Im Themenbereich "Kulturpavillion"

Wir können Sie verfolgen - welche Wege gehen unsere Daten?

• In diesem Vortrag erklären Experten, wer die Daten unserer
Internetnutzung speichert - und wie wir uns so verhalten, dass wir
möglichst wenige digitale Spuren hinterlassen.

22. Juni, 18:00 Uhr bis 18:45 Uhr, veranstaltet von der
Universität Hamburg, in Zusammenarbeit mit dem Leibniz Institut für
Medienforschung und dem Hans-Bredow-Institut.

Im Themenbereich "Gesundheitszentrum"

Was kostet krank sein? In 10 Minuten zum Gesundheits-Checker

• Quiz zum deutschen Gesundheitssystem

20. Juni, 9:00 Uhr bis 14:00 Uhr, veranstaltet vom Hamburg Center
for Health Econom-ics (HCHE).

Auf der großen Bühne

Wahnsinn trifft Methode: Wahnsinnig schlau!?

• Talkrunde zum Thema: Wie vermittelt man Wissen spannend?

22. Juni, 20:30 Uhr bis 21:30 Uhr

Talkgäste:

- Andrea Wulf (Bestseller-Autorin: "Alexander von Humboldt und die
Erfindung der Natur")

- Prof. Dr. Thorsten Logge (Historiker, Universität Hamburg)

- Moderation: Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen (Präsident
Universität Hamburg) und Julia Sen (NDR)

Die Veranstaltungen sind kostenfrei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Einen Überblick über das vollständige Programm der
Universität Hamburg beim Sommer des Wissens finden Sie auf:

https://www.sommerdeswissens.de/programm




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7252: Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften an der HMKW Berlin, 15.06.2019


HMKW Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft

Lange Nacht der Wissenschaften an der HMKW Berlin



Auch in diesem Jahr beteiligt sich die HMKW Hochschule für Medien,
Kommunikation und Wirtschaft wieder an der Langen Nacht der
Wissenschaften. Am 15. Juni 2019 von 17 bis 24 Uhr lädt die
Medienhochschule auf eine Reise in die digitale Zukunft ein.

Praxisnah, interaktiv und unterhaltsam präsentieren Lehrende und
Studierende der HMKW spannende Trends und neueste wissenschaftliche
Erkenntnisse aus Bereichen wie digitale Medien, Design, Journalismus,
Online-Marketing und Medienpsychologie.

In Vorträgen und Workshops werden Themen wie Fake News, Datensicherheit,
interkulturelle Kommunikation, 3D Game Design, Virtual Reality und unser
lügendes Gehirn beleuchtet, das Magazin NEWENT gelauncht, Mappenberatung
für kreative Studieninteressierte angeboten und im Escape Room gespielt.
Es werden Mutproben mit VR-Brillen bestanden, Postervorträge und 
Foto-Workshops gegeben. Für Spaß an der Wissenschaft sorgt auch in diesem 
Jahr wieder der legendäre HMKW Science Slam.

Wir laden zum Staunen, Lernen, Diskutieren und Experimentieren ein -
Wissenschaft zum Mitmachen für Jung und Alt, die Lust auf neue Medien
macht!

Zum vollen Programm der HMKW:

www.lndw19.de/hmkw


Weitere Informationen unter:

https://www.hmkw.de/news/artikel/lange-nacht-der-wissenschaften-an-der-hmkw-1/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1965

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HMKW Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7251: Hamburg - Hochschule Fresenius stellt Studiengänge beim Open Day vor, 15.06.19


Hochschule Fresenius

Gesundheit studieren? Sozialarbeiter werden? Hochschule Fresenius stellt
Studiengänge beim Open Day in Hamburg vor



Der Fachbereich Gesundheit & Soziales der Hochschule Fresenius und die
Carl Remigius Medical School laden am Samstag, den 15. Juni, zu einem Open
Day ein. Studieninteressierte können sich u.a. über zwei in
Norddeutschland einzigartige Studienangebote informieren: Ernährung und
Fitness in der Prävention (EFP) und Physician Assistance (PA).

Am Samstag, den 15. Juni, laden die Hochschule Fresenius und die Carl
Remigius Medical School von 11 bis 15 Uhr zum Open Day in der Hamburger
City ein. Interessierte Abiturient*innen und ihre Eltern sowie
Berufstätige können sich über das vielfältige Bachelor-Studienangebot des
Fachbereichs Gesundheit & Soziales informieren: die 
Vollzeit-Präsenzstudiengänge Soziale Arbeit, Ernährung und Fitness in der
Prävention sowie Physician Assistance und die berufsbegleitenden
Studiengänge Angewandte Therapiewissenschaften, Gesundheit und Management
für Gesundheitsberufe sowie Physician Assistance für Gesundheitsberufe.

Lehrende informieren beim Open Day über ihre Fachgebiete und die
besonderen Vorteile eines Studiums an einer privaten Hochschule. Hier
steht der individuelle Studierende mit seiner Persönlichkeit im
Mittelpunkt. Studieninteressierte können an dem Tag an einem 'echten'
Seminar "Clinical Reasoning" teilnehmen, Studiengangsleiter*innen bei
"Date your Prof" treffen, erfahren, wie Muskeln arbeiten und warum der
Studiengang Physician Assistance eine spannende, NC-freie Alternative zum
Medizinstudium ist. Für Erfrischung sorgen gesunde Smoothies.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Termine für ein persönliches
Beratungsgespräch können jedoch vorab vereinbart werden:

040 822 178 650 | regina.kruse@hs-fresenius.de

Der Fachbereich Gesundheit & Soziales der Hochschule Fresenius Hamburg
liegt in zentraler, verkehrsgünstiger City-Lage zwischen Spitaler Straße
und Lilienstraße, fünf Minuten zu Fuß vom Hauptbahnhof. Auf zwei Etagen
befinden sich moderne Praxis- und Theorieräume, in denen alle Kurse in
Kleingruppen stattfinden.


Über die Hochschule Fresenius

Die Hochschule Fresenius mit ihren Standorten in Berlin, Düsseldorf,
Frankfurt am Main, Hamburg, Idstein, Köln, München und Wiesbaden sowie dem
Studienzentrum in New York gehört mit über 12.000 Studierenden zu den
größten und renommiertesten privaten Hochschulen in Deutschland. Sie
blickt auf eine mehr als 170-jährige Tradition zurück. 1848 gründete Carl
Remigius Fresenius in Wiesbaden das "Chemische Laboratorium Fresenius",
das sich von Beginn an sowohl der Laborpraxis als auch der Ausbildung
widmete. Seit 1971 ist die Hochschule staatlich anerkannt. Sie verfügt
über ein sehr breites, vielfältiges Fächerangebot und bietet in den
Fachbereichen Chemie & Biologie, Design, Gesundheit & Soziales, onlineplus
sowie Wirtschaft & Medien Bachelor- und Masterprogramme in Vollzeit sowie
berufsbegleitende und ausbildungsbegleitende (duale) Studiengänge an. Die
Hochschule Fresenius ist vom Wissenschaftsrat institutionell akkreditiert. 
Bei der Erstakkreditierung 2010 wurden insbesondere ihr "breites
und innovatives Angebot an Bachelor- und Master-Studiengängen", "ihre
Internationalität" sowie ihr "überzeugend gestalteter Praxisbezug" vom
Wissenschaftsrat gewürdigt. Im April 2016 wurde sie vom Wissenschaftsrat
für weitere fünf Jahre reakkreditiert.

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alexander Pradka,

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/696: Braunschweig - Buchvorstellung mit Autorinnen Kiri Johansson und Kathryn Taylor, 16.6.2019


Stadt Braunschweig

Autorinnen Kiri Johansson und Kathryn Taylor sind zu Gast im
Raabe-Haus



Braunschweig. Die Autorinnen Kiri Johansson und Kathryn Taylor sind am
Dienstag, 18. Juni, um 19 Uhr zu Gast im Raabe-Haus:Literaturzentrum,
Leonhardstraße 29a. Sie stellen ihre aktuellen Bücher vor und tauschen
sich im Gespräch miteinander aus. Der Eintritt ist frei. Wegen der
begrenzten Sitzplatzkapazität im Raabe-Haus wird eine Reservierung
unter der Telefonnummer 0531/7089317 empfohlen.

In Kiri Johanssons "Islandsommer" reist Merit von Berlin nach
Reykjavík, wo sie auf einen jungen Mann trifft. Auch wenn Merit und
Kristján beide nichts von der Liebe wissen wollen, werden sie durch
ihre ungewollte Begegnung durcheinandergebracht.

In Kathryn Taylors "Dunmor Castle - Das Licht im Dunkeln" wird die
junge Designerin Lexie von ihrem Chef beauftragt, in Irland das Dunmor
Castle zu renovieren. Geplagt von Albträumen findet sie Trost bei
Grayson, ihrem beruflichen Gegenspieler.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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ARTIKEL/341: Ulrich Finckh - Lebensthema Kriegsdienstverweigerung (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 2 / 2019

Magazin der DFG-VK

Lebensthema Kriegsdienstverweigerung

Ein Stück pazifistischer Geschichtsschreibung: die Autobiografie von
Ulrich Finckh

Von Elmar Klink



"Abenteuerlich, wie?" - das einer von Ulrich Finckhs oft gebrauchten
Aussprüchen, wenn es um die Bezeichnung eines kaum glaublichen
Sachverhalts oder Unrechts in Politik und Ämterpraxis ging, was seinen
demokratischen Widerspruch hervorrief. Dann mischte er sich ein -
nicht nur, wenn sein unbestechliches Rechtsempfinden, sondern auch
seine Zuständigkeit in einer wahrgenommenen Funktion berührt war. Und
das war oft der Fall im Leben des 1927 in Heilbronn geborenen
Süddeutschen aus nicht unbedeutender Familie. Als Studenten- und
Gemeindepfarrer in hessischen Weinregionen, Hamburg und Bremen, aber
auch in einer Reihe von Institutionen und Organisationen wie z.B. der
Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus
Gewissensgründen e.V. (Zentralstelle KDV) oder der
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung der
Kriegsdienstverweigerer (EAK), denen er als Geschäftsführer,
Vorsitzender und Delegierter über viele Jahre angehörte. Hier ist vor
allem von dieser Lebensphase aus persönlichem Miterleben und
Beteiligtsein die Rede.

Gemeindeseelsorger und öffentliche Person. Wer Finckh in seiner
beruflichen Eigenschaft als Gemeindepfarrer anstellte, musste in der
Erwartung eines täglichen Volleinsatzes als Seelsorger etwas
zurückstecken und tolerieren, dass seine zweite große Profession im
Lauf der Jahre sein unermüdliches Engagement für Demokratie,
Menschenrecht und Frieden wurde. Was nicht heißen soll, er hätte
kirchliche Pflichten vernachlässigt. Sein Einsatz für menschliche
Belange in der Gemeindeseelsorge und als reformierter Prediger war
genauso groß und selbstlos wie sein kämpferisches Eintreten als
"Lobbyist" für die Interessen und Rechte von jungen Menschen z.B. als
Kriegsdienstverweigerer (KDVer), Zivildienstleistende (ZDL) oder
verweigernde Soldaten in der Bundeswehr.

Am 4. September 2017 feierte der in Bremen immer noch im eigenen
Haushalt lebende Finckh seinen 90. Geburtstag. So entstand die Idee,
zusammen mit dem rüstigen Ruheständler das Projekt einer
Autobiographie zu verwirklichen, dessen Ergebnis nun im Donat-Verlag
vorgelegt wurde.

Das gebundene Buch ist chronologisch unterteilt in fünf große
Abschnitte: "Kindheit, Jugend und Zweiter Weltkrieg (1927-1945)",
"Neue Heimat Hessen, Studium und Weg ins Pfarramt (1946-1962)",
"Bewegte Zeit als Studentenpfarrer in Hamburg (1962-1970)", "Aus dem
Leben eines Bremer Pfarrhauses (1970-1990)" und "Im Ruhestand weiter
aktiv (1990-2017)".

Das 280 Seiten starke Werk mit einem 24-seitigen fotografischen
Innenteil ist ein spannend zu lesendes persönliches Zeitdokument und
zeigt die ganze Bandbreite dieses reichen, engagierten Lebens in
Familie, pastoralem Beruf, ehrenamtlicher Berufung und
politisch-publizistischer Aktivität. Kleines Manko: Im Anhang hätte
dem Inhalt zur besseren Übersicht eine Zeittafel mit den wichtigsten
Lebens- und Schaffensdaten Finckhs vielleicht gut getan.

Lügen machen Gesetze (und Geschichte). Man könnte Finckh, in
seinen späteren Lebensjahren erst prominent geworden, vielleicht auch
einreihen in die Rubrik "Medienpfarrer", wenn er auch nicht wie Adolf
Sommerauer oder Jörg Zink im Fernsehen als Lebensratgeber oder
Moderator biblischer Botschaft auftrat. Aber wann immer es
öffentlichen Anlass für TV, Radio und Zeitungsredaktionen gab, einen
versierten Kritiker bestimmter fragwürdiger Praktiken des
Verteidigungsministeriums hinsichtlich des Grundrechts der
Kriegsdienstverweigerung (KDV) zu Wort kommen zu lassen, dachte man an
ihn und fragte ihn mit der Bitte um qualifizierte Stellungnahme und
Interviews an.

Besonders war dies der Fall, als sich die sozialliberale Politik 1977
an die Abschaffung des inquisitorischen Prüfungsverfahrens für
Verweigerer machte und die politische Gegenseite der christlichen
Union wie auch die Bundeswehradministration sich mit allen erlaubten
und unerlaubten Mitteln bis hin zum statistischen Betrug dagegen
stemmte. Das erlaubte Mittel war die Verfassungsklage, das unerlaubte
die dazu von den Klägern verwendete Zahlenmanipulation von Bundeswehr
und Wehrverwaltung. Finckh erläutert in einem ausführlichen Interview
zum Rückblick auf fünf Jahrzehnte politischer Auseinandersetzung, das
auf der hinterlassenen Webseite der (nach Aussetzung der Wehrpflicht
aufgelösten) Zentralstelle KDV (www.zentralstelle-kdv.de) eingestellt
ist, den nicht ohne Weiteres zu durchschauenden Vorgang z.T.
anekdotenhaft mit einfachen Worten.

Obwohl er immer schon einen Verdacht hegte und, wenn faktisch
erhärtet, diesen als Kritik öffentlich vortrug, bedurfte es bei der
Live-Radiosendung "Hallo Ü-Wagen" des WDR mit Carmen Thomas erst der
Begegnung mit dem Leiter des örtlichen Kreiswehrersatzamtes (KWEA), um
hier zu letzter sicherer Gewissheit zu gelangen. Finckh war immer
schon bekannt, dass in der Statistik die Zahl der verfügbaren
Wehrpflichtigen herunter- und dafür die erwartete Zahl der
Kriegsdienstverweigerer hochgerechnet wurde. Nun bestätigte ihm zu
seiner Verblüffung der KWEA-Leiter im persönlichen Gespräch beim Essen
auf die Frage, was er von den vorgelegten Zahlen im
Verfassungsgerichtsprozess 1978 halte, dass er dagegen heftig
protestiert hätte, denn das wäre alles gefälscht gewesen. Man hatte
bisher die KDVer erst nach der Musterung gezählt, also diejenigen, die
für eine Einberufung in Frage kämen, wurden von den
Prüfungsausschüssen registriert, die bekannte Größe der "registrierten
KDVer". Nun sollten aber während der wenigen Monate Dauer des neuen
"Postkarten-Verfahrens" auf Anweisung plötzlich "alle" bei ihnen
eingehenden "Anträge" gezählt werden. Darunter z. B. solche "Anträge",
so Finckh, wenn die Freundin mitverweigern wollte, ein Großvater in
einem Brief gegen den Krieg protestierte oder Eltern vorsorglich für
ihr Kind einen Antrag stellten. Ferner auch die von später untauglich
Geschriebenen oder jenen, die andere Ersatzdienste z. B. in der
Entwicklungshilfe, im Katastrophenschutz oder bei der freiwilligen
Feuerwehr leisten wollten, um nicht in die Gewissensprüfung zu müssen.

Dies war ein ausgemachter, groß angelegter, staatlich veranlasster und
gedeckter Schwindel, denn auf diese Weise kam es zu völlig
unrealistischen, weit überzogenen und verfälschten "KDV-Zahlen", die
letztlich im Verfahren eine ausschlaggebende Rolle spielten und zur
Ablehnung der neuen liberalen Regelung durch das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) führten. Der KWEA-Leiter hatte
nebenbei für seinen Bereich weiter nach alter Zählweise die
KDV-Anträge erfasst und keinen ungewöhnlichen Anstieg feststellen
können.

Die Kläger, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion und die CDU- bzw.
CSU-Bundesländer Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Bayern,
instrumentalisierten geschickt eine "vorgetäuschte Verweigererflut"
(Finckh) und eine angebliche Gefährdung der militärischen Sicherheit
durch eine "massenhafte" pazifistische Haltung in der vor allem jungen
männlichen Bevölkerung und propagierten sie politisch.

Der "Coup" der so zu Fall gebrachten Gesetzesnovelle, auf die so viele
gehofft und gewartet hatten, hat dann vielleicht tatsächlich mit dazu
beigetragen, dass ein latenter Unmut in der Jugend seit der
68er-Revolte weiter zunahm und wenige Jahre später die von vielen
KDVern, aktuellen und ehemaligen ZDL mitgetragene Friedensbewegung in
ihrem Nein zur Stationierung atomarer Mittelstreckenraketen so stark
machen sollte.

Als das Verweigern vom Gesetzgeber dann doch immer "leichter" gemacht
wurde, stiegen die Zahlen noch viel höher auf jährlich weit über
100.000 Anträge, ohne dass dies das Land geschädigt hätte, im
Gegenteil. Die Bundeswehr war da ohnehin schon überwiegend eine
Berufs- und Zeitsoldatenarmee.

Bundesverfassungsgericht pro Militär. Finckh veröffentlichte
zwar seine Kritik an diesem skandalösen Vorgang wenige Wochen nach der
Verfassungsgerichts-Entscheidung, aber eine nachträgliche Resonanz gab
es vom höchsten Gericht nicht. "Die Zeit" berichtete in einem
ganzseitigen Artikel vom "Mäusefraß auf der Hardthöhe", und das
TV-Politmagazin "Panorama" nahm sich der Sache in einer Reportage an.
Aber es fehlte in diesem Fall zum Beispiel, dass ein Magazin wie "Der
Spiegel" die Sache breit aufgegriffen und öffentlich angeprangert
hätte.

Erst sehr viel später, so Finckh, habe ihm der frühere
BVerfG-Vizepräsident, Professor Winfried Hassemer, freundlich
geschrieben, er solle nicht aufhören mit seiner Kritik, auch
Bundesverfassungsrichter könnten ihre Meinung ändern.

Auf die Interview-Frage, welche Kritik Finckh am
Bundesverfassungsgericht habe, antwortet er, dass das höchste deutsche
Gericht grundsätzlich viel für den Schutz der Grundrechte und die
Wahrung des Rechtsstaates getan habe. In Militärfragen dagegen hätte
es stets absolut einseitig entschieden. Dies wäre schon bei der
nachträglichen Einführung der Wehrverfassung ins Grundgesetz 1955/56
so gewesen. Das Verfassungsgericht hätte diese abgelehnt, so Finckh.
Bundespräsident Theodor Heuss (FDP), der schon früh das Unwort vom
"Massenverschleiß des Gewissens" prägte, verlangte ein Gutachten, doch
als klar wurde, dass es im Tenor die Verfassungswidrigkeit bestätigen
würde, zog Heuss seine Initiative auf Bitten seiner Partei zurück. Das
Bundesverfassungsgericht sei, so Finckhs Bewertung, ein politisches
Gericht, wenn man so wolle, ein "Staatsgerichtshof". Gerade wenn es um
Bundeswehr und Kriegsdienstverweigerung ging, habe die Waage Justitias
immer in Richtung Militär ausgeschlagen.

Ein Bundeswehrtag hat "60 Stunden" ... 1984 legte dann die neue
christlich-liberale Koalition ihre Novellenversion zur KDV-Neuordnung
vor. Die SPD drehte den Spieß um und rief dagegen nun ihrerseits die
Verfassungshüter an.

Und wieder wurde mit frech zurechtgestutztem Zahlenwerk das Gericht
"nach Strich und Faden betrogen" (Finckh). Diesmal wurde bei der
Begründung einer Zivildienst-Verlängerung um ein Drittel mit ungleich
angerechneten Dienstzeiten in Bundeswehr und Zivildienst operiert und
getäuscht, um bei der Wochendienstzeit eine deutliche zeitliche
"Mehrbelastung" von Soldaten im Dienst gegenüber Zivildienstleistenden
zu suggerieren.

Während man bei ZDL Bereitschaften z.B. in Rettungswachen nur
teilweise an- oder beim Dienst in der Unterkunft Zeiten
herunterrechnete, rechnete man bei der Bundeswehr überall die volle
Zeit 1:1 als Dienstzeit an, z.B: bereits morgens in der Kaserne
beginnend mit Aufstehen, Waschen, Frühstück usw.

Wieder kam Finckh dabei ein Zufall zu Hilfe. Bei einem
Gerichtsverfahren gegen einen abgelehnten KDVer bei der Bundeswehr,
der jeden Befehl verweigert hatte, waren dessen Kompaniechef als Zeuge
und er als Sachverständiger geladen. Bevor sie in den Gerichtssaal
gerufen wurden, kamen sie ins Gespräch miteinander. Wie es so Finckhs
neugierige Art war, sprach er den Offizier unverfänglich darauf an,
wie es käme, dass - wie er gehört hätte - Soldaten 56 Stunden
Wochendienstzeit leisteten. Freitags, wenn er in Zügen säße, wären
diese immer schon am frühen Nachmittag voller Soldaten. Der Hauptmann
bestätigte ihm die Zahl aus eigener Praxis. Bei ihnen sei man auch auf
50 Stunden gekommen. Man wäre im Jahr davor dreimal auf dem
Truppenübungsplatz und zweimal im Manöver gewesen. Beides wäre mit
jeweils 24 Stunden zusätzlicher Gutschrift pro Tag berechnet worden.
Man hatte also wohl 10 bis 12 Stunden pro Manöver- und
Truppenübungstag im Dienst zugebracht und dafür zusätzlich je 24
Stunden Zeitvergütung erhalten. Dasselbe galt für Wachdienste und
Dienst auf See. Leistete also z.B. ein Soldat bei einer Truppenübung
den normalen Dienst von 10 bis 12 Stunden als Wachdienst, kamen dabei
10/12+24+24 Stunden gleich max. 60 Stunden zusammen - an einem
einzigen Tag!

Die perfide Täuschung reichte noch weiter: So stellte der
Heeresinspekteur eine Aufstockung der 5000 Wehrübungsplätze für
Reservisten auf 15.000 in Aussicht, die die anzurechnenden Zeitbudgets
mit erhöhten, dann aber auf 3000 reduziert und schließlich, weil
ungenutzt, ganz gestrichen wurden. Der Koalitions-Gesetzentwurf setzte
sich 1985 durch. Auch diese von Finckh genannte "Karlsruher
Betrügerei" kritisierte er scharf, und die Zentralstelle KDV
dokumentierte in einer Broschüre "Die Wochendienstzeit - eine
Fabelgröße. Anmerkungen zur Berechnung von Dienstzeiten bei Soldaten
und Zivildienstleistenden" (1985).

Tägliche Kleinarbeit. Die Aufdeckung der Zahlenmanipulationen
war zweifellos einer der Höhepunkte in Finckhs öffentlichem Wirken.
Kaum in die Öffentlichkeit hingegen drangen die vielen Fälle, die fast
täglich von jungen Leuten im Bremer Büro der Zentralstelle KDV
eingingen, in denen Rechtsverletzungen und missbräuchliche
Verfahrenspraktiken der Wehr- und Zivildienstverwaltung berichtet,
dokumentiert und beklagt wurden.

Junge Menschen, die als einberufene KDVer bei der Bundeswehr Befehle
verweigerten oder fahnenflüchtig wurden, meldeten sich über Freunde
als Gefangene aus dem Bundeswehrarrest und ersuchten mitunter
verzweifelt um Hilfe. Manche waren sogar suizidgefährdet. Eine der
schnellen Maßnahmen war es dann z.B., dass Finckh sich bei
entsprechenden Stellen persönlich einsetzte, falls nötig bis zum
Ministerium, oder dass Kontakte zu erfahrenen Anwälten und kirchlichen
Beiständen vermittelt wurden.

Als in Essen-Kray eine Bundeswehrkaserne den Namen von Gustav
Heinemann bekommen sollte, von dem der Satz "der Frieden ist der
Ernstfall" überliefert ist, fuhren Finckh und ein Mitarbeiter dorthin.
Finckh legte parallel bei einem Pressetermin in einer Kirchengemeinde
in einer Dokumentation mit dem Titel "Respekt vor
Gewissensentscheidungen" den wenigen anwesenden Medienvertretern Fälle
von KDV-Verfahren vor, in denen es die Bundeswehr an diesem
Grundrechte-Respekt eklatant vermissen ließ. Es war die erste, noch
handgemachte, gedruckte Materialie dieser Art, der noch viele folgen
sollten.

Im Lauf der Zeit sammelte sich ein stattlicher Umfang von
Informationsbroschüren an, in denen Finckh zu bestimmten Sachthemen
(z.B. "Wenn sie Dich holen ... Eine Information für KDVer bei der
Bundeswehr") mit rechtlichen Hinweisen und Kommentierungen von
Erlasspraktiken Stellung bezog, von denen eine Reihe abgedruckter
Faksimiles im Buch zeugen.

Finckh stritt sich leidenschaftlich nicht nur praktisch über die
Auslegung von Gesetzen und Durchführungsbestimmungen und forderte in
Stellungnahmen unermüdlich deren korrekte Beachtung und juristische
Einhaltung ein. Es ging schließlich um souveräne Verfassungsrechte
jedes Einzelnen. Er nahm auch in unzähligen Pressemitteilungen, Texten
und Artikeln politisch Stellung zu Fragen von Krieg und Frieden und
zur Ausgestaltung des Zivildienstes, was sich auch in Broschüren
niederschlug.

Nach 1990 geriet zunehmend die Frage der Legitimität der Wehrpflicht
und der Wehrgerechtigkeit in Finckhs kritischen Blick. Er widersprach
immer schon der Ansicht, die Wehrpflicht sei ein "legitimes Kind" der
Demokratie, hinterfragte entschieden den Männlichkeitswahn im
Soldat-Sein und zweifelte an, ob es im Wehrersatzwesen überhaupt noch
so etwas wie Wehrgerechtigkeit für alle gebe. Die an Personal stark
reduzierte und weitgehend professionalisierte Bundeswehr brauchte
immer weniger einfache Wehrpflichtige. Vor ihrer Aussetzung 2011 als
Unionsgeschenk an den Koalitionspartner FDP diente die Wehrpflicht im
Grunde nur noch dazu, etwa 30.000 Wehrpflichtige zu rekrutieren, vor
allem aber den Zivildienst mit ausreichend vielen anerkannten KDVern
zu versorgen. Wer nicht verweigerte und abwartete, hatte beste
Chancen, überhaupt nicht eingezogen zu werden.

25 Jahre Zentralstelle KDV. 1982 konnte die u.a. von dem
Sozialökumeniker, Versöhnungsbundgründer und evangelischen Theologen
Friedrich Sigmund-Schultze mit gegründete Zentralstelle KDV mit Finckh
als ihrem Vorsitzenden auf ein 25-jähriges Bestehen und Wirken
verweisen, wozu es im Bremer Gewerkschaftshaus eine öffentliche
Würdigung mit Diskussionsveranstaltung gab.

Zeitgleich erschien das Buch "Die Freiheit, Nein zu sagen. Vom Recht
der Kriegsdienstverweigerer 1957 bis 1982". Darin wurde neben anderen
Beiträgen von einem Autorenteam aus Experten und zwei
Zentralstellen-Mitarbeitern erstmals in zwei Abschnitten (S. 23-63)
eine kritische Darstellung und Bewertung des Wirkens der Zentralstelle
KDV und ihrer Vorläuferorganisation "Deutscher Ausschuss für Fragen
der Wehrdienstverweigerung" über den Zeitraum von 1953 bis 1982
vorgenommen. Sie sind zugleich als ein Beitrag zur pazifistischen
Geschichtsschreibung in der BRD anzusehen.

Finckh nahm auch politische Vertretungen z.B. im Beirat für den
Zivildienst beim zuständigen Bundesministerium wahr. Der hatte zwar
nur beratende Funktion, aber politisch führte an ihm kaum etwas
vorbei, was nicht kritischen Widerhall finden musste. Es mag
vielleicht nur am Rand interessieren, dass man auf der Bonner
Hardthöhe, dem Sitz des Verteidigungsministeriums von der Bremer
Zentralstelle KDV respektvoll als "Organisation Finckh" sprach.

Dabei bestand diese lange Zeit lediglich aus einem engen Parterre-Büro
mit zwei Schreibtischen und zwei alten Regalkommoden, dem in einer
Bürogemeinschaft mit EAK und SFD mit genutzten Schreibcomputer "HAL
2000" (ab 1978), so groß wie ein Harmonium, Kopierer, Telefon,
Tischoffsetdrucker, einigen stundenweise tätigen Schreib- und
studentischen Hilfskräften und den Delegierten von etwa zwei Dutzend
Organisationen, von EAK, KAK, Versöhnungsbund und Pax Christi bis zu
DFG-VK, Gewerkschaftsjugend und Totalverweigerern, die sich ein- bis
zweimal im Jahr trafen.

Finckh selbst war nie in einer Partei Mitglied, obwohl er stark mit
der sozialliberalen Reformpolitik sympathisierte und in Willy Brandts
Programm "Mehr Demokratie wagen" genau eines seiner Ziele formuliert
sah.

Er zeigte Zivilcourage und gratulierte 1977 dem neugewählten,
demokratischen amerikanischen Präsidenten Jimmy Carter persönlich in
einem Brief, damit die Hoffnung verbindend, die Amtsführung wieder an
Demokratie, Frieden und Menschenrechten auszurichten, woran es
Vorgänger wie Nixon und Ford so sehr missen ließen. Es war erst wenige
Jahre her, dass der Vietnamkrieg für die USA mit dem Debakel einer
Niederlage geendet hatte, gegen den in Westdeutschland und Berlin
Zehntausende Verweigerer protestierend auf die Straße gegangen waren.
Sogar US-amerikanische Deserteure wandten sich gelegentlich ratsuchend
an die Zentralstelle KDV.

Ab Beginn der 1980er Jahre professionalisierte sich die Arbeit der
Zentralstelle KDV zusehends durch hauptamtliche Mitarbeiter und
systematischen Einsatz von neuester Bürokommunikation, was die
"Schlagkraft" des Zentralstellen-Vereins beträchtlich erhöhte. Das
Büro arbeitete nun noch konzentrierter mit erfahrenen Anwälten in
Sachen KDV- und Wehrrecht zusammen, die Zentralstellen-Förderer
wurden. Für sie und einen großen Verteiler von Berater-Adressen
erschien ein eigener KDV-Informationsdienst, der "KID", in dem Urteile
aus der einschlägigen Rechtsprechung abgedruckt und z.T. kommentiert
wurden. Man kann das alles nachlesen in einer umfangreichen
Organisationsstudie von Norman Ciezki (Für das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung. Einfluß und Bedeutung der "Zentralstelle für
Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen
e.V.; Münster 1999).

Der Mensch Ulrich Finckh. Es gab so gut wie nichts, worüber
Finckh politisch und kulturell nicht informiert gewesen wäre. Zu
bekannten lokalen SPD-Politikern wie Ernst Waltemathe (MdB) und
Bürgermeistern wie Henning Scherf und Hans Koschnick bestanden
herzliche und freundschaftliche Bande. Manche Mitarbeiter trieb er
fast zur Verzweiflung, weil er so gut wie zu allem eine dezidierte
politische Meinung und gebildete Sachkenntnis vorzuweisen hatte. Das
trug ihm auch viel Achtung und Respekt ein. Finckhs
Toleranzverständnis Menschen in seinem Umfeld gegenüber war schier
grenzenlos.

Auch wenn er immer wieder seinem Naturell entsprechend zwischen seinen
vielen Gemeindeterminen mit Hochzeiten, Gottesdiensten,
Konfirmandenstunden, Seniorenausflügen und Beerdigungen Hektik
verbreiten konnte, war es angenehm, an seiner Seite mitzuarbeiten. Und
wer es verstand, konnte dabei viel über Menschenrechts- und
Öffentlichkeitsarbeit lernen.

Die enge Kooperation mit Finckh schärfte ungemein das eigene
empathische Rechtsempfinden. Die freundlich-menschliche Umgänglichkeit
Finckhs, sein bescheidenes, unkompliziertes Wesen und sein besonderer
Sinn für Humor erleichterte die Mitarbeit sehr. Er scherzt gerne und
kann herzhaft lachen bis zum Überschwang.

Wenn er mit dem eigenen Wagen zu Versammlungen der EAK oder der
Zentralstelle KDV unterwegs und noch Zeit war, konnte es sein, dass er
irgendwo vor dem Ziel von der Autobahn abfuhr und die restliche
Wegstrecke quer über Landstraßen in ansehnlicher Gegend und schöner
Natur zurücklegte. Dann betätigte er sich als gut informierter
Reiseführer, der über die Örtlichkeiten, die man passierte, Profundes
mitzuteilen wusste.

Langweilig wurde einem so in Finckhs Nähe nie. Das können gewiss auch
die fünf Kinder, zwei Töchter und drei Söhne, des nicht nur in
Erziehungs- und Bildungsfragen gemeinsam engagierten Elternpaares
bestätigen. Ein wesentlicher Teil des Buches ist dem Familienmenschen
Finckh, seiner Kindheit und Jugend zwischen "Hakenkreuz" und "Kreuz",
jungen Erwachsenen- und Studienzeit sowie dem Studenten- und
Gemeindepfarramt und abwechslungsreichen Leben in der eigenen Familie
gewidmet. Als Großfamilie, von der nicht alle in ein selbst großes
Auto passten und die älteren Kinder mit der Bahn anreisten, wurden
Ferien mit Wandern und Camping in der geliebten Südschweizer Bergwelt
immer zum besonderen Erlebnis. Die gemeinsamen Familienurlaube in
Oberitalien gerieten für alle zu regelrechten Bildungsreisen und
Vorerkundungen für Seniorenfahrten danach mit der Gemeinde in die
Schweiz und vor allem nach Italien zu den Renaissance-Städten und nach
Rom.

Finckhs 2015 verstorbene Frau Elisabeth (geb. Wirth), von Beruf
Diplom-Dolmetscherin, die er 1955 geheiratet hatte, war vor allem in
Frauenarbeitskreisen aktives Mitglied der Bremer SPD, was sich so
gesehen als beste erste Informationsquelle für ihn erwies. Seine
älteste Tochter, Ute Finckh-Krämer (Jahrgang 1956), war von 2013 bis
2017 SPD-Bundestagsabgeordnete und ist ehrenamtlich maßgeblich im Bund
für Soziale Verteidigung engagiert. Durch sie, die 1978 gerade
Mathematik studierte, hatte Finckh wertvolle Hilfe bei der Entwirrung
und Klärung des Statistik-Betrugs erfahren.

Herkunft und Theologie. Finckh, dessen Vater Anhänger der
Freimaurerlehre war, entstammt zwar pietistisch-schwäbischem
Hintergrund mit Querverbindung zur Mörikelinie - sein Onkel war der
Landesbischof Theophil Wurm -, studierte dann aber u.a. im
reformiert-aufgeklärten Marburg Theologie unter dem Bultmann'schen
Implikat der Entmythologisierung der biblischen Botschaft und seiner
Frage nach Glauben und Verstehen. Vor allem hörte Finckh die
Vorlesungen von Ernst Fuchs und Rudolf Bultmann.

Ihm war die Theologie der "echten" Bekennenden Kirche wichtig und er
suchte sich Dozenten aus, die dieser in der NS-Zeit angehört hatten.
Später wechselte er nach Göttingen zu Ernst Käsemann, um bei ihm sein
Studium mit einer Dissertation abzuschließen, mit dem es darüber aber
zu inhaltlichen Differenzen kam.

Finckhs Theologieverständnis ist reformiert-uniert einzuordnen, sehr
weltlich-protestantisch, nicht fromm evangelisch-lutherisch. Sein
Vorgänger in der Zentralstelle KDV war der Mitherausgeber der
Zeitschrift "Junge Kirche" und im Widerstand der Bekennenden Kirche
als Kurier tätige Theologe und Oldenburger Oberkirchenrat Heinz
Kloppenburg, der eine Barth'sche Tradition verkörperte. Der Krieg
zuvor, in welchem Finckh Flakhelfer und als 17-Jähriger
Wehrmachtssoldat geworden und kurzzeitig in amerikanische
Kriegsgefangenschaft geraten war, wurde für ihn wie für nicht wenige
zu einer Initialerfahrung, Krieg und Gewalt radikal abzulehnen.

1945 kam es im von den Theologen Hans Asmussen, Otto Dibelius und
Martin Niemöller formulierten und u.a. von den Landesbischöfen
Theophil Wurm und Hans Meiser, dem Oberlandeskirchenrat und späteren
Landesbischof Hanns Lilje sowie dem Synodalen und späteren
Bundesjustizminister und -präsidenten Gustav Heinemann
mitunterzeichneten "Stuttgarter Schuldbekenntnis" der Evang. Kirche in
Deutschland (EKD) zum Eingeständnis, angesichts von Diktatur und
Holocaust versagt und gefehlt zu haben. Das "Darmstädter Wort" des
Reichsbruderrats der Bekennenden Kirche, der dann als Bruderrat der
EKD weiterarbeitete, von 1948 ging noch weiter und benannte konkrete
"Irrwege". Beide Kirchendokumente galten nicht wenigen, so gewiss auch
dem bald angehenden Theologiestudenten Finckh, als Leitbild eines
kirchlichen Neuanfangs.

Eine kriegsbedingte ernste Erkrankung überstand Finckh und genas. Bis
ins hohe Alter über 80 Jahre erwies er sich als fitter Geher.

Für einen sozialen Friedensdienst. Finckh gehört zu den
Förderern von KDVern, die deren Antikriegs- und Friedensmotivation
ernst nahmen und ihnen auch die institutionalisierte Möglichkeit eines
sinnvollen alternativen Zivildienstes in der sozialen
(Gemeinde-)Arbeit ermöglichen wollten. Seine Kirchengemeinde Horn II
in Bremen zählte zu einem Kreis von evangelischen Abrüstungsgemeinden,
die 1971 als Modellversuch neben einigen Sozialen Friedensdiensten
(SFD), die in anderen Städten (Hamburg, Dortmund, Gelsenkirchen,
Frankfurt, Darmstadt, Göppingen) entstanden, den SFD Bremen gründeten,
dem Finckh lange Zeit im Vorstand und als Geschäftsführer angehörte.
Im Pfarrhaus fanden wöchentlich die Dienstbesprechungen der Zivis und
im Gemeindehaus die Mitgliederversammlungen des SFD statt.

Besonders dieser sehr selbständig organisierte und praxisbegleitend
arbeitende Bremer SFD war dem Kölner Bundesamt für den Zivildienst
(BAZ) stets ein Dorn im Auge, egal ob der Bundesbeauftragte für den
Zivildienst Hans Iven (SPD) oder Peter Hintze (CDU) hieß. Im
Zivildienst, den der Staat im Grunde nur als Ersatz und Strafe für die
abgelehnte Norm der Militärdienstleistung ansah, sollte es keinen
eigenen Motivansatz für ein Friedensengagement geben. Schon das war
wegen der Ungleichbehandlung von Anfang an ein Verfassungsverstoß. Wie
in der DDR offiziell der Staat die größte Friedensorganisation war,
erfüllte in der BRD die Bundeswehr vorgeblich diese Funktion.

In der ersten Hälfte der 1980er Jahre gab es mit neuem politischem
Rückenwind und gewechseltem CDU-Zivildienstbeauftragten im Bund einen
vehementen Angriff auf den Bremer SFD, dem eine andere
Organisationsstruktur aufgezwungen wurde. Durch geschicktes Verhandeln
vor allem auch von Finckh in Bonn war es möglich, den SFD zu erhalten
und die eigene friedensorientierte Praxisbegleitung weitgehend
fortzuführen.

Ulrich Finckh war international zu wenig bekannt, er wäre sonst
vielleicht ein Anwärter für den Friedensnobelpreis gewesen. Es gibt
weltweit wohl kaum jemanden, der für das Menschenrecht der
Kriegsdienstverweigerung und seinen Niederschlag in der
Friedensbewegung so viel und Grundlegendes getan hat wie er. Der an
entscheidender historischer Zäsur in den vergangenen Jahrzehnten die
nötige Stimme der Kritik und des Widerspruchs verkörperte. 1990, in
den letzten Monaten der DDR, existierte - nicht ohne gewisse Anstöße
der Zentralstelle KDV und von SFD-Vertretern vor allem aus Bremen noch
zu DDR-Zeiten - das liberalste KDV-Recht, das jemals in einem Staat
galt. Pfarrer Eppelmann, ehemaliger "Bausoldat", wie die legalen KDVer
zu DDR-Zeiten hießen, war als Verteidigungs- ein Abrüstungsminister.
Ansonsten brachte es nach 1990 im vereinten Deutschland mit dem
SPD-Politiker Reinhold Robbe ein Verweigerer immerhin zum
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestags. Momente aufscheinender
historischer Vision.

In keinem Land der Welt gibt es so viele KDVer und gediente Zivis,
deren Zahl in Gesamtdeutschland, also mit der DDR, in die Millionen
geht, viele davon heute im Rentenstand und selbst Großväter ihrer zum
Glück nicht mehr wehrpflichtigen Enkel und Urenkel. Es stellt ein
nicht zu übersehendes und übergehendes Friedenspotenzial in der
Gesellschaft dar, auch wenn die Militär- und bestimmte Parteipolitiker
bis ins Bundeswehr-Ministerium dies bis heute permanent ausblenden und
übergehen, statt darüber froh zu sein. Stattdessen wurden Soldaten in
gefährliche Auslandseinsätze befohlen, die dort wie bis heute in
Afghanistan als zum "Antiterrorkrieg" trainierende Truppe nichts zu
suchen haben. Hunderte von ihnen gerieten in schwierigen
Einsatzsituationen in ernste Gewissenstraumen und psychische
Bedrängnis. Die Freiheit wird, wie es der SPD-Verteidigungsminister
Peter Struck einst fälschlich behauptete, nicht militärisch am
Hindukusch verteidigt, sondern bewährt sich durch die Stärke ihrer
zivilen, sozialen und gerechten Werte.

Republikanischer Liberaler und Demokrat. Man kann an Finckhs
überaus integrer Person und Lebensleistung nicht wirklich etwas
aussetzen oder schmälern. Er ist im untadeligen Sinn ein
republikanischer Finckhs Demokratieverständnis ist außer am
Grundgesetz orientiert an den liberalsten Verfassungen der Welt in
England und den USA, seine Auffassung von Gewaltfreiheit ist u.a.
geschult an der Theorie und Praxis Martin Luther Kings und beeinflusst
von der Lehre Gandhis. Stimmen wie seine fehlen heute im flachen
Medien- und Mainstreamgebrabbel.

Seinem menschenrechtlich-ethischen Engagement wird man nicht gerecht,
ohne nicht auch weitere Tätigkeitsfelder und Stationen zu erwähnen. So
wirkte er am jährlich erstellten Grundrechte-Report mit, arbeitete in
der Humanistischen Union (HU) und der Gustav-Heinemann-Initiative
aktiv mit und gab die sozialkritische Zeitschrift "vorgänge" mit
heraus. U.a. darüber kam es zu Begegnungen und guten Bekanntschaften
mit Persönlichkeiten wie dem Bundesverfassungsrichter Helmut Simon,
dem Tübinger Professor Walter Jens und der SPD-Politikerin und auch
Zivildienst-Ministerin Renate Schmidt. Mit dem dann zum
Bundespräsidenten gewählten SPD-Politiker Johannes Rau verband ihn
schon seit gemeinsamer Zeit in der evangelischen Jugendarbeit eine
enge Freundschaft. Finckh unterhielt vielfältige persönliche Kontakte
zur SPD, aber hielt zur Partei Distanz.

1984 verlieh ihm die HU für seine menschenrechtlichen Verdienste den
Fritz-Bauer-Preis, den außer ihm u.a. Gustav Heinemann, Heinrich
Hannover, Eckhart Spoo, Ossip K. Flechtheim, Hanne und Klaus Vack und
Peggy Parnass erhielten.

Eine Reihe seiner Aufsätze und publizistischen Artikel, auch gerade
der 2007 unter dem Titel "Lug und Trug für die Bundeswehr"
veröffentlichte über die Statistik-Skandale, erschienen in der
Sammlung "Vom heiligen Krieg zur Feindesliebe Jesu. Beiträge zu
Rechtsstaat und Friedensethik" (Stuttgart 2011). im gleichen Jahr und
selben Verlag kam "Gottes Adoptivsohn. Theologische Skizzen für
kritische Leser" heraus, worin man Finckhs theologisches Verständnis
dargelegt und erläutert findet.

1991 ging Finckh in den "Un-Ruhestand", wie man das bei ihm nur nennen
kann, und blieb noch viele Jahre eng an seinen Themen und in
ehrenamtlichen Funktionen aktiv. Es gab weitere, runde
Geburtstags-Ehrungen durch das Land und die Stadt Bremen.

Finckhs Lebensrückblick im Buch endet mit dem Satz: "Mein Engagement
gegen Krieg und für Menschenrechte beschäftigt mich weiterhin sehr. Es
ist ein Teil des Bemühens um die Nachfolge Jesu und bleibt eine
wichtige Aufgabe, solange wir leben." Fürwahr, so ist es!


Ulrich Finckh: Pimpf, Pfarrer, Pazifist. Ein kritischer
Rückblick (1927-2017).

Band 42 der Schriftenreihe Geschichte & Frieden im Donat-Verlag;
Bremen 2018; 280 Seiten, 62 Abbildungen; 16,80 Euro


Elmar Klink ist seit 1971 Kriegsdienstverweigerer und war
Mitglied im Verband der KDVer (einer DFG-VK-Vorläuferorganisation).
1976/77 leistete er im SFD Bremen Zivildienst und arbeitete 1978 bis
1982 in der Zentralstelle KDV mit. Von 1991 bis 2008 war er beruflich
in der EAK tätig.
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MELDUNG/054: Ausbeutung arbeitender Kinder jetzt beenden


terre des hommes Deutschland e.V. - 11. Juni 2019

Ausbeutung arbeitender Kinder jetzt beenden!

Zum Welttag gegen Kinderarbeit am 12. Juni veröffentlicht terre des hommes
internationale Studie zu Kinderarbeit



Osnabrück, 11. Juni 2019 - Durch entschiedenes Engagement von Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft kann die Ausbeutung arbeitender Kinder beendet
werden. Derzeit arbeiten weltweit noch immer rund 150 Millionen Kinder,
davon 72 Millionen unter extrem ausbeuterischen Bedingungen, zum Beispiel
als Arbeitssklaven im Bergbau und in Steinbrüchen, auf pestizidverseuchten
Baumwollfeldern oder als Dienstmädchen. Diese Kinder tragen häufig schwere
körperliche und seelische Schäden davon, können nicht zur Schule gehen und
haben praktisch nie Zeit zum Spielen.

»Ausbeuterische Kinderarbeit muss heute nicht mehr sein! Es ist bekannt,
was getan werden muss, um sie sofort zu beenden«, erklärte Albert
Recknagel, Vorstandssprecher von terre des hommes. »In unserem diesjährigen
internationalen Kinderarbeitsbericht stellen wir erfolgreiche Strategien
gegen Ausbeutung aus Afrika, Asien, Europa und Lateinamerika vor und
benennen Ansatzpunkte für Regierungen, Behörden, Schulen und Lehrkräfte,
Städte und Gemeinden, Familien, Arbeitgeber, Gewerkschaften und
Handelsunternehmen, gegen Kinderarbeit vorzugehen. Der Kampf gegen
Ausbeutung ist eine Aufgabe, an der sich alle beteiligen müssen.«

terre des hommes fordert in diesem Zusammenhang die Bundesregierung auf, in
Deutschland das Ausmaß ausbeuterischer Kinderarbeit zu untersuchen. Bisher
sind Einzelfälle bekannt, es gibt aber keinen Überblick. International
sollte Deutschland eine Vorreiterrolle in der Allianz zur Beendigung von
Kinderarbeit einnehmen und mehr Mittel für die Förderung von Grundbildung
in der Entwicklungszusammenarbeit bereitstellen. »Ferner ist es unbedingt
notwendig, global verbindliche Regelungen für die Wirtschaft zu schaffen,
damit Unternehmen in ihren Lieferketten keine Kinder mehr ausbeuten können
und den Familien existenzsichernde Löhne gezahlt und faire
Arbeitsbedingungen zugestanden werden«, so Albert Recknagel.


Deutsche Kurzfassung: Kinderarbeitsreport 2019 »Ausbeutung jetzt
beenden: Was Kinderarbeitern wirklich hilft« (PDF-Dokument):
https://www.tdh.de/fileadmin/user_upload/inhalte/04_Was_wir_tun/Themen/Kinderarbeit/Childlabour_report_2019/Deutsche_Kurzfassung_Kinderarbeits-Report_2019.pdf

Englisch: »What works for working children: Being effective when tackling
child labour«, Terre des Hommes International Federation, Geneva 2019 (PDF-Dokument)

https://www.tdh.de/fileadmin/user_upload/inhalte/04_Was_wir_tun/Themen/Kinderarbeit/Childlabour_report_2019/2019-06_TDH-Child_Labour_Report_2019.pdf

 * 
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AUSSICHTEN/8668: Und morgen, den 13. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.06.2019 bis zum 14.06.2019 +++
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PARTEIEN/383: Brexit - und atlantische Interessen ... (SB)


Brexit - und atlantische Interessen ...



Nach dem formellen Rücktritt Theresa Mays als Vorsitzende der
konservativen Partei Großbritanniens am 7. Juni ist bei den Tories das
Rennen um die Nachfolge - und damit zugleich um das Amt des
Premierministers - in die heiße Phase getreten. Bis zum Mittag des 11.
Juni mußten mögliche Bewerber die Unterstützung von mindestens acht
Parteikollegen der konservativen Fraktion im britischen Unterhaus
vorweisen, um sich offiziell als Kandidat aufstellen zu dürfen. Zehn
haben dieses Kriterium erfüllt. Mehrere Wahlgänge sollen nun
durchgeführt werden, bis Ende Juni zwei Bewerber übriggeblieben sind,
zwischen denen die konservative Partei, die rund 150.000 Mitglieder
zählt, als ganzes bis Ende Juli in einer Stichwahl entscheiden soll.

Als haushoher Favorit gilt Medienliebling Boris Johnson. Der Absolvent
der Eliteschule Eton und frühere Journalist gibt sich seit Jahren
volksnah und redselig, was ihm zweimal die Wahl zum Bürgermeister in
der traditionell eher links tendierenden Hauptstadt London beschert
hat. Seine populistische Rhetorik trägt aber häufig fremdenfeindliche
Züge. Ob er das Volk einen kann wie einst Winston Churchill oder eher
à la Donald Trump spaltet, wird unter Experten kontrovers
eingeschätzt. Fest steht, daß Johnson - ähnlich den beiden genannten
Vorbildern - von maßlosem Ehrgeiz getrieben wird, der sich häufig in
Selbstüberschätzung und Fehlentscheidungen manifestiert.

Aus seinem letzten Griff nach dem höchsten Amt im Staat, als er nach
dem Referendum für den EU-Austritt im Sommer 2016 seinen früheren
Schulfreund David Cameron als Partei- und Regierungschef zu beerben
versuchte und es unter anderem durch einen öffentlichen Streit mit dem
eigenen Wahlkampfleiter Michael Gove gründlich vermasselte, wodurch
überraschend die frühere Innenministerin May in die Number 10 Downing
Street einziehen durfte, hat der Blondschopf ebenso gelernt wie aus
den darauffolgenden beiden Jahren als Außenminister, als sein loses
Mundwerk das Ansehen der britischen Diplomatie schwer in
Mitleidenschaft zog. Seit Wochen tritt Johnson in der Öffentlichkeit
kaum in Erscheinung und bearbeitet statt dessen in Hinterzimmern bei
Vieraugengesprächen diverse Fraktionskollegen, um sie für sich zu
gewinnen.

Berichten zufolge scheint die stille Offensive zu funktionieren. Im
Polit- und Medienbetrieb Westminsters reden inzwischen alle von der
hohen Professionalität von Johnsons Wahlkampfteam, das von dem von May
vor wenigen Wochen wegen des Streits um die Rolle des chinesischen
Konzerns Huawei beim Aufbau eines britischen 5G-Netzwerks gefeuerten
Ex-Verteidigungsminister Gavin Williamson geleitet wird und in Sachen
Organisation und Spendengelder den Kampagnen aller anderen Kandidaten
weit überlegen zu sein scheint. Hinzu kommt, daß sich Johnsons
gefährlichster Gegner, Umweltminister Gove, gerade in den letzten
Tagen selbst demontiert hat, als er zugeben mußte, in den neunziger
Jahren regelmäßig Kokain konsumiert zu haben, während er gleichzeitig
als Law-and-Order-Apostel in der Presse gegen eine mögliche
Liberalisierung der britischen Drogengesetze wetterte. Die peinliche
Koks-Affäre könnte dazu führen, daß am Ende des Monats nicht Gove,
sondern Außenminister Jeremy Hunt, bislang in den Umfragen der
drittbeliebteste Kandidat, gegen Johnson in der Stichwahl antritt.

Solange Johnson nicht in irgendein Fettnäpfchen tritt, dürfte er die
Wahl zum neuen Tory-Vorsitzender gewinnen, so lautet aktuell die
einhellige Meinung aller Politbeobachter. Nicht umsonst hat er vor
einigen Tagen versprochen, als Premierminister für eine deutliche
Steuererleichterung für Besserverdienende zu sorgen. Schließlich
gehört ein Gutteil der konservativen Parteibasis - ältere wohlhabende
Rentner aus dem Militär, der höheren Beamtenschaft sowie dem Londoner
Finanzsektor - genau zu dieser Bevölkerungsschicht. Im Gegensatz zu
Gove und Hammond will Johnson das Vereinigte Königreich ohne Wenn und
Aber am 31. Oktober aus der Europäischen Union führen. Er bekennt sich
zum ungeordneten Austritt und droht zudem, die von May mit Brüssel
vereinbarten Scheidungssumme - rund 40 Milliarden Euro - nicht zu
zahlen.

Die drastische Position Johnsons erklärt sich nicht zuletzt aus dem
Erfolg der Brexit Party bei den Europawahlen Ende Mai. Die Truppe um
den schamlosen Populisten Nigel Farage wurde stärkste Kraft und hat
die regierenden Tories auf den fünften Platz hinter den
Liberaldemokraten, den Sozialdemokraten und den Grünen verbannt. Im
Falle eines ähnlichen Ergebnisses bei einer britischen Parlamentswahl
drohte die Zahl der konservativen Mandate im Unterhaus von derzeit 313
auf rund 20 zu schrumpfen. Die Konservativen würden in der
Bedeutungslosigkeit versinken, die allermeisten Tory-Abgeordneten
verlören ihre Sitze und wären plötzlich arbeitslos.

Die zunehmende Gefahr eines No-Deal-Brexits mit allen zu erwartenden
Negativfolgen für die britische Wirtschaft sorgt für Aufregung und
Widerstand bei der Opposition und den pro-europäischen Konservativen
im Unterhaus. Bei einer Unterredung soll Arbeitsministerin Amber Rudd
Johnson vor einer Meuterei eines Teils der eigenen Fraktion im Herbst
gewarnt haben, sollte er tatsächlich den ungeordneten EU-Austritt
anpeilen und keine gütliche Einigung mit Brüssel erreichen. Ein
solcher Aufstand im Parlament käme für den neuen Premierminister einem
verlorenen Mißtrauensvotum gleich und würde Neuwahlen unvermeidlich
machen. Wegen dieser Eventualität hat der eifrigste EU-Gegner unter
den Kandidaten um den konservativen Parteivorsitz, der ehemalige
Brexit-Minister Dominic Raab, allen Ernstes angeregt, die
Wiederaufnahme der parlamentarischen Arbeit nach der Sommerpause zu
verschieben, damit der Brexit zu Halloween vom Unterhaus und damit
gegen den Willen der konservativen Minderheitsregierung nicht
verhindert werden kann.

Für alle Fälle hat Johnson ein As im Ärmel, nämlich die offene
Unterstützung für seine Kandidatur durch US-Präsident Donald Trump und
dessen früheren Politberater Steve Bannon. Seit seinem Rücktritt als
Außenminister im vergangenen Sommer hat sich Johnson offenbar mehrmals
in London mit Bannon getroffen und von dem konservativen politischen
Svengali beraten lassen. Beim Staatsbesuch in Großbritannien Anfang
Juni mischte sich Trump ebenso offen wie ungebeten in die britische
Politik ein und attestierte seinem "Freund" Johnson, er gäbe einen
"ausgezeichneten Premierminister" ab.

Damit die transatlantischen Pläne, das Vereinigte Königreich aus der
EU herauszulösen, um es endgültig zum Vasallenstaat der USA zu machen,
Wirklichkeit werden, will Washington sogar die Möglichkeit, daß bei
vorgezogenen Wahlen in Großbritannien die oppositionelle Labour Partei
gewinnt und deren Parteichef Jeremy Corbyn Premierminister wird,
konkret ausschließen. Wie die Washington Post am 10. Juni berichtete,
hatte Außenminister Mike Pompeo sechs Tage zuvor beim Treffen mit den
Führern der großen jüdischen Verbände der USA versichert, Washington
werde dafür sorgen, daß der pro-palästinensisch eingestellte Corbyn
niemals in die Number 10 Downing Street einzieht. Mit welchen Methoden
das State Department ein solches Szenario zu verhindern gedenkt, mußte
der ehemalige CIA-Chef nicht näher ausführen.

12. Juni 2019
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FRÜHGESCHICHTE/144: Eurasien - Stärkung politischer Netzwerke ging mit der Intensivierung des Ackerbaus einher (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 10.06.2019

Drastisch veränderte Ernährungsgewohnheiten früher Hirtennomaden
verbunden mit Ausbreitung politischer Netzwerke in Eurasien

Die Stärkung politischer Netzwerke ging mit der Intensivierung des
Ackerbaus einher und führte zur weiten Verbreitung von Hirse als
Nahrungsmittel bei Bevölkerungsgruppen in ganz Eurasien.



Eine Metaanalyse von Ernährungsdaten aus alten Tier- und Menschenknochen,
die an verschiedenen Orten in der eurasischen Steppe, vom Kaukasus bis zur
Mongolei gefunden wurden, belegt, dass Hirtennomaden ihr angebautes
Getreide über Handelsbeziehungen und soziale Netzwerke in der gesamten
eurasischen Steppe verbreitet haben. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel haben bereits
veröffentlichte Stabilisotopen-Analysen gesichtet und neue quantitative
Analysen durchgeführt, mittels derer menschliche Nahrungsaufnahmen mit
Umwelteinflüssen abgeglichen wurden. Anhand der Ergebnisse konnten die
Forscherinnen und Forscher die Aufnahme von Hirse in den Speiseplan
zeitlich besser eingrenzen und damit einen Zusammenhang zwischen dieser
veränderten Ernährungsweise und aufkeimenden soziopolitischen Netzwerken
belegen.

Durch ein Big-Data-Projekt, in dessen Rahmen über 1.000
Stabilisotopen-Datenpunkte untersucht wurden, waren die Forschenden nun in
der Lage, anhand der Informationen zur Nahrungsaufnahme in ganz Eurasien
einen frühen Übergang zur Landwirtschaft zu belegen. "Wir wussten bisher
überraschend wenig darüber, wie schnell sich Getreide in der eurasischen
Steppe verbreitet hat - das liegt zum Teil daran, dass sich die meisten
Grabungen auf Friedhöfe konzentrieren und nicht auf Siedlungen, wo die
Menschen ihre Essensreste entsorgt haben", erklärt Hauptautorin Alicia
Ventresca Miller, zuvor Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und heute
Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte. "Aber auch bei Ausgrabungen
von Siedlungen finden wir oft nur schlecht erhaltene karbonisierte
Saatgutreste. Deswegen sind die Stabilisotopen-Analysen menschlicher
Überreste aus dieser Region auch so wertvoll - sie bieten einen direkten
Einblick in die Ernährungsdynamik früher Hirtennomaden, die verschiedene
Umgebungen bewohnt haben."

Hirse verbreitet sich über die gesamte eurasische Steppe

Die ursprünglich in China kultivierte Hirse wurde wahrscheinlich schon
seit dem späten 3. Jahrtausend v. Chr. gelegentlich in kleineren Mengen
von Hirtennomaden in entlegenen Regionen Sibiriens und im südöstlichen
Kasachstan konsumiert. Dies korreliert mit der Ausweitung überregionaler
Netzwerke in der Steppe und dem damit verbundenen erstmaligen Austausch
von Objekten und Ideen über große Distanzen hinweg.

Zum festen Bestandteil des Speiseplans der Hirtennomaden wurde Hirse
jedoch erst tausend Jahre später. Zeitlich deckt sich dies mit der
Intensivierung komplexer politischer Strukturen zu Beginn der Eisenzeit.
Diese aufkeimenden soziopolitischen Verbindungen führten zu einem deutlich
intensiveren Austausch teurer Prestigeobjekte, wodurch politische
Netzwerke weiter gestärkt und die Verbreitung von Kulturpflanzen
erleichtert wurde.

Weizen und Gerste im Trans-Ural

Obwohl diese politischen Netzwerke auch mit Bevölkerungsgruppen im 
Trans-Ural bestanden, stand hier eher der Anbau von Weizen und Gerste im
Vordergrund. Dies könnte an den unterschiedlichen Anbautechniken, besserer
Wasserverfügbarkeit oder am höheren Wert dieser Kulturpflanzen liegen.
"Unsere Forschung lässt darauf schließen, dass Kulturpflanzen während der
Bronzezeit noch rare Luxusgüter waren, sich aber während der Eisenzeit zu
einem Mittel der Teilhabe an elitären politischen Netzwerken
entwickelten," sagt die Co-Autorin Professorin Cheryl Makarewicz von der
Christian-Albrechts Universität zu Kiel.

Regionale Unterschiede beim Hirsekonsum

Während Viehhaltung weit verbreitet war, konnte sich Hirse nicht in allen
Regionen durchsetzen. Im Südwesten Sibiriens basierte die Ernährung
hauptsächlich auf viehwirtschaftlichen Erzeugnissen sowie auf regionalen
Wildpflanzen und Fisch. Im Gegensatz dazu korreliert die verzögerte
Einführung von Hirse in der Mongolei während der späten Eisenzeit mit dem
Aufstieg des Nomadenreichs Xiongnu. "Dies ist besonders interessant, weil
es darauf schließen lässt, dass sich Gemeinschaften in der Mongolei und
Sibirien von der Umstellung auf Hirseanbau abgewandt haben, aber weiterhin
Kontakte zu benachbarten Stämmen gepflegt haben," erklärt Ventresca
Miller.

Diese Studie verdeutlicht das große Potenzial existierender Isotopen-Daten
für die Erforschung der menschlichen Nahrungsaufnahme in bisher wenig
untersuchten paläobotanischen Bereichen. Weitere Studien sollen klären,
welche Getreidearten genau für die Veränderung der Ernährung
ausschlaggebend waren (z.B. Besensorgho oder Kolbenhirse) und wie die
Tausch-Netzwerke die verschiedenen Regionen miteinander verbunden haben.


Originalpublikation:

Ventresca Miller und Makarewicz, "Intensification in pastoralist cereal
use coincides with the expansion of trans-regional networks in the
Eurasian Steppe", Nature: Scientific Reports (2019). DOI:

https://doi.org/10.1038/s41598-018-35758-w

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 10.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/446: Frankfurt/Oder - "Exil(e) und Widerstand", 20. bis 22. Juni 2019


Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)

"Exil(e) und Widerstand" - Jahrestagung der Gesellschaft für
Exilforschung e. V. an der Europa-Universität Viadrina



Von Donnerstag, dem 20. Juni, bis Samstag, den 22. Juni findet an der
Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) die internationale
Jahrestagung der Gesellschaft für Exilforschung statt. Unter dem Titel
"Exil(e) und Widerstand" diskutieren Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler Möglichkeiten und Formen des Widerstandes gegen den
Faschismus in Europa von den 1920er-Jahren bis in die 1970er-Jahre.
Mehrere Beiträge widmen sich zudem der Frage, in welchem Bezug dieser
Widerstand zum heutigen europäischen Erinnerungsdiskurs steht und wofür er
beansprucht wird.

Organisiert wird die Tagung von Prof. Dr. Kerstin Schoor, Inhaberin des
Axel Springer-Lehrstuhls für deutsch-jüdische Literatur- und
Kulturgeschichte, Exil und Migration der Europa-Universität, und Dr.
Konstantin Kaiser von der Österreichischen Gesellschaft für Exilforschung.

Die Jahrestagung wird am Donnerstag, dem 20. Juni, um 16.30 Uhr im
Logensaal des Logenhauses, Logenstraße 11, mit einem Vortrag von Prof. Dr.
Peter Steinbach, dem Wissenschaftlichen Leiter der Gedenkstätte Deutscher
Widerstand Berlin, eröffnet. Er spricht zum Thema "'Wahnfrei auf sich
selber stehen.' Exil und Widerstehen - Selbstbehauptung im Gegensatz".

Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler haben bei einem
Doktorandenworkshop am ersten Tagungstag bereits ab 9.00 Uhr die
Möglichkeit, ihre Projekte mit internationalen Expertinnen und Experten zu
diskutieren. An den darauffolgenden Tagen werden aktuelle
Forschungsarbeiten öffentlich vorgestellt. Die thematische Bandbreite
reicht vom "Widerstand gegen das nationalsozialistische Regime im
schwedischen Exil" über "Widerstandsnarrative im Exilverlag El Libro
Libre" bis zum "Rumänischen Antifaschismus - Besonderheit für eine
europäische Konzeption?"

Das komplette Programm unter:

https://www.kuwi.europa-uni.de/de/lehrstuhl/lw/diaspora/veranstaltungen/index.html

Die Veranstaltung ist öffentlich, um eine Anmeldung an folgende Adresse
wird gebeten:

Sekretariat-schoor@europa-uni.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution39

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de
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LESUNG/1868: Mönchengladbach - Samstagsgeschichten in der Stadtbibliothek am 15.6.2019


Stadt Mönchengladbach

LESEKIDS: Samstagsgeschichten in der Stadtbibliothek



Am Samstag, 15. Juni, um 11 Uhr entführt die Lesepatin Sarah Ammar
ihre kleinen - und großen - Zuhörer in der Stadtbibliothek wieder in
die faszinierende Welt von Büchern und Geschichten. Jede Menge
Vorlesespaß in Arabisch und Deutsch ist für die Zuhörerinnen und
Zuhörer garantiert. Lasst euch überraschen.

Geeignet für Kinder ab 5 Jahren. Der Eintritt ist frei.

Zentralbibliothek

Carl-Brandts-Haus

Blücherstr. 6

41061 Mönchengladbach

Weitere Infos unter www.stadtbibliothek-mg.de oder 0 21 61 25 63 45

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSTELLUNG/9681: Berlin - Ausstellung des Preises des Präsidenten der UdK Berlin 2019, 14.06.-20.07.2019


Pressemitteilung von: Universität der Künste Berlin

Ausstellung des Preises des Präsidenten der UdK Berlin 2019

14. Juni 2019: Ausstellung des Preises des Präsidenten der UdK Berlin
2019

Die Galerie Nord | Kunstverein Tiergarten zeigt Arbeiten von Claudius
Hausl, Magdalena Mitterhofer und Sandra Vater



Die Preisträgerinnen und Preisträger des diesjährigen Preises des
Präsidenten der UdK Berlin Claudius Hausl, Sandra Vater (beide Klasse
Prof. Karsten Konrad) und Magdalena Mitterhofer (Klasse Prof. Dr. Hito
Steyerl) zeigen ab dem 14. Juni ihre Arbeiten in der Galerie Nord |
Kunstverein Tiergarten.

Erstmals ist die Galerie Nord damit institutioneller Partner einer der
renommiertesten Auszeichnungen der Universität der Künste Berlin.
Ziel der Kooperation ist es, eine Brücke zwischen der
Ausbildungsinstitution und dem Kunstbetrieb zu schlagen. Der Preis
umfasst neben der Ausstellung jeweils einen monografischen Katalog.
Die Ausstellung läuft bis zum 20. Juli und ist damit auch Teil des
Programms des Rundgangs der UdK Berlin, der vom 12. bis zum 14. Juli
stattfindet.

Der Preis des Präsidenten der UdK Berlin für Meisterschülerinnen und
Meisterschüler (vormals "Meisterschülerpreis des Präsidenten") wird
seit 1997 jährlich in der Fakultät Kunst an der UdK Berlin
ausgeschrieben und an jeweils drei herausragende Meisterschülerinnen
und Meisterschüler vergeben. Die Fachjury unter dem Vorsitzenden des
Präsidenten der UdK Berlin, Prof. Martin Rennert, wählte die drei
Preisträgerinnen und Preisträger aus einer Ausstellung von zwölf
Nominierten, die vom 8. bis zum 10. Mai in der Quergalerie der UdK
Berlin zu sehen war.

Die Galerie Nord | Kunstverein Tiergarten ist eine zentrale
Institution für internationale Kunst, Wissenschaft und Kultur in
Berlin Moabit. Sie wird betrieben vom Kunstverein Tiergarten, der in
Kooperation mit dem Bezirksamt Mitte das inhaltliche Programm
gestaltet. Die Schwerpunkte der Galeriearbeit sind die Präsentation
und Vermittlung zeitgenössischer Kunst mit innovativem, kritischem und
gesellschaftsrelevantem Potential.

Ausstellungseröffnung:

Freitag, 14. Juni 2019, 19 Uhr

Mit Arbeiten der Preisträgerinnen und Preisträger 2019: Claudius
Hausl, Magdalena Mitterhofer und Sandra Vater

Zur Eröffnung sprechen:

Prof. Dr. Norbert Palz, Erster Vizepräsident der UdK Berlin

Dr. Ralf F. Hartmann, Vorsitzender des Kunstvereins Tiergarten

Veronika Witte, künstlerische Leitung der Galerie Nord

Begleitende Veranstaltungen:

Donnerstag, 20. Juni, 19 Uhr

Künstlergespräch

mit Veronika Witte, Künstlerische Leiterin der Galerie Nord |
Kunstverein Tiergarten

Donnerstag, 27. Juni, 19 Uhr

Performance

von Preisträgerin Magdalena Mitterhofer

Außerdem:

Freitag 12. bis Sonntag 14. Juli

Rundgang - Tage der offenen Tür in der UdK Berlin

Galerie Nord | Kunstverein Tiergarten

Turmstraße 75

10551 Berlin

www.kunstverein-tiergarten.de

Ausstellungszeitraum: 14. Juni bis 20. Juli 2019

Öffnungszeiten: Di - Sa, 13-19 Uhr, ab 1. Juli: Di - Sa, 12-19 Uhr

Eintritt frei

Universität der Künste Berlin

Postfach 120544, 10595 Berlin

Web: www.udk-berlin.de

Like us on Facebook: www.facebook.com/udkberlin

Follow us on Instagram: www.instagram.com/udkberlin

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9680: Essen - NEUE WELTEN. Die Entdeckung der Sammlung, 21. und 22.06.2019


Pressemitteilung von: Museum Folkwang

NEUE WELTEN. Die Entdeckung der Sammlung

Neue Sammlungspräsentation eröffnet am 21. Juni mit Programmhighlights
wie Konzerten, Silent Disco und Artists Talks



Essen, 7.6.2019 - Zur Eröffnung der Präsentation NEUE WELTEN. Die
Entdeckung der Sammlung bleibt das Museum Folkwang zur Mittsommernacht
24 Stunden lang geöffnet. Gemeinsam mit Oberbürgermeister Thomas Kufen
eröffnet Museumsdirektor Peter Gorschlüter am 21. Juni 2019 um 18 Uhr
die neue Sammlungspräsentation. Von Freitagabend bis Samstagabend
erwartet die Besucherinnen und Besucher ein attraktives und
abwechslungsreiches Programm. Während des Grand Opening finden 24
Führungen durch die 24 neu eingerichteten Sammlungsräume statt. Der
Eintritt und die Teilnahme an allen Veranstaltungen ist frei.

Zahlreiche Aktionen erwarten das Publikum: Von Künstlergesprächen mit
den Fotokünstlern Sven Johne (21.6., 19 Uhr) und Samuel Gratacap
(21.6., 22 Uhr) über Kuratorenführungen, Late Night Lectures mit den
Schauspielern Sabine Osthoff und Henrik Schubert (21.6., 23 Uhr und
22.6., 2.30 Uhr) bis zur Silent Disco Walking Tour: Dance around the
museum mit DJ Guru Dudu (21.6., 23 Uhr und 22.6., 1 Uhr). Mit dem
Physical Theatre werden Kunstwerke zum Leben erweckt (21.6., 20 - 23
Uhr).

Die große Ausstellungshalle wird für 24 Stunden in einen Indoor Garden
mit Liegewiese verwandelt. Dort stellen die vier Freundeskreise
Folkwang-Museumsverein, Kunstring Folkwang, Deutsches Plakat Forum und
Förderverein Fotografische Sammlung ihr Engagement für das Museum
Folkwang vor. An den Aktionstischen für Erwachsene und Kinder finden
offene Workshops u.a. zur "Freilichtmalerei" statt.

Auf der Pop Bühne auf der Museumswiese spielen die Bands Chai Khat (20
Uhr) und Dote (21 Uhr). Anschließend wird in der Cocktailbar im Altbau
mit den DJs Silk, Friedel Fadesse und Cramp bis in die Morgenstunden
getanzt.

Der 22. Juni beginnt um 5.30 Uhr mit Sonnenaufgangsführung,
Guten-Morgen-Yoga (7 Uhr) sowie einem Frühstückbuffet (7 - 10 Uhr).
Tagsüber bieten sich dem familiären Publikum viele weitere spannende
Aktionen. Besonderes Highlight ist die Museumsrallye NEUE WELTEN (10 -
17 Uhr). Auch am Samstag finden zur vollen Stunde Kurzführungen durch
die neuen Sammlungsräume statt.

Die Buchhandlung Walther König organisiert einen Sonderverkauf; Street
Food und eine Grillstation runden das Angebot ab.

NEUE WELTEN. Die Entdeckung der Sammlung

Die neue Sammlungspräsentation im Museum Folkwang erzählt in 24
thematischen Räumen medien- und epochenureifend von Aufbru in Neue
Welten. Jüngste Erwerbungen, kaum oder noch nie gezeigte Arbeiten
gehen mit den Meisterwerken der Sammlung inspirierende Verbindungen
ein. Malerei und Fotografie, Skulptur und Grafik, Weltkunst und Plakat
treten im Sinne der Folkwang-Idee in Dialog miteinander. So öffnen
sich für das Publikum vor Lieblingswerken, seltenen Exponaten und
Entdeckungen neue Welten und neue Perspektiven auf eine
traditionsreiche Sammlung.

Information

Grand Opening

NEUE WELTEN. Die Entdeckung der Sammlung

21. Juni, 18 Uhr, bis 22. Juni 2019, 18 Uhr

Eintritt frei

Programmhighlights

- 24 neue Räume in 24 Stunden. Kurzführungen zur Neupräsentation,
immer zur vollen Stunde ab 18 Uhr // zur halben Stunde führen die
Kuratorinnen und Kuratoren des Museum Folkwang durch die neuen Räume
(bis 0 Uhr)

- Künstlergespräche mit Sven Johne (19 Uhr) und Samuel Gratacap (22
Uhr)

- Silent Disco Walking Tour: Dance around the museum mit DJ Guru Dudu
(21.6., 23 Uhr und 22.6., 1 Uhr).

- Für Kinder: Taschenlampenführung zu den Tierdarstellungen im Helm
von Los Carpinteros (21.6., 22 Uhr)

- Late Night Lectures mit den Schauspielern Sabine Osthoff und Henrik
Schubert u.a. mit Texten von Haruki Murakami (21.6., 23 Uhr und 26.6.,
2.30 Uhr)

- Indoor Garden in der großen Ausstellungshalle, u.a. Liegewiese /
Chillzone und verschiedene Aktionstische für Kinder und Familien
(21.6. bis 22 Uhr; am 22.6. ab 10 Uhr) u.a. mit "Freilichtmalerei" und
Museumsrallye NEUE WELTEN (nur 22.6.)

- Pop Bühne auf der Museumswiese mit den Bands Chai Khat (20 Uhr) und
Dote (21 Uhr)

- Cocktailbar im Café Altbau mit den DJs Silk, Friedel Fadesse und
Cramp (22 - 6 Uhr)

- Street Food-Stationen / Getränkeausschank / Eiswagen: Terrasse
Haupteingang, Foyer, Große Ausstellungshalle und Museumswiese

Öffnungszeiten Di bis So 10 bis 18 Uhr, Do und Fr 10 bis 20 Uhr, Mo
geschlossen

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH
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AUSSTELLUNG/9679: Wolfsburg - Nik Nowak präsentiert "DELETHE" am 25.06.2019


Pressemitteilung von: Städtische Galerie Wolfsburg

Mensch Macht Maschine

Eröffnung zweite Fassung der Ausstellungsreihe

Nik Nowak präsentiert "DELETHE"

am 25. Juni 2019 um 18 Uhr



Es sprechen zur Eröffnung:

Frau Prof. Dr. Susanne Pfleger (Direktorin der Städtischen Galerie
Wolfsburg)

Herr Marcus Körber (Kurator der Städtischen Galerie Wolfsburg)

Nik Nowak ist Künstler, Musiker und Kurator. Seine medienübergreifende
künstlerische Arbeit befasst sich häufig mit der Wirkung von Sound, so
wie mit der Rolle von Soundsystemen als kulturelle Transmitter oder
akustische Waffen. Soundobjekte wie "Mobile Booster", "Panzer" und die
"Echodrohnen" verschafften ihm weltweite Aufmerksamkeit.

Neben seiner Ausstellungstätigkeit geht er dem Phänomen der mobilen
Soundsysteme seit Jahren auch wissenschaftlich nach und hält Vorträge
zu diesem Thema. Außerdem tritt er regelmäßig mit Live- und DJ-Sets
alleine oder mit seiner Band Schockglatze als Musiker auf.

Das Langzeitprojekt DELETHE wurde 2012 als Projekt des Künstlers Nik
Nowak, des Rechtsanwalts Philipp Brandt und des Kurators Peter Lang
(egründet. 2014 kamen die Kommunikationsdesigner VERBALVISUAL als
Kollaborateure hinzu. DELETHE befasst sich mit der Frage nach dem
Umgang und der Löschung von Daten nach dem Tod.

Es ist Forum, Selbstversuch und Service zugleich und möchte den
aktuellen Stand der Rechtslage mit der praktischen Umsetzbarkeit von
Löschung persönlicher Daten nach dem Tod abgleichen. Mit dem Tod eines
Menschen ergeben sich persönliche und rechtliche Fragen zum Umgang mit
den Daten in der virtuellen Realität. Profile in den sozialen
Netzwerken, Avatare, Accounts bestehen weiter. Wem gehören die Daten
nach dem Ableben, gibt es einen Rechtsanspruch auf Löschung und was
bedeutet der Kontrollverlust über die Daten? Gibt es ein Recht auf das
Vergessenwerden?

In der begehbaren Installation DELETHE spielen künstlerische
Reflektionen zum Wandel unserer Zeit sowie das Verhältnis konkreter zu
virtueller Realität in Bezug auf die Speicherung und Löschung von
Daten, Vergessen und Archivieren eine Rolle.

Nowak (*1981 in Mainz, lebt in Berlin) studierte von 2002 bis 2007
Kunst an der Universität der Künste, Berlin, war Meisterschüler von
Prof. Lothar Baumgarten und besuchte 2007 die Bildhauerklasse von
Xiang Jing an der Shanghai Normal University. 2007 wurde ihm das
Georg-Meistermann-Stipendium verliehen. 2014 kuratierte er in
Zusammenarbeit mit dem Museum Marta die internationale Ausstellung
"BOOSTER Kunst Sound Maschine" und wurde mit dem GASAG Kunstpreis
ausgezeichnet, der herausragende künstlerische Position an der
Schnittstelle von Kunst, Wissenschaft und Technik ehrt.

Begleitprogramm:

Künstlergespräch am Freitag, 06. September 2019 um 18:00 Uhr
Städtische Galerie Wolfsburg

Im Anschluss um 20:00 Uhr Filmvorführung im Hallenbad - Kultur am
Schachtweg

"WAR of ART" mit Nik Nowak als Gast

Im Gespräch gibt der Künstler Auskunft über seine Reise nach Nordkorea
und die Hintergründe zum Film.

(Mehr Infos: www.hallenbad.de)

Hallenbad - Kultur am Schachtweg

Schachtweg 31

38440 Wolfsburg

Änderungen vorbehalten!

Weitere Veranstaltungen finden Sie unter:

www.staedtische-galerie-wolfsburg.de/veranstaltungen/

Informationen zur den aktuellen Ausstellungen finden Sie unter:

www.staedtische-galerie-wolfsburg.de/ausstellungen/

Städtische Galerie Wolfsburg

Schloss Wolfsburg

Schlossstraße 8

38448 Wolfsburg

Telefon: +49.5361.28 10 10/12/17

Fax: +49.5361.281025

staedtische.galerie@stadt.wolfsburg.de

www.staedtische-galerie-wolfsburg.de

 * 
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AUSSTELLUNG/9678: Wien - Jakob Ehrlich "Status Quo II", 13.06.-10.07.2019


Pressemitteilung von: Wien Museum

Jakob Ehrlich "Status Quo II"

13. Juni 2019 bis 10. Juli 2019



Jakob Ehrlich beschäftigt sich mit Phänomenen wie dem kollektiven
Gedächtnis und den unterschiedlichen zeitgebundenen beziehungsweise
historischen Formen der Individualisierung des Menschen. Er setzt sich
mit der Frage auseinader, wie Menschen miteinander interagieren und
ist daran interessiert, Zustandsbeschreibungen einer ganzen
Gesellschaft anzufertigen.

Die Ausstellung Status Quo II thematisiert die historische und
gesellschaftliche Zeitspanne der Zweiten Republik. Diese von vielen
als "Ära des Wohlstands" wahrgenommene Zeit befindet sich nach Meinung
des Künstlers derzeit in einer Umbruchphase. Der Titel verweist auf
die gegenwärtige gesellschaftliche Verfassung, deren drastische
Veränderung sich abzeichnet. Diese klar zu deuten erweist sich jedoch
als schwierig.

Die Arbeiten fungieren als begehbarer soziologischer Schaukasten und
visualisieren mittels verschiedener Materialien und unterschiedlicher
Symbolik mit kritischem, zuweilen auch naivem Blick die fragile
Verfassung einer Demokratie.Der Künstler baut sein eigenes
Archivmaterial mit ein und entwickelt eine Methode, um die Praktiken
des Koexistierens zu hinterfragen.

Jakob Ehrlich, geboren 1987 in Wien | seit 2017 Masterstudium Critical
Studies an der Akademie der bildenden Künste Wien | 2011-2016 Studium
an der Gerrit Rietveld Academie Amsterdam, Bachelor of Arts in Fine
Arts 2016 | lebt und arbeitet in Wien.

Kontakt: icouldhavedancedallnight.nl

Mittwoch, 12. Juni 2019, 18.30 Uhr (Eröffnung)

Zur Ausstellung: Mag. Karin Schneider, Kunstvermittlerin und Zeithistorikerin

Donnerstag, 27. Juni 2019, 17 Uhr

Künstler Jakob Ehrlich im Gespräch mit Matti Bunzl (Direktor Wien Museum)
 
Anmeldung erforderlich!

WIEN MUSEUM

www@wienmuseum.at

 * 
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GLEICHHEIT/6884: US-Oberbefehlshaber für den Nahen Osten fordert dauerhaften Ausbau der Militärpräsenz gegen den Iran


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

US-Oberbefehlshaber für den Nahen Osten fordert dauerhaften Ausbau der
Militärpräsenz gegen den Iran

Von Bill Van Auken

12. Juni 2019



Der Oberbefehlshaber des Central Command, das für alle Operationen des
Pentagons im Nahen Osten zuständig ist, behauptete am Wochenende, der Iran
stelle weiterhin eine "unmittelbare" Bedrohung für Washingtons Interessen
in der Region dar. Deshalb sei möglicherweise eine dauerhafte militärische
Eskalation gegen das 82 Millionen Einwohner starke Land notwendig.

General Frank McKenzie hatte eine Rundreise durch die Region unternommen
und war u.a. in Bagdad und auf dem Flugzeugträger USS Abraham Lincoln, der
sich im nördlichen Arabischen Meer befindet. Während dieser Reise erklärte
er vor der Presse, er "verhandele" mit dem Pentagon über Pläne für die
"Bereitstellung von zusätzlichen Einsatzkräften in das Operationsgebiet",
um die militärische Kampagne gegen den Iran zu intensivieren.

Letzten Monat hatte die Trump-Regierung die Flugzeugträger-Kampfgruppe um
die USS Lincoln, eine Staffel von atomwaffenfähigen B-52-Bombern und 900
zusätzliche Bodentruppen sowie eine Patriot-Raketenbatterie in die Region
entsandt. Als Vorwand diente die Behauptung, sie sollten auf angebliche
Bedrohungen durch den Iran reagieren.

Zusätzlich gerieten Pläne an die Öffentlichkeit, laut denen bis zu 120.000
Soldaten in die Region entsandt werden sollen. Eine ähnlich große
Streitmacht wurde auch vor dem US-Überfall auf den Irak 2003
zusammengezogen.

General McKenzie behauptete, der Iran sei aufgrund der
Truppenstationierungen und Drohungen der USA "zurückgerudert und hat den
Kurs neu überdacht, auf dem er sich offenbar befand".

Allerdings, erklärte er gegenüber Associated Press: "Ich glaube nicht, dass
die Gefahr kleiner geworden ist. Ich halte die Bedrohung für sehr real."

Im Gespräch mit Reportern erklärte er, die Geheimdienstinformationen der
USA über die Bedrohung durch den Iran seien "klar" und "überzeugend". Er
fügte hinzu, diese angebliche Bedrohung sei "fortgeschritten, unmittelbar
und sehr konkret".

AP schrieb jedoch, der General habe keine näheren Informationen über die
"Bedrohungen" vorgelegt und erklärte, die "überzeugenden"
Geheimdienstinformationen seien allesamt geheim.

Bei einer Rede vor Tausenden von Matrosen auf dem Flugzeugträger USS
Lincoln erklärte McKenzie: "Ich bin der Grund, warum Sie hier sind. Ich
habe dieses Schiff wegen der anhaltenden Spannungen mit dem Iran
angefordert. Nichts macht so deutlich, dass man sich für jemanden
interessiert, wie ein 90.000 Tonnen schwerer Flugzeugträger mit allem, was
dazugehört.

Ich habe Sie hierhergebracht, um die Lage zu stabilisieren. Der Iran sollte
wissen, dass jetzt nicht die Zeit ist, etwas Dummes zu tun."

Dass Washington keine Beweise für die iranische "Bedrohung" liefern kann,
liegt nicht daran, dass die Geheimdienstdaten geheim sind. Diese Bedrohung
existiert nicht.

Doch die Leitmedien, deren "eingebettete" Reporter bewundernd McKenzie bei
seiner Reise durch den Nahen Osten begleiten, stellen die haltlosen
Anschuldigungen des Pentagon gegen den Iran weitgehend als Tatsachen dar.

Keiner von ihnen macht sich die Mühe, diese Vorwürfe im Kontext der
unablässigen Drohungen und Aggressionen des US-Imperialismus gegen den Iran
zu betrachten. Dieses unterdrückte Land wurde mehr als ein
Vierteljahrhundert von der brutalen, US-unterstützten Diktatur des Schahs
regiert, bevor dieser in der Revolution von 1979 gestürzt wurde.

Die Trump-Regierung hat die derzeitige Konfrontation durch eine Kampagne
vorbereitet, mit der sie "maximalen Druck" auf den Iran ausgeübt hat. Das
Ziel war, einen Regimewechsel in Teheran herbeizuführen und eine neue
US-Marionettendiktator an die Macht zu bringen.

Vor einem Jahr hat die Trump-Regierung einseitig das Atomabkommen mit dem
Iran von 2015 aufgekündigt. Seither hat sie das brutalste Sanktionsregime
der Geschichte gegen den Iran errichtet - eine Wirtschaftsblockade, die
einem Kriegszustand gleichkommt.

Letzte Woche hat Washington noch einen neuen Katalog von Sanktionen
hinzugefügt, darunter ein Embargo auf die iranische Petrochemie-Industrie.
Als Vorwand hierfür dient die Behauptung, sie würde die iranische
Revolutionsgarde finanzieren, die ein Teil des iranischen Militärs ist, den
Washington als internationale Terrororganisation einstuft. Im Gegenzug
erklärte Teheran das US Central Command zu einer terroristischen
Vereinigung.

Vor den jüngsten Sanktionen hatten die USA bereits ein Ölembargo verhängt,
das die Ölexporte des Iran auf null reduzieren soll. Dazu kamen Maßnahmen,
die den Iran vom US-dominierten internationalen Finanzsystem ausschließen,
sowie Sanktionen gegen die iranische Metallindustrie, neben der Ölindustrie
die wichtigste Quelle für Exporteinnahmen.

Das erklärte Ziel dieser Sanktionen ist, den Iran zu einer Neuverhandlung
des Atomabkommens zu zwingen. Teheran soll sich Washingtons Forderung nach
der vollständigen Einstellung seines Atomprogramms unterwerfen, seine
ballistischen Raketen aufgeben und alle Versuche einstellen, seinen
Einfluss im Nahen Osten auszuweiten. Dieses kolonialistische Diktat hat
Teheran ebenso zurückgewiesen wie Trumps zynische Behauptungen, er sei
offen für Gespräche. Die iranische Regierung wies darauf hin, dass es
zwecklos ist, mit einer Regierung zu verhandeln, die bestehende Abkommen
einfach zerreißt.

Der massive US-Militäraufmarsch hat die Lage im Persischen Golf nicht
"stabilisiert", sondern die Spannungen so weit verschärft, dass sich die
Region am Rande eines Kriegs befindet. Die Stationierung der
Trägerkampfgruppen und der Bomberverbände in der Region kommen noch hinzu
zu der Kette von US-Basen in der ganzen Region, durch die der Iran bereits
von Zehntausenden US-Soldaten dauerhaft umzingelt ist.

Sowohl die B-52-Bombergeschwader als auch das Kontingent aus 70
F18-Hornet-Kampfflugzeugen auf dem Deck der USS Lincoln haben provokante
Operationen in der Nähe des iranischen Luftraums durchgeführt.

Der Militärhaushalt der USA ist 50-mal größer als der iranische. Diese
Tatsache beantwortet hinreichend die Frage, wer hier wen bedroht.

Der iranische Außenminister Mohammad Javad Zarif wies am Montag bei einer
Pressekonferenz die Behauptung der USA zurück, der Iran würde die Region
destabilisieren.

Er fragte: "Wer sorgt für Instabilität in dieser Region? Haben wir Saddam
Hussein Waffen gegeben? Haben wir al-Qaida unterstützt? Haben wir den
libanesischen Ministerpräsidenten eingesperrt? Bombardieren wir täglich
Zivilisten im Jemen? Haben wir den IS und die al-Nusra-Front [die
al-Qaida-nahen Milizen in Syrien] unterstützt, oder haben sie amerikanische
Waffen von Saudi-Arabien erhalten?"

Die Glaubwürdigkeit von General McKenzies Behauptungen über eine
"unmittelbare Bedrohung" durch den Iran wurde letzten Monat durch die
Aussagen des britischen Generalmajors Christopher Ghika stark untergraben.
Ghika ist stellvertretender Kommandant und verantwortlich für die
Geheimdiensttätigkeiten im Rahmen von Operation Inherent Resolve, der von
den USA geführten Koalition, die in der Region stationiert wurde, um den IS
zu bekämpfen. Er erklärte offen, es gebe keine Bedrohung durch iranisch
gestützte Kräfte im Irak oder Syrien. Das Pentagon musste Gihkas
Stellungnahme dementieren, da sie direkt dem eigenen Narrativ zuwiderlief,
mit dem es das aggressive Aufgebot gegen den Iran rechtfertigt.

Bevor McKenzie zum Hauptquartier des US Central Command nach Tampa
(Florida) versetzt wurde, diente er im Pentagon als Direktor für
"Strategische Planung und Politik". Dies geschah zu der Zeit, als die
strategischen Pläne entworfen wurden, um den Schwerpunkt des
US-Militarismus im Ausland auf die Vorbereitung einer Konfrontation mit
seinen Konkurrenten unter den "Großmächten" zu verlagern, speziell mit
China und Russland.

Das Wall Street Journal schrieb am Montag, der Vorschlag des
CENTCOM-Befehlshabers für einen neuen Militäraufmarsch im Nahen Osten sei
eine "bedeutende Wende in der globalen militärischen Ausrichtung, die sich
unter der nationalen Sicherheitsstrategie der Trump-Regierung vom Nahen
Osten abgewandt und die Risiken durch die Konkurrenz von Russland und China
betont hat".

Das ist jedoch nur ein scheinbarer Widerspruch. Der US-Imperialismus
versucht, den Niedergang seiner wirtschaftlichen Hegemonie und den Aufstieg
Chinas zu einem potenziellen Rivalen zu kompensieren, indem er seine
militärische Stärke einsetzt. Damit will er seine unangefochtene Hegemonie
über die wichtigsten energieproduzierenden Regionen der Welt geltend machen
- vor allem über den Nahen Osten und Venezuela - und sich damit in die Lage
versetzen, China klein zu halten.

Gleichzeitig steht die Konfrontation mit dem Iran in Zusammenhang mit den
immer schärferen und zunehmenden Konflikten zwischen dem US-Imperialismus
und den europäischen imperialistischen Mächten um den Zugang zu Märkten und
Rohstoffen und um die globale Vormachtstellung.

Am Montag reiste der deutsche Außenminister Heiko Maas nach Teheran und
erklärte, er habe sich im Namen aller europäischen Großmächte,
einschließlich Großbritanniens und Frankreichs, für das Atomabkommen mit
dem Iran ausgesprochen, das Washington aufgekündigt hat.

Maas behauptete, "Instex" (Instrument zur Unterstützung von
Handelsaktivitäten), ein auf Tauschhandel basierendes, nicht in Dollar
geführtes System, das die amerikanischen Sanktionen umgehen und den Handel
zwischen den europäischen Staaten und dem Iran erhalten soll, werde "in
absehbarer Zukunft" in Kraft treten.

Gleichzeitig erklärte Maas, die europäischen Mächte wollten zwar ihre
Verpflichtungen einhalten und die Wirtschaftssanktionen aufheben, wenn der
Iran sein Atomprogramm einschränkt, allerdings könnten sie angesichts von
Washingtons Wirtschaftskrieg "keine Wunder" bewirken.

Angesichts dieser Großmachtrivalitäten könnte eine militärische
Konfrontation mit dem Iran einen dritten Weltkrieg auslösen, der mit
Atomwaffen geführt wird. Eine solche globale Katastrophe kann nur durch die
unabhängige politische Mobilisierung der internationalen Arbeiterklasse
gegen den Krieg und seine Ursache, das kapitalistische System, verhindert
werden.
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GRASWURZELREVOLUTION/1880: "Unser erstes Gesetz: Respekt"


graswurzelrevolution 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Unser erstes Gesetz: Respekt"

Joe Martin berichtet von den Tla-o-qui-aht First Nations über den
Kampf der Indigenen in Kanada für Menschenwürde

Das Gespräch führte Pit Budde



Viele Indigene Kanadas bezeichnen sich selbst als First Nations,
Erste Nationen. Die indigenen Tla-o-qui-aht gehören zu den
Nuu-chah-nulth. Sie nennen sich Tla-o-qui-aht First Nations, auf
Deutsch: "Volk, das anders ist, als es einst war". Joe Martin von den
Tla-o-qui-aht First Nations lebt an der Westküste von Vancouver Island
in Kanada. Seitdem er mit anderen Aktivist*innen der Tla-o-qui-aht
durch eine Blockade die Abholzung des Regenwaldes auf seiner
Heimatinsel Meares Island verhinderte, hat er als Sprecher der
Indigenen in Konferenzen, Vorträgen und in Medien auf die Zerstörung
des Gemäßigten Regenwaldes in British Columbia aufmerksam gemacht.
Durch einen Besuch in Deutschland Ende der Achtzigerjahre wurde eine
internationale Kampagne gestartet, durch die Jahre später der
Clayoquot Sound, die Heimat der Tla-o-qui-aht, zum Biosphären Reservat
ausgewiesen wurde. Der gemäßigte Küstenregenwald ist geprägt von
Bäumen, die bis zu 100 Meter groß und dreitausend Jahre alt werden
können. Das Holz aus diesem Regenwald ist begehrt zur Herstellung von
hochwertigem Zellstoff und für Gartenmöbel.

Die Indigenen der Region lebten traditionell vom Fischfang und von
der Jagd auf Meeressäuger. Sie sind berühmt für ihre kunstvollen
Schnitzereien, für Masken, Totempfähle und die kunstvoll gestalteten
Langhäuser. in denen mehrere Familien gemeinsam lebten.


Ich heiße Joe Martin, mein traditioneller Name lautet Kwa Kwa
Eath. Ich gehöre zu den Tla-o-qui-aht First Nations. Wir leben an der
Westküste von Vancouver Island und ich stamme aus dem Dorf Opitsath,
einer der ältesten Siedlungen auf Vancouver Island. Seit etwa 10.000
Jahren leben Menschen an dieser Stelle der Küste. Ich bin dort
aufgewachsen und lebe noch immer dort.

Vor mehr als 100 Jahren kamen die ersten "Indian Agents" der
kanadischen Regierung an die Küste, besuchten unser Dorf und sagten,
es sei ab jetzt ein Reservat. Das ist ein Gedanke, der mir überhaupt
nicht gefällt. Die Menschen aus meinem Volk haben so lange an diesem
Ort gelebt. Wir haben nie mit einer Regierung oder irgendjemandem
einen Vertrag abgeschlossen, wir haben nie unser Land verkauft, es
gehört immer noch uns, den Tla-o-qui-aht.

Es gibt eine Menge zu berichten um die Situation der First Nations in
Kanada zu verstehen, ganz besonders über die Residential Schools. Sie
wurden von den christlichen Kirchen oder der Regierung betrieben. Die
erste dieser Schulen auf Vancouver Island war eine christliche
Einrichtung. Sie wurde um das Jahr 1900 eröffnet und existierte bis in
die Siebzigerjahre. Danach wurde eine neue Schule in der Nähe von
Tofino gebaut, auf dem Festland gegenüber von Opitsath. Alle Kinder
der Völker, die an der Westküste lebten, wurden damals aus ihren
Familien abgeholt und in diese Internate gebracht. Das war der Beginn
des Residential School Syndroms, wie ich es heute nenne.

Die Kinder waren in der Fremde, weit weg von ihren Freunden und der
Familie. Sie wurden in Schuluniformen gesteckt und es wurde ihnen
verboten ihre Muttersprache zu sprechen. Sie sollten ihre eigene
Kultur vergessen und zu Weißen werden. Viele Kinder waren verzweifelt,
sie waren vorher nie von ihren Familien getrennt gewesen. Sie waren
unglücklich und weinten. Einige von ihnen wurden in den Schulen zu
Tode geprügelt oder sind verhungert. Andere wiederum sind bei dem
Versuch aus den Schulen zu fliehen, um zu ihrem Volk zurückzufinden,
unterwegs zu Tode gekommen.

Mehrere Generationen der First Nations haben dieses Trauma durchlebt.
Ich habe viele dieser Geschichten von meiner Mutter erfahren, die
selbst in eines dieser Internate gehen musste und das alles miterlebt
hat. Auch mein Vater und meine Brüder wurden in diese Schulen
gezwungen. Es war lange Zeit auch unter uns ein Tabu überhaupt darüber
zu sprechen. Das änderte sich in den letzten Jahren langsam. Ich
selbst bin nicht in einer dieser Schulen gewesen.

Als ich das Alter erreicht hatte, bin ich mit meinem Vater zum Fischen
aufs Meer hinaus oder in den Regenwald und habe alles, was wichtig
war, von ihm und meinem Großvater gelernt. Viele von uns haben in den
Residential Schools die eigene Kultur, die Muttersprache, die
Identität und den Respekt vor sich selbst verloren.

Bis heute siehst du überall in Kanada die katastrophalen Folgen dieser
Politik der Regierung und der Residential Schools.

Heute gibt es in Kanada ein großes Problem mit indigenen Frauen und
Männern, die einfach verschwinden oder ermordet werden. Einer der
schlimmsten Orte in Kanada ist Thunder Bay. Dort verschwinden häufig
junge Natives oder werden ermordet aufgefunden. Aber es gibt
vergleichbare Fälle im ganzen Land.

Zählst du die immensen sozialen Probleme in den Communities mit diesen
Fällen zusammen, dann ist es klar, dass die Lebenserwartung eines
Natives nur 60% der Lebenserwartung der anderen Kanadier beträgt.

Ein großes Problem ist für uns, dass viele von uns durch die
Zwangsinternate ihre Muttersprache und ihre Identität als Natives
verloren haben. Viele landen irgendwann auf den Straßen der Städte wie
Victoria, Port Alberni, Nanaimo und Vancouver. Es ist sehr traurig das
mitanzusehen. Ich habe Neffen und Nichten, die auf der Straße leben.
Es ist schrecklich und deprimierend. Zwei meiner Neffen sind letztes
Jahr ermordet worden. Meine Familie und ich, wir sind davon überzeugt,
dass sie ermordet wurden. Die Polizei hat sich keine große Mühe
gegeben den Fall aufzuklären. Wir spüren einen starken Schmerz in der
ganzen Familie. Stell dir vor, vergleichbare Dinge geschehen überall
im Land. Die betroffenen Familien werden den gleichen Schmerz fühlen
wie wir. Es ist sehr schwer darüber zu sprechen ohne zu emotional zu
werden.

Aber es gibt natürlich noch viele andere Dinge, mit denen wir zu
kämpfen haben, zum Beispiel die Ausbeutung der Bodenschätze und die
Abholzung der Regenwälder in unserer Heimat, dem Clayoquot Sound, die
immer noch weiter geht, sogar in unserem Tla-o-qui-aht Tribal Park.
Das macht mich wütend. Wer wird für diese Zerstörung bezahlen müssen?
Das sind unsere Kinder, die mit der Vernichtung ihrer Lebensgrundlagen
fertig werden müssen.

In den Tagen, seit ich in Deutschland bin, habe ich von den Protesten
der Schüler und Schülerinnen gehört. Ich habe mitbekommen, dass sie
jeden Freitag auf die Straße gehen und protestieren. Ich war noch auf
keiner der Demos, möchte aber unbedingt bei einer dabei sein. Ich habe
viel darüber in den sozialen Netzwerken gelesen. Die Kinder und
Jugendlichen sehen völlig zu recht ihre Zukunft in Gefahr.

Und genau das erinnert mich an die traditionellen Lehren meines
Volkes. Uns wurde beigebracht, dass wir die Verantwortung dafür tragen
die Welt besser zu machen und sie in einem guten Zustand an unsere
Kinder weiterzugeben. Solange ich lebe ist es meine Verantwortung die
Lebensgrundlagen der zukünftigen Generationen zu verbessern und nicht
sie zu vernichten.

Alle diese Lehren und die Gesetze, die wir einhalten müssen, wurden
bei uns in Geschichten, Tänzen und Zeremonien beigebracht und über
viele Jahrhunderte von Generation zu Generation weitergegeben.

Ich möchte noch über Kunst sprechen und darüber welch große Rolle sie
für uns spielt. Sie ist einfach ein wesentlicher Teil des Menschseins.

Als die Europäer in unseren Teil der Welt kamen, waren wir für sie
Analphabeten, denn wir konnten weder lesen noch schreiben. Für uns
waren die Europäer aber ebenso Analphabeten. Sie sahen unsere
Totempfähle und hatten keine Ahnung, was sie ihnen zu sagen hatten.

Wir lesen aus den Totempfählen unsere Verfassung und das überlieferte
Wissen und die Lehren unseres Volkes. Leider haben viele von uns diese
Fähigkeit durch die Residential Schools und den Einfluss der Weißen
verloren. Wir bemühen uns darum, so vielen wie möglich ihre
Muttersprache, Ihre Kultur und Identität zurückzugeben.

Das Lernen und das Vermitteln unseres Wissens begann im frühesten
Alter. Die Großeltern setzten sich zu ihren Enkeln, erzählten
Geschichten und vermittelten den kleinen Kindern die ersten Werte und
Lehren. Das erste Wissen oder auch Gesetz handelt vom Respekt. Das
Erlernen dieses Gesetzes begleitete dein ganzen Leben und endete für
uns erst mit dem Tod.

Bei Zeremonien und Versammlungen geschah es oft, dass ein Ältester
aufstand und zu erzählen begann. Alle waren still und hörten, was er
zu sagen hatte. Die Kinder hatten gelernt, dass sie von allen, ob Jung
oder Alt, mit Respekt behandelt werden. Das hatte sie gelehrt
diszipliniert zu sein. Sie lernten sich selbst zu respektieren, andere
zu respektieren und die Natur und alle lebenden Dinge mit gleichem
Respekt zu behandeln.

Es gab andere Gesetze, in denen festgelegt war wie mit der Natur und
ihren Schätzen umgegangen werden darf.

Wir können nicht einfach in den Wald gehen und uns alles holen, was
uns gerade in den Sinn kommt. Wir dürfen nur das nehmen, was wir
wirklich benötigen.

Wenn du zum Beispiel einen Baum gefällt hast, dann musst du ihn
komplett verwerten, nicht nur einen Teil davon. Wenn du dazu nicht in
der Lage warst, musst du ihn mit anderen teilen. Auf diese Art und
Weise wurden die Schätze des Waldes wirklich komplett genutzt.

Aus einem Baum kannst du ein Kanu bauen oder Masken, einen Totempfahl
oder andere Dinge schnitzen. Die Abfallstücke werden als Feuerholz
genutzt, mit den Sägespänen kannst du im Haus den Boden belegen, aus
der Rinde Kleidung und Seile herstellen.

Bevor aber ein Baum gefällt wurde, das habe ich von meinem Vater und
von meinem Großvater gelernt, musste der richtige Baum erst einmal
ausgesucht und gefunden werden. Du musstet den Ort, an dem der
ausgewählte Baum stand, immer wieder besuchen. Du musstest sicher
sein, dass kein Adler sein Nest in diesem Baum baut, keine kleinen
Vögel darin nisten, dass keine Bärenhöhle, kein Wolfsversteck in der
Nähe ist. Beim ersten Mal kannst du so etwas nicht sehen. Die Bäume
sind hoch und du brauchst viele Besuche, um sicher zu sein, dass du
diesen Baum fällen kannst.

So ein Baum durfte auch niemals im Frühjahr oder im Sommer gefällt
werden. Wir mussten uns an viele Regeln halten. Manche Leute denken,
du gehst in den Wald und fällst irgendeinen Baum. Nein, so ist es nie
gewesen.

All das hat mit unserem ersten Gesetz, mit dem Respekt zu tun. Du
musst alle Wesen respektieren, alle die dort leben.

Ganz besonders musst du auch das Wasser mit Respekt behandeln. Wasser
ist das wichtigste Gut, das wir besitzen, ohne Wasser gäbe es kein
Leben.

Das nächste ist die Luft, wir brauchen frische saubere Luft zum Leben
genau wie alle anderen Lebewesen.

Im Clayoquot Sound gibt es mittlerweile ein Biosphären Reservat. Wir
betrachteten die Entwicklungen im Biosphären Reservat mit großer
Sorge. Es gibt Bestrebungen von großen Konzernen dort einen Tagebau zu
betreiben. Sie wollen mitten im Regenwald im großen Stil Erze abbauen.
Doch die Menschen bei uns sind dagegen und sagen "Nein!"

Nach wie vor werden im Regenwald immer noch viele Jahrhunderte alte
Bäume abgeholzt. Sie wuchsen schon dort, bevor die Europäer das erste
Mal ihren Fuß auf unseren Kontinent gesetzt haben. Durch die
Einrichtung des Biosphären Reservats hat die Geschwindigkeit und die
Menge des geschlagenen Holzes abgenommen, aber gestoppt ist die
Abholzung bislang nicht.

Der Kahlschlag an den Hängen im Regenwald lässt eine zerstörte
Landschaft zurück. Der Abfall und die Erde, die nicht mehr durch die
Wurzeln festgehalten wird, wird in die Täler geschwemmt und zerstört
viele der kleinen Bäche und Flussläufe in denen die Lachse laichen.
Nach und nach wird der Lebensraum der Lachse, sie sind die wichtigsten
Tiere in unserem Regenwald, zerstört. Die Lachse kommen in einem
Zyklus von mehreren Jahren aus dem Meer in die Flüsse und Bäche zurück
um dort zu laichen. Die Adler, die Bären und viele andere Tiere
ernähren sich von ihnen. Die Überreste bleiben im Regenwald und sind
der Dünger, der die Bäume so groß und alt werden lässt.

Ein großes Problem sind seit einigen Jahren die Fischfarmen in der
Region, die unbedingt wieder verschwinden müssen. Diese Farmen
bedrohen das gesamte Ökosystem. Es ist so vieles, was in den
Fischfarmen geschieht, von dem die meisten Menschen nichts wissen.
Selbst wenn du dort bist siehst du erst einmal nur das, was an der
Wasseroberfläche passiert. Du hast keine Ahnung wie es darunter
aussieht. Seeläuse und verschiedene Viren befallen die Lachse, die
dort in einer Massentierhaltung auf engstem Raum leben.

Ein anderes Problem ist die Verschmutzung des Meeresbodens durch die
Fischfarmen. Der Boden unter den Farmen ist teilweise mit einer dicken
Schicht von Abfall bedeckt und die Fische schwimmen in ihrer eigenen
Scheiße. Es ist so wie in anderen Massentierhaltungen. Die Lachse in
den Farmen werden mit Medikamenten und Chemikalien behandelt, die im
Meer bleiben und das ganze Ökosystem schädigen. Viele der Wildlachse
stecken sich mit Krankheiten an, wenn sie an den Farmen
vorbeischwimmen. So etwas hat es vorher noch nie gegeben. Es gibt so
viele Dinge, auf die wir achtgeben müssen.

Wenn du hier gezüchteten Lachs siehst, ganz gleich ob aus Norwegen,
den USA oder Kanada, es ist immer das gleiche.

Du musst also wirklich aufpassen was du kaufst und isst. Letztendlich
sind wir alle auf eine gesunde Umwelt und gesunde Nahrung angewiesen.

Bevor die ersten Europäer in unseren Teil der Welt kamen, kannten wir
nur wenige Krankheiten. Unser kleines Volk der Tla-o-qui-aht bestand
damals aus etwa 7.000 bis 10.000 Menschen. Die europäischen Seeleute
haben dann Krankheiten eingeschleppt wie Tuberkulose, Pocken und
andere. Um das Jahr 1900 bestand unser Volk nur noch aus etwa 120
Menschen, die alle im Dorf Opitsath lebten. Die Regierung dachte wir
würden bald nicht mehr existieren. Dann kamen sie und sagten, wir
würden ab jetzt in einem Reservat leben. Sie nahmen uns alle
religiösen Gegenstände, die Masken, alles was wie Kunst aussah. Sie
nahmen die Totempfähle mit. All das kannst du jetzt in Museen auf der
ganzen Welt ansehen, auch in Deutschland. Natürlich wollen wir all
diese Dinge zurück. Sie sind ein wichtiger Teil unserer Kultur,
Religion und Identität.

In den letzten zehn Jahren hat sich an unserer Situation eigentlich
nicht viel geändert. Wir müssen noch immer vor den kanadischen
Gerichten für unsere Rechte kämpfen. Zum Beispiel kämpfen wir seit
Jahren für unser Recht auf Fischfang. Wir haben Probleme mit dem
Fischereiministerium und sind ständig vor Gericht. Große neue Probleme
sind zum Beispiel Pipelines, die gegen den Willen der Natives durch
das Land von First Nations gebaut werden sollen. Dort werden die
Arbeiter von bewaffneter Polizei geschützt, um auf dem Land der
Natives, gegen deren Willen, die Pipeline zu bauen Die gleichen
Probleme gibt es mit Fracking auf dem Land verschiedener First
Nations.

Die Regierung spricht immer über Wiedergutmachung für das, was man uns
in den letzten Jahrhunderten angetan hat. In der Realität zählt aber
nach wie vor vor allem das Interesse der Konzerne und das große Geld.


Pit Budde hat das Gespräch mit Joe Martin für die GWR geführt
und zusammengefasst. Am 22. Februar 2019 waren beide mit 10.000
AntirassistInnen auf der Demo gegen den Neujahrsempfang der AFD in
Münster, an dem sich auch die FfF-Bewegung beteiligte. Anschließend
war er in Berlin und hat in der Sammlung des Ethnologischen Museums
zig Gegenstände gefunden, die Anfang des 20. Jahrhunderts bei den
Tla-o-qui-aht gesammelt oder gestohlen wurden. Teilweise konnte er die
Gegenstände seiner eigenen Familie zuordnen.

Es wird Gespräche über eine Kooperation und Rückgabe der Gegenstände
gehen.

 * 

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Joe Martin in einem der von ihm gebauten traditionellen Kanus, die
früher von Indigenen zur Jagd genutzt wurden. Heute nimmt Joe
Besucher*innen in seinen Kanus mit zum Bear-Watching entlang der
Küste. Seine Töchter bieten mit seinen Kanus Touren durch den
Clayoquot Sound an, bei denen traditionelles indigenes Wissen
vermittelt wird.

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 439, Mai 2019, S. 15

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2389: Mit 550 Euro durch den Monat?


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6 · Juni 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Mit 550 Euro durch den Monat?

Ausbildungsvergütung unter der Armutsgrenze

von Manfred Dietenberger



Beginnen Schulabgänger eine Berufsausbildung, ist dies der Start in
ein neues Leben. Bisher nur Taschengeldempfänger, halten sie die erste
Ausbildungsvergütung vielleicht noch für viel Geld. Rasch stellt sich
Ernüchterung ein, sie merken, vom ersten eigenen "Einkommen" können
sie weder eine eigene Wohnung mieten, noch unabhängig von den Eltern
auf eigenen Beinen stehen. Das ist skandalös, aber nicht neu:
"Brauchst du 'nen billigen Arbeitsmann, schaff dir einen Lehrling an",
war schon vor 50 Jahren eine der Parolen der Lehrlingsbewegung.

Aus Lehrlingen wurden inzwischen Auszubildende (Azubis), aber auch
heute reicht die Ausbildungsvergütung hinten und vorne nicht zur
Existenzsicherung. Was Lehrlinge derzeit bekommen, ist von Branche zu
Branche und auch regional sehr unterschiedlich. Ein angehender Maurer
z.B. bekommt derzeit eine Ausbildungsvergütung von bundesweit
durchschnittlich 1159 Euro.

Mit durchschnittlich 1088 Euro Ausbildungsvergütung liegen auch
Mechatroniker noch an der Spitze. Im statistischen Keller treffen wir
Azubis im Friseur- (584 Euro) und Schornsteinfegerberuf (518 Euro) an.
In thüringischen Kfz-Werkstätten wid man im ersten Lehrjahr mit 610
Euro abgespeist, in Baden-Württemberg liegt der Tarifsatz bei 819
Euro. In Brandenburg gibt es im dritten Lehrjahr nur 660 Euro, 300
Euro weniger als in Baden-Württemberg.

Dank der vom Bundesinstitut für Berufsbildung (BiBB) veröffentlichten
Erhebung wissen wir darüberhinaus: Nur jeder fünfte Auszubildende
kommt auf eine monatliche Ausbildungsvergütung von 1050 Euro oder
mehr; etwas mehr als die Hälfte erhält zwischen 800 und 1050 Euro, ein
Viertel weniger als 800 Euro. Pauschal lässt sich sagen, dass es die
höchsten Ausbildungsvergütungen im öffentlichen Dienst gibt. Die rote
Laterne leuchtet im Westen für die Azubis im Handwerk; im Osten für
die in der Landwirtschaft.

In einer wachsenden Anzahl nichttarifgebundener Betriebe werden jedoch
häufig, und bislang ganz legal, deutlich niedrigere Vergütungen
gezahlt. Denn nichttarifgebundene Betriebe dürfen die Azubitarife um
bis zu 20 Prozent unterschreiten. Dort, wo die Vergütung besonders
niedrig ist, sind die Abbrecherquoten extrem: Im Friseurhandwerk etwa
starten pro Jahr durchschnittlich etwas mehr als 10.000 Jugendliche
eine Ausbildung, etwa 5.000 halten bis zur Prüfung durch.

Es überrascht nicht wirklich, dass gerade in den Branchen, in denen
die Ausbildung am kostenintensivsten ist (hauptsächlich in der
Industrie) und die Auszubildenden am wenigsten Profit erwirtschaften,
die Ausbildungsvergütungen am höchsten sind. Das ist so, weil sie dort
von mitgliederstarken Gewerkschaften erkämpft oder ausgehandelt
wurden. Die niedrigsten Ausbildungsvergütungen gibt es in den kleinen,
kaum oder gar nicht gewerkschaftlich organisierten Betrieben.


Die Organisationsschwäche der Gewerkschaften in diesem Bereich
darf jedoch nicht länger zu Lasten der Auszubildenden gehen. Deshalb
fordert der DGB seit Jahren neben dem Mindestlohn auch eine
Mindestausbildungsvergütung. Den Mindestlohn gibt es inzwischen,
bekanntlich weder in auskömmlicher Höhe noch für alle. Aber der findet
auf Azubis keine Anwendung, da es sich um ein sogenanntes
Bildungsverhältnis, nicht um ein Arbeitsverhältnis handelt.

Auf Druck der Gewerkschaften vereinbarte die GroKo im
Koalitionsvertrag, eine Mindestausbildungsvergütung im
Berufsbildungsgesetz zu verankern. Das Gesetz sollte bis zum 1.August
2019 beschlossen werden und zum 1.Januar 2020 in Kraft treten. Nun hat
das Bundeskabinett erstmals eine solche Mindestausbildungsvergütung
beschlossen.

Die Debatte darum ähnelt stark der Auseinandersetzung um die
Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns vor über fünf Jahren.
Holger Schwannecke, Generalsekretär des Zentralverbands des Deutschen
Handwerks (ZDH) jammert erwartungsgemäß: "Eine solche
Mindestausbildungsvergütung wird besonders kleine Handwerksbetriebe in
strukturschwachen Regionen belasten."

Insgeheim lacht er sich ins Fäustchen. Nach dem neuen Gesetz ist ab
2020 eine Mindestausbildungsvergütung von sage und schreibe 515 Euro
im ersten Ausbildungsjahr vorgesehen. Dieser Basiswert soll bis 2023
in drei Stufen auf 620 Euro steigen. Die Vergütungen für das zweite,
dritte und vierte Lehrjahr sollen durch prozentuale Aufschläge von
18,35 bzw. 40 Prozent auf das jeweilige Basisjahr ermittelt werden. Im
Jahr 2023 mit einem Basiswert von 620 Euro wäre demnach mit einer
Ausbildungsvergütung von 868 Euro im vierten Lehrjahr zu rechnen.

Unter dem Vorwand des Schutzes der Tarifautonomie wurde überdies eine
Hintertür eingebaut, nämlich die Möglichkeit, dass Betrieben die neuen
Vergütungen auch unterschreiten können, sollten sich die Tarifpartner
auf eine niedrigere Vergütung im Tarifvertrag einigen.

Dies, und dass "die neuen Regelungen nicht auf laufende
Ausbildungsverträge Anwendung finden" lässt die Herzen der
Unternehmervertreter hoch schlagen. Davon erhoffen sich
"Sozialpartner" und Politik eine höhere Tarifbindung. Der DGB zahlt
für diesen Kompromiss einen hohen Preis. Nach seinen eigenen
Schätzungen würden selbst bei einer Mindestvergütung von 635 Euro im
ersten Jahr gerade mal 162.000 von rund 1,3 Millionen Auszubildenden
profitieren.

Es war nicht zuletzt das gute persönliche Verhältnis des
Arbeitgeberpräsidenten Kramer zum DGB-Vorsitzenden, das den faulen
Kompromiss ermöglicht hat. Damit hat sich Hoffmann indes ziemlich weit
von der eigenen Basis entfernt: Der letzte DGB-Bundeskongress hatte
vor einem Jahre eine Mindesthöhe von 80 Prozent der durchschnittlichen
tariflichen Ausbildungsvergütungen beschlossen, das waren damals 635
im ersten Ausbildungsjahr sowie 696 und 668 Euro in den Folgejahren.

Hoffmann ließ sich nun auf 515 Euro für das erste Lehrjahr
runterhandeln, dafür akzeptierte Kramer die moderaten Erhöhungen im
zweiten und dritten Jahr. Hoffmann sozialpartnerte also ohne bzw.
gegen sein Mandat, während Kramer sich vor seiner Zustimmung noch den
Segen von Handwerkspräsident Hans Peter Wollseifer geben ließ. Das war
deshalb wichtig, weil ein Großteil der beruflichen Ausbildung im
Handwerk stattfindet, zu dem auch die Branchen gehören, die zum Teil
deutlich weniger als 500 Euro an ihre Azubis zahlen.

Als Orientierung wie hoch eine Mindestausbildungsvergütung zu sein
hätte, seien folgende Eckpunkte genannt: Die Armutsgefährdungsgrenze
liegt bei 1064 Euro, die Pfändungsgrenze bei 1140 Euro,
Warenkorbberechnungen für ein existenzsicherndes Leben kommen auf
1000-1200 Euro.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6, 34. Jg., Juni 2019, S. 9

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln
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VORWÄRTS/1471: Trage rot am Freitag


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 17/18 vom 31. Mai 2019

Trage rot am Freitag

Kurzinterview mit Anna-Lena Imbach von Sabine Hunziker



Erkennungszeichen haben eine unglaublich grosse Wirkung und
unterstützen den Frauen*streik. Im Sinne eines Countdowns bis zum
14. Juni lancierten das Streikkollektiv "Bildung" und der VPOD Zürich
eine spannende Kampagne. Anna-Lea Imbach vom VPOD erklärt die
Aktion.


Der Aufruf fand sich in den "sozialen Medien" rund um den
Frauen*streik: "Um mit Kolleg*innen ins Gespräch zu kommen und uns als
Streikunterstützer*innen zu outen, tragen wir ab sofort jeden Freitag
rot. Unterstütze auch du den Frauen*streik! Zeige dich am Freitag in
rot und poste dein Foto unter #frauenstreik2019 und #roterfreitag.
Wirklich fanden sich bald viele Fotos im Netz, wo Frauen* und Männer*
sich mit roten Schals, Shirts oder Pullovern und so weiter Solidarität
zeigten.


Sichtbarkeit schaffen

Doch was genau steht hinter der Kampagne? Warum zeigen sich viele
Aktivist*innen mit roten Kleidern? Anna-Lea Imbach vom VPOD erklärt es
in einem Kurzinterview:


vorwärts: Jeden Freitag rote Kleider tragen: um was geht
es bei der Kampagne?

Anna-Lea Imbach: Die Aktion ist beim zweiten Treffen des
Streikkomitees Bildung am 14. Januar entstanden. Wir hatten Dana
Blanchard zu Besuch. Sie ist ehemalige Lehrerin und Aktivistin in den
Lehrer*innenstreiks in den USA. Wir haben sie am 11. und 12. Januar im
Volkshaus getroffen, wo sie im Rahmen einer Veranstaltung am Anderen
Davos einen Workshop leitete. Spontan luden wir sie ein, an unsere
Sitzung des Streikkomitees Bildung zu kommen, um von ihren
Streikerfahrungen zu berichten. Hier ein Auszug aus dem Text in der
letzten Bildungspolitik: 'In den USA wurde das rote T-Shirt, im Sinne
von red for ed (red for education - Rot für Bildung), zum Symbol für
den Lehrer*innenstreik. Dieses simple Erkennungszeichen habe auf viele
Personen eine unglaublich grosse Wirkung gehabt und ein Gefühl der
Solidarität vermittelt. Da die Frage der Sichtbarkeit ein wichtiges
Thema war, entscheiden sie sich kurzerhand dafür, jeden Freitag Rot zu
tragen. Dies ermöglicht es ihnen, sich unproblematisch als
Streikunterstützerinnen zu outen und im, manchmal sehr vereinzelten
Arbeitsalltag eine Sichtbarkeit zu schaffen und mögliche
Streikverbündete ausfindig zu machen. Hortnerin und Lehrerin können
sich über den Pausenhof zuwinken und wissen um die Unterstützung der
jeweils anderen."


vorwärts: Dem Streik ein Gesicht geben - Wer beteiligt
sich an der Kampagne?

Anna-Lea Imbach: Die Kampagne wurde vom Streikkollektiv Bildung
lanciert und vom VPOD Zürich (Sektion Lehrberufe) mit den Flyers
sichtbar gemacht. Es sind mehrheitlich Lehrpersonen, die sich
angesprochen fühlen. Dass die Idee von anderen Gruppen übernommen oder
unterstützt wird, begrüssen wir.


vorwärts: Wie ist die Kampagne bisher gelaufen?

Anna-Lea Imbach: Wir bekommen vor allem viele persönliche
positive Feedbacks. In einzelnen Schulhäusern und Teams habe dies eine
spielerisch-konspirative Stimmung geschaffen, was sehr ansteckend
wirken kann. Es wird geschätzt, dass es eine so einfache Möglichkeit
ist. Die Onlinepräsenz ist jedoch eher klein - motivierte Lehrpersonen
scheinen nicht breit auf Instagram aktiv zu sein.


vorwärts: Was hat der VPOD noch für weitere Aktionen
bezüglich des Frauen*streiks geplant?

Anna-Lea Imbach: Einige Aktionen sind in rollender Planung.
Fest steht für den 14. Juni folgendes: Am Nachmittag wird es am
Helvetiaplatz Veranstaltungen geben und gegen 17 Uhr eine
Demonstration. Es wird zahlreiche betriebliche Aktionen geben. Der
Koordinationsbedarf ist sehr hoch. Wir arbeiten mit den anderen
Gewerkschaften sowie mit dem Streikkollektiv Zürich zusammen. Wir
möchten einerseits eine Vielfalt von Aktionen ermöglichen und
gleichzeitig grössere Aktionen möglichst breit abstützen. Wir hatten
diverse Flyeraktionen, zum Beispiel am Valentinstag in verschiedenen
Gebäuden der Verwaltungen. Oder am 8. März in diversen Spitälern, am
14. März an diversen Hochschulen. Ebenfalls haben wir ein
Riesentransparent an unserer Fassade, das jeweils um den 14. des
Monats zu sehen ist.

 * 
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FEATURE/1262: Deutschlandfunk - Die Affen von Tübingen, 14.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Affen von Tübingen

Über den unerbittlichen Streit um Tierversuche

Von Marius Elfering

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 14. Juni 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



An keinem anderen Lebewesen wird die Diskussion um Tierversuche so
erbittert geführt wie am Affen. Der Graben könnte tiefer kaum sein.
Sie heißen Jorris, Pollux oder Mango, aus ihren Köpfen ragen
Implantate, die ihnen die Forscher eingesetzt haben. Die Forscher des
Hertie-Instituts für klinische Hirnforschung in Tübingen halten diese
Tierversuche für unabdingbar, sie wollen kranken Menschen helfen. Der
Gedanke, dass Tiere für menschliche Zwecke leiden, ist für
Tierschützer schwer zu ertragen. In Tübingen werden gleich an mehreren
Instituten Versuche an Affen durchgeführt. Drinnen wird geforscht,
draußen protestiert. Das Doppelporträt lässt beide Seiten zu Wort
kommen - und überlässt das Urteil den Hörerinnen und Hörern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1907: Deutschlandfunk Kultur - Flucht und Vertreibung nach 1945 in der deutschen Gegenwartsliteratur, 14.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heimat, die Zweite

Flucht und Vertreibung nach 1945 in der deutschen Gegenwartsliteratur

Von Sabine Voss

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 14. Juni 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Geht es um die Folgen aktueller Migrationsprozesse für die deutsche
Gesellschaft, dient die Flüchtlingsfrage nach 1945 oftmals als
Vergleichsgröße zur Untermauerung der eigenen Position. Gleichzeitig
haftet der Flucht von 12,5 Millionen Deutschen nach dem verlorenen
Zweiten Weltkrieg als historischem Erbe bis heute etwas Anrüchiges und
Schambesetztes an. Schließlich war die Vertreibung der Deutschen mit
hunderttausenden von Opfern Folge der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft. Es sind Autorinnen und Autoren, die an zweiter oder
sogar dritter Stelle in der Generationenkette stehen, die jetzt
Fluchtgeschichten erzählen. Manche thematisieren ihre eigene Herkunft.
Mit aufwändiger Recherche sind Texte entstanden, die das Ver- und
Beschwiegene wieder ins Bewusstsein heben und zur Debatte darüber
beitragen können, was die deutsche Geschichte uns zeigt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019
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MELDUNG/1906: Wechsel in der WDR 3 Programmleitung nach 20 Jahren zum 1.1.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

Wechsel in der WDR 3 Programmleitung nach 20 Jahren zum
1.1.2020

Prof. Karl Karst in Berlin zum Sprecher des Deutschen Medienrates im
Deutschen Kulturrat gewählt



Prof. Karl Karst, seit dem 1. Juli 1999 Programmchef des Kulturradios
WDR 3, ist in Berlin zum Sprecher des Deutschen Medienrates im
Deutschen Kulturrat gewählt worden. Prof. Karst vertritt dort seit
2017 die ARD. Gleichzeitig hat er die Entscheidung bekanntgegeben,
nach 20 Jahren die Leitung des Programmbereichs WDR 3 zum 1. Januar
2020 abzugeben. Ab 2020 wird er für den WDR zentrale Aufgaben in der
ARD-Kulturvertretung übernehmen.

Der von Prof. Karst geleitete "Programmbereich WDR 3" umfasst die
Redaktionen aller aktuellen Kulturmagazine der WDR-Radioprogramme
sowie die künstlerischen Redaktionsteams Hörspiel, Feature, Klassik
und Jazz. Prof. Karst: "WDR 3 ist in einem gutem Zustand. Ich habe es
20 Jahre lang leiten dürfen, wofür ich sehr dankbar bin. Nach zwei
Jahrzehnten ist es aber an der Zeit, die konkrete Gestaltung eines
Radioprogramms abzugeben, zumal die zentralen Aufgaben, die wir in der
ARD und in der EBU wahrnehmen müssen, zunehmend bedeutsamer werden."

Prof. Karst ist der erste Programmchef der Kulturwelle WDR 3. Unter
seiner Leitung wurde WDR 3 zu einer der stärksten Kulturmarken in NRW
mit einem Bekanntheitsgrad von 40 Prozent, einem regelmäßigen
Hörerkreis von aktuell 19,2 Prozent der NRW-Bevölkerung und annähernd
400.000 Hörern täglich. Zu den zahlreichen Sendeformaten, die unter
seiner Leitung entstanden, gehören als jüngste die "WDR 3
Lieblingsstücke" und die Formate "WDR 3 persönlich mit Daniel Hope und
Götz Alsmann".

Prof. Karst hat die "WDR 3 Kulturpartnerschaften" aus der Taufe
gehoben; das Netzwerk der WDR 3 Kulturpartner umfasst inzwischen mehr
als 100 Kulturträger in NRW und wird im kommenden Jahr 20 Jahre alt.
Zu seinen bundesweit beachteten Kooperationsprojekten gehört das
"Kulturpolitische Forum WDR 3", das seit 2003 kontinuierlich Fragen
der Kulturpolitik in hochkarätigen Diskussionsrunden thematisiert.
Ebenfalls engagiert sich Prof. Karst seit vielen Jahren für die
Sinneskompetenzbildung von Kindern und hat dazu das Netzwerk der
Initiative (Stiftung) Hören ins Leben gerufen, deren Vorsitzender er
für den WDR ist.

Karl Karst vertritt die ARD u.a. im Deutschen Kulturrat, im Deutschen
Medienrat, im Deutschen Musikrat und in der EBU. Er ist zusätzlich im
Auftrag des WDR für die ARD und die EBU Gesamt-Koordinator des
Beethoven-Jubiläumsjahres 2020. WDR-Hörfunkdirektorin Valerie Weber:
"Ich freue mich, dass Prof. Karst seine große Erfahrung in der
deutschen Kulturlandschaft ab 2020 für besondere ARD-Aufgaben zur
Verfügung stellt."

 * 

Quelle:
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ARTIKEL/1509: Ambulante Versorgung in ländlichen Regionen - Beispiel Lunden (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2019

Serie

Lunden lockt mit Anstellung

von Dirk Schnack



Kommunale Eigeneinrichtungen zur Sicherung der ambulanten
Versorgung gibt es bislang nur in Schleswig-Holstein. Nach Vorbild des
bundesweit beachteten Vorzeigemodells Büsum hat vor wenigen Tagen auch
Lunden ein eigenes Zentrum eröffnet.


Ein Nigerianer und ein Serbe sind seit Monatsbeginn die neuen
Landärzte in Lunden. Dass ausgerechnet Nikola Dacic und Olajide
Bisiriyu künftig Lundener Patienten als Hausärzte versorgen, verdankt
die Region einem Versorgungsmodell, das das Sozialgesetzbuch V seit
einigen Jahren zwar explizit zulässt, das aber außerhalb
Schleswig-Holsteins nicht umgesetzt wird: der kommunalen
Eigeneinrichtung.

Mit diesem Modell werden Kommunen zum Träger der ambulanten
Versorgung. Sie gründen eine GmbH, die als Träger eines Ärztezentrums
und als Arbeitgeber für angestellte Ärzte auftritt - eine Rolle, die
für sie unbekannt ist und für die sie in aller Regel nicht das
Know-how haben. Damit sie mit diesem Modell wirtschaftlich nicht
Schiffbruch erleiden, kaufen Sie sich dieses Know-how ein. Im Fall von
Büsum und Lunden bei der Ärztegenossenschaft Nord.

Anfang Texteinschub

§ 105 des Sozialgesetzbuches V ist Grundlage für die Gründung 
kommunaler Eigeneinrichtungen wie in Büsum oder Lunden. Kommunale MVZ dagegen
haben den Paragrafen 95 SGB V als gesetzliche Grundlage. Kommunale MVZ
betreiben in Schleswig-Holstein wie zum Serienauftakt im März
berichtet die Insel Pellworm und die Gemeinde Silberstedt. Gemeinsam
ist diesen Modellen, dass die Kommunen für den Betrieb der MVZ eine
gGmbH gegründet haben.

Ende Texteinschub

Dass dieses Modell außerhalb von Schleswig-Holstein noch nicht
umgesetzt wurde, lässt sich mit einigen speziellen Bedingungen
erklären, die sich nur in Schleswig-Holstein finden. Eine
Voraussetzung ist Aufgeschlossenheit der KV für das Modell. Nur wenn
die Körperschaft zustimmt, kann eine Kommune eine Eigeneinrichtung
gründen. Die KV Schleswig-Holstein hat erkannt, dass nicht jeder
Praxisinhaber in von Unterversorgung bedrohten Regionen einen
Nachfolger finden wird, und stellt deshalb auf Antrag sogar
Fördermittel für die Gründung solcher Zentren bereit.

Die Ärztegenossenschaft Nord hat das Thema als Geschäftsfeld entdeckt
und forciert es schon aus Eigeninteresse. Die Organisation verfügt
nicht nur über Know-how für das Management, sondern hat als ärztliche
Organisation auch Glaubwürdigkeit an der ärztlichen Basis. Dies ist
wichtig, um bei den Ärzten der Region überhaupt Gehör zu finden. Ein
dritter Grund ist Harald Stender. Der frühere Klinikmanager aus dem
Heider Westküstenklinikum (WKK) ist für den Kreis Dithmarschen als
Koordinator für die ambulante Versorgung angestellt. Diese Funktion
versetzt ihn in die Lage, bei den Kommunen Aufklärungs- und
Überzeugungsarbeit zu leisten. Er erklärt den ehrenamtlichen
Bürgermeistern, weshalb das Warten auf Praxisnachfolger in ihrem Ort
Wunschdenken bleibt, welche Alternativen es gibt und welche Folgen
damit für die Gemeinden verbunden sind.

Diese Kombination hat dazu geführt, dass nach Büsum jetzt auch Lunden
eine kommunale Eigeneinrichtung gegründet hat und weitere folgen
werden. Andere Bundesländer verfolgen das zwar aufmerksam und haben
sich auch mehrfach in Büsum über das Modell informiert, bleiben
bislang aber in der Beobachterrolle. Die kommunalen Eigeneinrichtungen
weisen Gemeinsamkeiten mit dem kommunalen MVZ nach Paragraf 95 SGB V
auf. Neben dem Management durch die Genossen sind dies:


	Anstellung: Alle in den Einrichtungen arbeitenden Ärzte sind bei den Tochterfirmen der Kommunen angestellt.

	Möglichkeit der Selbstständigkeit: Jeder angestellte Arzt bekommt die vertragliche Zusage, sich mit dem Vertragsarztsitz, auf dem er angestellt arbeitet, jederzeit selbstständig machen zu können. Über die Modalitäten müsste er dann mit Genossenschaft und Kommune verhandeln.

	Risiko: Jede Kommune betreibt ihre Einrichtung auf eigenes wirtschaftliches Risiko. Ein Gewinn bleibt in der Gemeindekasse, ein Defizit muss von ihr getragen werden.



Das kann sich nicht jede Gemeinde leisten, auch Lunden nicht. Dort
wurde das zu erwartende Defizit auf mehrere Umlandgemeinden verteilt.
Hierzu entschieden sich sieben kleinere Orte aus dem Umland, deren
Bevölkerung von dem kleinen Ärztezentrum in Lunden profitiert. Die
Summen sind wegen des unbekannten Patientenandrangs konservativ
kalkuliert: In den ersten fünf Jahren wird für Lunden mit einem
jährlichen Defizit zwischen 166.000 Euro und 90.000 Euro gerechnet.
Auch in Büsum wurden in den ersten Jahren Verluste geschrieben. Bis
2017 kumulierten sich diese auf rund 100.000 Euro. Für 2018 wird jetzt
erstmals ein ausgeglichenes Ergebnis erwartet, die abschließende
Bilanz lag bis Redaktionsschluss noch nicht vor.

Neben der wirtschaftlichen ist vor allem die Entwicklung in der
Versorgung interessant. Das Büsumer Zentrum ist aus einst vier
nebeneinander arbeitenden Einzelpraxen unter einem Dach entstanden und
seitdem kontinuierlich gewachsen. Neben Ärzten sind zahlreiche andere
Gesundheitsberufe integriert. Das wichtigste aber ist: Es finden sich
junge Ärzte, die dort arbeiten wollen. Dies gelang nun auch in Lunden.
Einen der beiden für die Einrichtung erforderlichen Vertragsarztsitze
hat ein bislang in Lunden praktizierender Arzt abgegeben, ein zweiter
kommt von einer in Heide aufhörenden Ärztin. Zwei weitere in Lunden
niedergelassene Ärzte praktizieren weiterhin in Einzelpraxis.
Unabhängig davon, ob deren Sitze später einmal von der
Eigeneinrichtung übernommen werden oder nicht, konnte Lunden damit die
ärztliche Versorgung für die kommenden Jahrzehnte auf ein sicheres
Fundament stellen.

Dacic und Bisiriyu kamen mit Hilfe von Harald Stender nach Lunden.
Noch als Klinikmanager am WKK sorgte er vor Jahren mit dafür, dass die
beiden Ärzte über eine Agentur nach Deutschland fanden. Dacic hatte
sein Medizinstudium in Belgrad beendet und einige Monate Praxis und
erneut Krankenhaus in Serbien schon hinter sich, als er 2013 nach
Deutschland kam. Im WKK absolvierte er seine Weiterbildung und ist
inzwischen Facharzt für Innere Medizin.

Bisiriyu kam während des Medizinstudiums wegen der besseren
Bedingungen nach Europa und schloss dies in Rumänien ab. Der mit einer
Rumänin verheiratete Arzt hörte von einem Kollegen in Deutschland von
der hiesigen Situation und kam ebenfalls an das WKK, wo er inzwischen
seine Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin abgeschlossen
hat. Inzwischen haben beide Familie, ihre Kinder sind hier geboren und
sie fühlen sich angekommen. Dass sie nun in Lunden gemeinsam das
Ärztezentrum aufbauen können, sehen sie als große Chance.

"Das sind einmalige Bedingungen für uns", sagt Dacic, der ärztlicher
Leiter der Einrichtung wird. Beide Ärzte sind froh, dass sie mit Mitte
30 und als Familienväter kein wirtschaftliches Risiko eingehen müssen,
sondern angestellt arbeiten können. Sie freuen sich aber auch, dass
diagnostische Geräte nach ihren Vorstellungen angeschafft werden und
die Ärztegenossenschaft ihnen die administrativen Aufgaben abnimmt.
"Das erleichtert vieles", sagt Dacic.

Die beiden Ärzte arbeiten für die kommenden 18 Monate in einem 150
Quadratmeter kleinen Interimsdomizil, das der Kommune bislang als
Verwaltungstrakt diente. Parallel lässt die Gemeinde ihr neues
Gesundheitszentrum in zentraler Lage errichten. Es wird rund 900
Quadratmeter umfassen und damit Platz bieten für eine große
Hausarztpraxis sowie für Apotheke, Sanitätshaus und
Pflegedienstleister. "Wir sind offen für weitere Interessenten", sagt
Manager Mike Pahnke unter Verweis auf die Entwicklung in Büsum. Auch
die Praxis in Lunden wird großzügig geplant. Sechs Behandlungszimmer
sind vorgesehen, damit Dacic und Bisiriyu und mittelfristig ein
dritter Kollege über je zwei Räume verfügen. Baubeginn wird in diesem
Jahr sein, Fördermittel sind beantragt.

Dacic und Bisiriyu konzentrieren sich voll auf ihre medizinische
Tätigkeit und hoffen, dass sie schnell einen großen Patientenstamm
aufbauen können - schon, um der Gemeinde zu einem Erfolgsmodell zu
verhelfen, aber auch, weil sie langfristig in Lunden bleiben möchten.
Das muss nicht für immer als angestellter Arzt sein. Das ist für sie
aktuell zwar die passende Konstellation, aber sie schließen nicht aus,
dass sich das in fünf Jahren gewandelt haben könnte: "Dann können wir
uns vorstellen, selbstständig zu arbeiten."

 * 

AMBULANTE VERSORGUNG AUF DEM LAND

Wie lässt sich die ambulante Versorgung auf dem Land organisieren? Vor
dieser Herausforderung stehen derzeit viele Bundesländer, aber wenige
haben darauf so vielfältige Antworten wie Schleswig-Holstein. Neben
den klassischen Einzelpraxen und Berufsausübungsgemeinschaften gibt es
zum Beispiel Zweigpraxen oder Medizinische Versorgungszentren in
unterschiedlichen Ausprägungen. Fast alle bieten den Ärzten die
Möglichkeit, sich zwischen selbstständiger und angestellter Tätigkeit
zu entscheiden. In dieser Serie stellen wir Ihnen ausgewählte
Beispiele für Organisationsformen in der ambulanten Versorgung vor,
die in Schleswig-Holstein praktiziert werden. Weitere bislang geplante
oder schon gedruckte Serienbestandteile:


	März: Kommunales MVZ als Ärztezentrum für die Region

	April: Nachwuchs für die Landarztpraxis

	Juni: Mit der Zweigpraxis zum Patienten

	Juli: Die überörtliche Berufsausübungsgemeinschaft




KOMPETENZZENTRUM WEITERBILDUNG IN DER ALLGEMEINMEDIZIN

Damit sich junge Mediziner für die Landarzttätigkeit entscheiden
können, ist Nachwuchs in der Allgemeinmedizin erforderlich. Das
Kompetenzzentrum Allgemeinmedizin Schleswig-Holstein - gegründet durch
die Landesärztekammer, die KV Schleswig-Holstein und die Lehrstühle
für Allgemeinmedizin der Universitäten Kiel und Lübeck - begleitet die
Weiterbildung im Fach Allgemeinmedizin mit dem Ziel, die Qualität und
Effizienz in der Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin zu
steigern und dem Hausärztemangel entgegenzuwirken. Das Zentrum bietet
außer Train-the-Trainer-Kursen für die Weiterbildungsbefugten
Unterstützung durch Mentoren und Schulungstage für Ärzte in
Weiterbildung an.

Interessierte Ärzte können sich bei der Akademie der Ärztekammer
Schleswig-Holstein anmelden: Nina Brunken, Telefon 04551 803 760


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201905/h19054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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DEMENZ/443: Ernährung - Alzheimer-Telefon. Meine Oma hat Probleme beim Kochen (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Meine Oma hat Probleme beim Kochen.

von Laura Mey, DAlzG



Alzheimer-Telefon 030 - 259 37 95 14

Nora, die Enkelin von Herrn und Frau Müller, wendet sich an das
Alzheimer-Telefon: "Seit einiger Zeit wird meine Oma immer
vergesslicher. Zwar findet sie sich noch ganz gut im Alltag zurecht,
aber in letzter Zeit klagt sie, dass sie nicht mehr wisse, wie sie ein
Gericht zubereiten soll. Das scheint sie sehr zu belasten. Sie hat
immer ausgesprochen gerne und gut gekocht. Wie könnte man ihr helfen,
dass sie ihre Selbstständigkeit so lange wie möglich erhält und meine
Großeltern sich nicht nur von Fertigprodukten ernähren müssen?"


"Kochen ist tatsächlich eine ganz schön komplexe Angelegenheit!
Ihre Oma merkt, dass ihr Gedächtnis nachlässt, und es fällt ihr
offenbar zunehmend schwerer, gewohnte Gerichte zuzubereiten. Die
Küche, ein Bereich in dem Ihre Oma bisher gekonnt und routiniert
agiert hat, bereitet ihr plötzlich Schwierigkeiten. Das verunsichert
und belastet sie. Es ist gut und richtig zu überlegen, wie Sie Ihre
Oma unterstützen können. Wenn es ums Kochen geht, gilt es zu
entscheiden, was man kochen möchte, was man dafür braucht und in
welcher Reihenfolge die einzelnen Arbeitsschritte zu machen sind.
Dabei den Überblick zu behalten, bereitet Menschen mit einer Demenz
zunehmend Probleme. Wichtig ist, dass Ihre Oma Verständnis und Trost
erfährt und möglichst nicht Verständnislosigkeit oder gar Ärger - dies
würde sie. nur noch mehr zur Verzweiflung bringen. Schön wäre es, Sie
könnten für Ihre Oma ein kleines Rezeptheft mit den für sie wichtigen
Familienrezepten zusammenstellen; möglichst einfach geschrieben und
übersichtlich gestaltet, mit einigen Fotos und Bildern. Idealerweise
legen Sie das Heft gemeinsam mit Ihrer Oma an, dann ist ihre Kompetenz
gefragt und sie gibt ihr Wissen an Sie weiter. Das persönliche
Kochbuch kann ihr dann noch eine Weile eine Stütze in ihrem Alltag
sein. Und selbst wenn Ihre Oma - aufgrund ihrer Demenz - es wirklich
nicht mehr schafft, alleine zu kochen, kann dieses ganz persönliche
Rezeptheft dazu dienen, miteinander ins Gespräch zu kommen und
Erinnerungen zu wecken.

Wenn die Krankheit weiter voranschreitet, wird es nötig sein, beim
Kochen zu vereinfachen. Signalisieren Sie ihrer Oma, dass es in
Ordnung ist, wenn sie keine komplizierten Gerichte kocht. Kartoffeln
und Gemüse, einfach zubereitet, schmecken auch sehr lecker und sind
gesund. Behalten Sie im Blick, was Ihre Oma noch alleine kann - das
sollte sie auch solange wie möglich tun. Wenn Sie jedoch merken, dass
sie überfordert ist, schauen Sie, welche Unterstützung jeweils nötig
ist. Zum Beispiel indem man gemeinsam kocht und ihr kleine Aufgaben
gibt wie Kartoffeln schälen, Gemüse schnippeln, etwas verrühren etc. -
den Überblick und die Verantwortung für die Zubereitung übernimmt aber
eine gesunde Person. Wahrscheinlich werden Ihre Großeltern irgendwann
doch auf Fertigprodukte zurückgreifen müssen. Zum Glück ist die
Auswahl heutzutage recht groß - wenngleich meist nicht so lecker wie
selbstgekocht!"

 * 
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DEMENZ/442: Diabetes und Demenz (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Diabetes und Demenz

von Prof. Dr. Alexander Kurz und PD Dr. med. Timo Grimmer



Was macht Insulin?

Um die Zuckerkrankheit (Diabetes mellitus) zu verstehen, muss man
etwas über Insulin wissen. Insulin ist ein körpereigenes Hormon, das
in bestimmten Zellen (Insel-Zellen) der Bauchspeicheldrüse (Pankreas)
erzeugt wird. Insulin wirkt auf alle Zellen des Körpers. Es sorgt
dafür, dass Zucker aus dem Blut in die Zellen aufgenommen wird und als
Energieträger zur Verfügung steht. Gleichzeitig hemmt Insulin die
Produktion und Freisetzung von Zucker in der Leber. Auf diese Weise
reguliert das Hormon den Zuckergehalt des Blutes. Die Folge eines
Insulin-Mangels ist ein zu hoher Blutzuckerspiegel. Dieser führt zu
Veränderungen vor allem an kleinen Blutgefäßen und schädigt auf diese
Weise zahlreiche Organe wie Augen, Haut, Nieren und Nerven. Zusätzlich
zu den Blutzucker-regulierenden Eigenschaften ist Insulin an vielen
wichtigen Stoffwechselvorgängen in den Körperzellen beteiligt. Diese
betreffen unter anderem die Eiweiß-Synthese, die Lebensfähigkeit von
Zellen, die Neubildung von Gefäßen und die Fettverwertung.

Zwei Formen der Zuckerkrankheit

Es gibt zwei Formen der Zuckerkrankheit. Der Typ-1-Diabetes tritt bei
jüngeren Menschen auf und beruht auf einer Fehlsteuerung des
Immunsystems, wodurch die Insulin-erzeugenden Zellen in der
Bauchspeicheldrüse allmählich zerstört werden. Beim Typ-2-Diabetes,
der vor allem ältere Menschen betrifft, wird zwar Insulin produziert,
aber die Körperzellen reagieren kaum noch oder gar nicht mehr darauf,
sodass die günstigen Wirkungen des Hormons ausfallen
(Insulin-Resistenz). Das Risiko für Typ-2-Diabetes wird in erheblichem
Maß durch Faktoren des Lebensstils beeinflusst, vor allem durch
übermäßige Zuckeraufnahme, Übergewicht und körperliche Inaktivität.

Diabetes und Demenz

Diabetes Typ 2 ist ein Risikofaktor für kognitive Beeinträchtigungen
im Alter, die den Grad einer Demenz erreichen können. Die
Zuckerkrankheit begünstigt nicht nur die Veränderungen im Gehirn, die
für die Alzheimer-Krankheit kennzeichnend sind, sondern auch die
Entstehung anderer Ursachen für eine Demenz, beispielsweise
Schädigungen der kleinen Blutgefäße. Zusätzliche Risikofaktoren wie
Bluthochdruck und Fettstoffwechselstörungen tragen zum Auftreten von
kognitiven Beeinträchtigungen bei Menschen mit Typ-2-Diabetes bei. Zu
den Ursachen von kognitiven Leistungsminderungen bei Menschen mit
Typ-2-Diabetes gehört die Insulin-Resistenz, die zu einer Störung von
Insulin-vermittelten Signalwegen im Gehirn führt (siehe unten).

Insulin und Gehirn

Insulin hat eine große Bedeutung für die Hirnfunktion. Über komplexe
Signalwege fördert das Hormon die Aussprossung von
Nervenzellfortsätzen, begünstigt die Ausschüttung von
Nervenüberträgerstoffen (Neurotransmittern) und
Nervenwachstumsfaktoren, erleichtert die Entstehung von neuen
Nervenzellverbindungen (synaptische Plastizität) und unterstützt
dadurch Lernvorgänge, erhöht die Überlebensfähigkeit der Zellen,
verbessert die Energiebereitstellung und vermindert die Belastung von
Nervenzellen durch schädliche Stoffwechselprodukte (oxidativer
Stress).

Insulin-Resistenz bei der Alzheimer-Krankheit

Bei fortgeschrittener Alzheimer-Krankheit sind die Zahl der
Insulin-Rezeptoren (der Andockstellen für das Hormon an Nervenzellen)
sowie Insulin-ähnliche Wachstumsfaktoren und die Rezeptoren dafür im
Gehirn stark verringert. Durch diese Insulin-Unempfindlichkeit
(Insulin-Resistenz) werden die erwähnten Insulin-Signalwege und damit
die wichtigen Funktionen des Hormons im Gehirn gestört, selbst wenn
kein Typ-2-Diabetes vorliegt. Der Mangel an Insulin-ähnlichen
Wachstumsfaktoren und deren Rezeptoren dafür kommt beim Typ-2-Diabetes
ohne Alzheimer-Krankheit nicht vor. Deswegen wird die
Alzheimer-Krankheit manchmal als "Typ-3-Diabetes" bezeichnet. Die
Insulin-Resistenz lässt sich bereits in frühen Stadien nachweisen,
ihre Ausprägung nimmt im Krankheitsverlauf zu. Für die Beteiligung von
Insulin an der Entstehung der Alzheimer-Krankheit spricht auch, dass
der Mangel an Insulin und Insulin-ähnlichen Zellwachstumsfaktoren mit
den charakteristischen neuropathologischen und biochemischen Merkmalen
im Zusammenhang steht.

Lässt sich die Alzheimer-Krankheit mit Insulin oder anderen Antidiabetika behandeln?

Wenn Insulinmangel, Insulin-Rezeptor-Mangel und
Insulin-Wachstumsfaktoren-Mangel in der Entstehung der
Alzheimer-Krankheit eine Rolle spielen, liegt die Vermutung nahe, dass
Substanzen, die zur Behandlung des Typ-2-Diabetes eingesetzt werden,
auch bei der Alzheimer-Krankheit wirksam sein könnten. Dafür kommen
das Hormon selbst oder Substanzen in Betracht, die die Empfindlichkeit
der Insulin-Rezeptoren erhöhen ("Insulin-Sensitizer"). Beide
therapeutischen Strategien wurden in einer Reihe von klinischen
Studien erprobt.

Intra-nasales Insulin: Durch ein Nasenspray kann das Hormon
entlang der Kapillaren (kleinste Blutgefäße) der Riechschleimhaut die
Blut-Hirnschranke überwinden und ins Gehirn gelangen. Dadurch wird der
periphere Kreislauf umgangen und der unerwünschte Effekt einer
Unterzuckerung tritt nicht auf. Bei Patienten mit gedächtnisbetonter
leichter kognitiver Beeinträchtigung (häufig eine Vorstufe der
Alzheimer-Demenz) scheint Insulin die kognitiven Fähigkeiten zu
stabilisieren, das Gedächtnis zu verbessern und sich sogar positiv auf
Alltagstätigkeiten auszuwirken. Unklar ist bisher, warum Patienten mit
dem wichtigsten genetischen Risikofaktor für die Alzheimer-Krankheit
(Apolipoprotein E) weniger auf die Insulin-Behandlung ansprechen.
Klinische Studien mit intra-nasalem Insulin sind derzeit noch im Gang,
zum Beispiel die "Study of Nasal Insulin to Fight Forgetfulness"
(SNIFF).

Insulin-Sensitizer: In Untersuchungen mit Pioglitanzon und
Rosiglitazon bei Patienten mit leicht- bis mittelgradiger
Alzheimer-Demenz konnte die Wirksamkeit der beiden Substanzen nicht
nachgewiesen werden. Zu Metformin liegen widersprüchliche Befunde vor,
ob die Substanz bei älteren Menschen die kognitiven Fähigkeiten
positiv oder negativ beeinflusst.

Fazit

Diabetes und Demenz hängen auf komplexe Weise miteinander zusammen.
Die Zuckerkrankheit (Typ-2-Diabetes) ist ein Risikofaktor für
kognitive Störungen im Alter, nicht nur für die durch die
Alzheimer-Krankheit hervorgerufene Demenz. Die Entstehung der
Zuckerkrankheit ihrerseits wird durch Lebensstilfaktoren wie
übermäßigen Genuss von zuckerhaltigen Lebensmitteln und Getränken,
Übergewicht und Bewegungsmangel begünstigt. Durch eine vernünftige
Ernährung, Gewichtsabnahme und körperliche Aktivität kann man also
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen. Die Umstellung der Lebensweise
wirkt sowohl dem Altersdiabetes als auch der Altersdemenz entgegen.
Umgekehrt treten bei der häufigsten Ursache einer Demenz zentrale
Merkmale der Zuckerkrankheit auf, vor allem eine Resistenz gegenüber
Insulin. Die Behandlung mit Insulin oder Insulin-verstärkenden
Substanzen könnten also in der Therapie der Alzheimer-Krankheit eine
Rolle spielen. Klinische Studien dazu sind im Gang.

Prof. Dr. Alexander Kurz

PD Dr. med. Timo Grimmer

Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie

Klinikum rechts der Isar

Technische Universität München
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FORSCHUNG/808: Mechanismus zum Zusammenhang von Alter, Stress und Herzinfarkt gefunden (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 07.06.2019

Mechanismus zum Zusammenhang von Alter, Stress und Herzinfarkt gefunden



Alter und Stress führen zu einem erhöhten Krankheitsrisiko sowie zu
verstärkten Entzündungsprozessen. Welche molekularen Vorgänge dahinter
stecken, weiß man nicht. Bekannt ist, dass Alter und Stress sich
epigenetisch auswirken, sprich sie beeinflussen, ob bestimmte Gene
stärker, schwächer oder überhaupt nicht abgelesen werden. Epigenetische
Veränderungen sind normal, werden aber durch den Alterungsprozess sowie
durch Stress beschleunigt. Je mehr Stress, desto schneller schreitet das
"epigenetische Altern" voran. Forscher des Max-Planck-Instituts für
Psychiatrie haben untersucht, ob diese epigenetischen Effekte Moleküle
beeinflussen, die an Entzündungsprozessen beteiligt sind.

Im renommierten Fachjournal PNAS wurden ihre Studienergebnisse jüngst
veröffentlicht. Erstautor Anthony S. Zannas und seine Kolleginnen sowie
Kollegen werteten Daten von mehr als 3000 Teilnehmenden im Alter zwischen
18 und 87 Jahren aus. Sie konnten zeigen, dass epigenetische
Veränderungen, die durch Stress und Alter entstanden sind, mit
Veränderungen im Immunsystem zusammenhängen, die entscheidend für
entzündliche Prozesse bei cardiovaskulären Erkrankungen sind. Durch viel
Stress erfolgt eine schnellere epigenetische Alterung in Genen, die das
Immunsystem regulieren und dadurch ein höheres Risiko für einen
Herzinfarkt.

Der epigenetische Effekt von Stress und Alter zeigt sich durch die
Reduzierung der so genannten Methylierung des Gens FKBP5. Das an der
Stress-Physiologie beteiligte Protein wird durch diesen Prozess stärker
abgelesen. Das führt zu einer gesteigerten Entzündungsreaktion durch die
Aktivierung des wichtigen Immunregulators NF-kB. Dadurch entsteht ein
höheres Risiko für cardiovaskuläre Erkrankungen. "Die durch den
Alterungsprozess und Stress hervorgerufenen epigenetischen Veränderungen
im Immunsystem können ein Risikofaktor für Entzündungen sowie Herzinfarkte
sein", fasst Zannas zusammen. Anders gesagt zeigen Patienten, die einen
Herzinfarkt erlitten haben, genau die epigenetischen Veränderungen, die
durch vermehrten Stress und den dadurch beschleunigten Alterungsprozess
entstehen.

Die MPI-Forscher haben auch den umkehrten Effekt auf Zellebene überprüft:
durch die Hemmung oder Löschung von FKBP5 in Immunzellen wurde die
Reaktion auf das Immunsystem unterbunden.

Neue Behandlungsansätze

Die Ergebnisse lassen den Schluss zu, dass durch Alter und Stress
entstandene epigenetische Effekte Entzündungsprozesse beschleunigen. Sie
könnten dadurch eine entscheidende Rolle für die Entstehung
cardiovaskulärer Erkrankungen spielen. "Damit konnten wir einen
Mechanismus identifizieren, der verantwortlich sein könnte für die
Häufigkeit cardiovaskulärer Erkrankungen bei Personen mit Stress-bedingten
psychiatrischen Erkrankungen", sagt Elisabeth Binder, Direktorin am
Max-Planck-Institut für Psychiatrie.

Die beschriebenen epigenetischen Modifikationen sowie die
Immunveränderungen könnten als Biomarker dienen und helfen, ein erhöhtes
Risiko für Erkrankungen wie einen Herzinfarkt vorherzusagen. Das Wissen um
die Zusammenhänge von Stress, Alter und Herzerkrankungen bzw.
epigenetische Veränderungen und Entzündungsprozesse kann außerdem zu neuen
Behandlungsansätzen für Stress-bedingte Erkrankungen führen.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1073/pnas.1816847116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2061
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 07.06.2019
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PSYCHOLOGIE/190: Phantomberührungen - Wenn das Tastgefühl trügt (idw)


Universität Bielefeld - 07.06.2019

Phantomberührungen: Wenn das Tastgefühl trügt

Studie von Forschenden der Universitäten Bielefeld, Hamburg und New York



Ohne es zu wissen, nehmen Menschen manchmal Berührungen falsch war. Eine
neue Studie in der Fachzeitschrift "Current Biology" zeigt: Gesunde
Menschen ordnen Berührungen mitunter der falschen Körperseite oder einem
völlig falschen Körperteil zu. Die Untersuchung stammt von Forschenden des
Exzellenzclusters CITEC der Universität Bielefeld, der Universität Hamburg
und der New York University.

"Die bisherigen Erklärungen dazu, wie und wo unser Gehirn Berührungen
verarbeitet, kommen zum Beispiel dann an ihre Grenze, wenn es um Personen
geht, denen Körperteile amputiert wurden, oder die von neurologischen
Erkrankungen betroffen sind", sagt Professor Dr. Tobias Heed, einer der
Autoren der Studie. Seine Forschungsgruppe Biopsychologie und Kognitive
Neurowissenschaften gehört zu CITEC und der Abteilung für Psychologie der
Universität Bielefeld. "Menschen, denen eine Hand oder ein Bein amputiert
wurde, berichten häufig von Phantomempfindungen in diesen Gliedmaßen. Doch
wie kommt diese fehlerhafte Wahrnehmung zustande?"

Um sich der Frage zu nähern, hat Heed zusammen mit Dr. Stephanie Badde
(New York University, USA) und Professorin Dr. Brigitte Röder (Universität
Hamburg) untersucht, ob sich Phantomberührungen auch bei gesunden Menschen
nachweisen lassen. "Dabei konnten wir zeigen, dass gesunde Erwachsene
tatsächlich systematisch Berührungen ihrer Hände fälschlicherweise ihren
Füßen zuordnen und umgekehrt", sagt Heed.

Die Ausgangslage

Im Gehirn antworten benachbarte Neurone auf benachbarte Stellen der Haut.
"Man hat bislang gedacht, dass aus solch einer Art Landkarte im Gehirn
auch unsere bewusste Wahrnehmung darüber stammt, an welchem Körperteil
eine Berührung stattgefunden hat. Gemäß dieser Annahme sind dort
Körperteile wie Hände, Füße oder auch Gesicht repräsentiert. Die neuen
Befunde zeigen hingegen, dass andere Charakteristika einer Berührung
genutzt werden, um Berührungen unseren Körperteilen zuzuordnen", sagt
Heed. Er bezeichnet die "Landkarte" als anatomisches Referenzsystem.
Bislang wurde außerdem angenommen, dass auch die räumliche Wahrnehmung
einen Einfluss auf Berührungsverarbeitung habe, also wo im Raum die
Berührung erfolgt - ob zum Beispiel links, vorne oder unten, sagt Heed.
Viele frühere Ergebnisse wurden so interpretiert, dass das Gehirn
vermutlich eine weitere Karte verwendet, die als externes Referenzsystem
bezeichnet wird.

"Wenn Körperteile sich auf einer anderen Seite als üblich befinden - etwa
wenn die Beine überkreuzt liegen - geraten die beiden Koordinatensysteme
in Konflikt." Das externe Koordinatensystem verortet dadurch zum Beispiel
das linke Bein auf der rechten Seite - und das passt nicht zur im Gehirn
abgespeicherten Körperseite des Beins. "In unserer Studie wollten wir
klären, welche Rolle die anatomische Wahrnehmung des Gehirns und welche
Rolle die räumliche Wahrnehmung spielt", sagt Heed.

Die Untersuchung

Für die Experimente wurden die Hände und Füße der Versuchspersonen jeweils
mit einem taktilen Stimulator beklebt, der per Fernsteuerung eine
Berührung an die Haut geben kann. Die Forschenden berührten dann die
Testperson mittels dieser Impulsgeber kurz nacheinander an zwei Stellen -
zum Beispiel am linken Fuß und an der linken Hand. Im nächsten Schritt
berichtete oder zeigte die Testperson, wo sie die erste Berührung gespürt
hatte. Dieser Ablauf wurde pro Person viele Male wiederholt. Mal musste
die Testperson ihre Füße oder Hände überkreuzen und mal lagen die
Körperteile in ihrer gewohnten Stellung. "Bemerkenswert ist, dass
Probandinnen und Probanden die erste Berührung in acht Prozent aller Fälle
einem Körperteil zuordnen, das überhaupt nicht berührt wurde - eine Art
Phantomempfindung", sagt Stephanie Badde, Erstautorin der Studie.

Die Gründe

"Die bisherige Vorstellung, dass die Verortung von Berührungen auf
Körperteilen von Körperkarten abhängt, kann diese neuen Befunde nicht
erklären. Wir zeigen, dass die Phantomberührungen von drei Eigenschaften
abhängen", sagt Tobias Heed. "Am wichtigsten ist die Identität des
Körperteils - ob es sich etwa um eine Hand oder einen Fuß handelt.
Deswegen passiert es häufig, dass die Berührung der einen Hand an der
anderen Hand wahrgenommen wird."

Den zweitgrößten Einfluss hat die Körperseite des berührten Körperteils -
das erklärt, warum die Berührung am linken Fuß manchmal fälschlicherweise
an der linken Hand gespürt werden kann.

Ein weiterer Einflussfaktor ist die gewohnte, anatomische Position des
Körperteils, also wo sich Hände und Füße am Körper befinden. Das beweisen
die Forschenden im Experiment mit den überkreuz liegenden Körperteilen:
Die linke Hand liegt im Experiment auf der rechten Seite. Wird die linke
Hand nun berührt, kommt es immer wieder vor, dass das Gehirn die Berührung
irrtümlich dem rechten Fuß zuordnet - also einem anderen Körperteil, das
weder zur gleichen Körperseite gehört, noch gerade auf der gleichen
Raumseite liegt wie der berührte Körperteil. "Maßgeblich ist also der
Stammplatz des berührten Körperteils: die linke Hand führt zu einer
Antwort mit einem Körperteil, das gerade dort liegt, wo sich die berührte
Hand normalerweise befinden sollte", sagt Stephanie Badde.

Die Erkenntnisse der Studie werfen einen neues Licht auf die Art und
Weise, mit der unser Gehirn den eigenen Körper abbildet. "Die Ergebnisse
können beispielsweise neue Forschung zur Entstehung von Phantomschmerzen
anstoßen", sagt Tobias Heed. "Auch Entwicklungen von Berührung in
künstlichen Systemen gehen derzeit fest davon aus, dass dies über eine
oder mehrere Karten gelöst werden sollte. Aber vielleicht sind für manches
Verhalten andere Verarbeitungsprinzipien deutlich effizienter."


Originalpublikation:

Stephanie Badde, Brigitte Röder, Tobias Heed: Feeling a Touch to the Hand
on the Foot. Current Biology, https://doi.org/10.1016/j.cub.2019.02.060,
online erschienen am 4. April 2019, in Print am 6. Mai 2019.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.cit-ec.de/de/news/wie-der-tastsinn-das-denken-bestimmt 

"Wie der Tastsinn das Denken bestimmt" 

(CITEC-News vom 10.01.2017)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution56
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JAZZ/2195: Borken - Konzert mit der Bigband "Exposure" am 16. Juni 2019


Kreis Borken

Bigband-Jazz vor Burgkulisse mit "Exposure" 



Konzertreihe "Trompetenbaum & Geigenfeige" startet am Sonntag, 16.
Juni, mit der Bigband Exposure auf Burg Vischering in Lüdinghausen

Münsterland / Lüdinghausen. Leidenschaftlichen Bigband-Jazz gibt es
zum Auftakt der Saison der Konzertreihe "Trompetenbaum & Geigenfeige -
Musik in Gärten und Parks im Münsterland": Die Bigband Exposure aus
Enschede kommt am Sonntag, 16. Juni, mit großem Repertoire ins
Münsterland, nach Lüdinghausen. Das Konzert auf der Burg Vischering,
Berenbrock 1, findet in Verbindung mit dem Schlösser- und Burgentag
2019 statt. Das musikalische Programm beginnt um 12 Uhr. Um 11 und um
15 Uhr werden Führungen durch die "Drei-Burgen-Stadt" mit den Burgen
Vischering, Lüdinghausen und Wolfsberg angeboten. Der Eintritt ist
frei.

Die Bigband Exposure, das Jazzorchester aus dem
deutsch-niederländischen Grenzgebiet, bestreitet unter der Leitung von
Ywo Lamonaca das Auftaktkonzert dieser Saison. Die 19-köpfige Band aus
Enschede ist bekannt für leidenschaftlich sprühenden, inspirierenden
und professionellen Bigband-Jazz. Das Repertoire reicht vom
traditionellen Bigband-Swing über Blues, Funk und Latin bis hin zu
einzelnen Crossover-Werken im Grenzgebiet zum Pop. Kenner wissen: Wenn
Exposure spielt, dann fliegen die Funken!

Eine besondere Kulisse für die Musik bietet sich an der Burg
Vischering: Es ist einer Fehde zu verdanken, dass sich der münstersche
Fürstbischof 1271 entschloss, eine Burg bei Lüdinghausen errichten zu
lassen. Auf einem Unterbau aus Pfählen entstand eine wehrhafte
Verteidigungsanlage mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden inmitten eines
ausgedehnten Gräften-Systems. Im Lauf der Jahre entwickelte sich die
Burg zum Stammsitz der Familie Droste zu Vischering. 1521 brannte ein
Teil der Anlage weitgehend nieder. Der Wiederaufbau auf den
mittelalterlichen Fundamenten erfolgte im Stil der Renaissance. Seit
dieser Zeit ist die Burg Vischering fast unverändert geblieben und
vermittelt wie keine andere westfälische Wasserburg einen Eindruck vom
Leben vergangener Zeiten.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die
Organisation übernehmen die Kulturabteilung des Kreises Borken und
Münsterland e.V. gemeinsam. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum
und Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Lüdinghausen findet in Zusammenarbeit
mit der Burg Vischering in Lüdinghausen und dem Schlösser- und
Burgentag Münsterland statt.

Der Eintritt zu Konzert und Führungen am Sonntag, 16. Juni, ist frei.
Bei schlechtem Wetter wird das Konzert in den Veranstaltungssaal der
Burg verlegt. Anmeldungen zu den Führungen anlässlich des
Schlösser- und Burgentags sind unter Tel. 02591/79900 möglich. Nähere
Informationen gibt es auch beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center
unter der kostenfreien Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis
freitags von 9 bis 17 Uhr). Das Programm der Musikreihe ist zudem im
Internet unter www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt
es am Veranstaltungstag unter Tel. 0172-4338 268.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Kreis Borken
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KLASSIK/10214: Kassel - Kammermusik mit Orgel am 19. Juni 2019


Stadt Kassel

Kammermusik mit Orgel



Romantische und moderne Kammermusik in der seltenen Kombination mit
Orgel erklingt am Mittwoch, 19. Juni, um 19 Uhr in der Evangelischen
Kirche Rothenditmold, Wolfhager Straße.

Susanne Berendes, Johannes Weber und Reinhard Ardelt, Dozentin und
Dozenten an der Musikakademie der Stadt Kassel "Louis Spohr", spielen
als Hauptwerk des Abend die Suite c-moll op. 149 für Violine,
Violoncello und Orgel von Josef Gabriel Rheinberger. Der in
Liechtenstein geborene Komponist war viele Jahre Professor für
Komposition in München. Trotz der Bezeichnung als "Suite", die eine
unverbindliche Satzfolge andeuten könnte, handelt es sich um ein groß
angelegtes Trio in viersätziger Sonatenform - aus Sicht der Organisten
ein künstlerisches Gegengewicht zu den großen Klaviertrios der
Romantik.

Zwei Duowerke bilden den ersten Programmteil. Die Ouvertüre op. 150/6
für Violine und Orgel, ebenfalls von Rheinberger, wird das Programm
eröffnen. Einen starken stilistischen Kontrast zum romantischen
Wohlklang bildet das Stück "In Croce" von Sofia Gubaidulina für
Violoncello und Orgel. Die in Tatarstan geborene, in Deutschland
lebende Komponistin, die von sich selbst erklärt, ihre Werke weniger
zu konstruieren als vielmehr zu "züchten", verwendet in ihrem
spannungsreichen und intensiven Stück neben herkömmlichen Tönen
vielerlei neuartige Klangeffekte und Spieltechniken. Zu diesem
modernen Werk werden die Dozenten im Konzert eine kurze Einführung
geben und einige der besonderen Klänge erläutern und vorführen.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt 8 Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu 6 Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr
zahlen 4 Euro.

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 0561 / 787 4180, per Fax unter 0561/787 4188
oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Kassel
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AUSLAND/9094: Aus aller Welt - 12.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hongkong verschiebt Debatte über umstrittenes Gesetz

Aus Protest gegen das umstrittene Auslieferungsgesetz haben
Zehntausende Menschen das Regierungsviertel in der chinesischen
Sonderverwaltungsregion Hongkong belagert. Eine für Mittwoch
angesetzte zweite Lesung des Gesetzentwurfs im Legislativrat wurde
auf einen unbestimmten Zeitpunkt verschoben. Regierungschefin Carrie
Lam sprach im Zusammenhang mit den Protesten von organisierten
Krawallen. Das kontroverse Gesetz würde Hongkongs Behörden erlauben,
verdächtige Personen künftig an China auszuliefern.

12. Juni 2019
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JUSTIZ/9094: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Unbekannter schießt auf Mann in Dortmund

In der Dortmunder Innenstadt ist am Mittwochvormittag ein Mann
angeschossen und schwer verletzt worden. Ob eine Verbindung zwischen
Schützen und Opfer besteht, ist laut Behördenangaben derzeit unklar.
Eine sofort eingeleitete Fahndung nach dem flüchtigen und vermutlich
bewaffneten Täter verlief bisher erfolglos.

12. Juni 2019
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MILITÄR/9091: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr investiert in Laserwaffen

Die Bundesmarine will einem Bericht der Zeitung Die Welt zufolge auf
einer Korvette einen Hochenergielaser anbringen und testen. Die
bisher konkurrierenden Rüstungsunternehmen Rheinmetall und Matra BAe
Dynamics Aérospatiale (MBDA) beziehungsweise dessen deutsches
Tochterunternehmen sollen die Waffe liefern.
MBDA-Deutschland-Vertriebschef Peter Heilmeier erklärte, daß die
Laserkanone beispielsweise gegen Speedboote oder bei der
Luftverteidigung in kurzer Distanz eingesetzt werden könne.

12. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9093: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bremen: SPD, Grüne und Linke verhandeln über gemeinsame Regierung

Nach den Sondierungsgesprächen haben SPD, Grüne und Linke in Bremen
ihre Koalitionsverhandlungen begonnen. In der ersten von sechs
geplanten Runden ging es nach Angaben der Parteien zunächst darum,
die kommenden Gespräche zu organisieren und um allgemeine Fragen der
Haushaltspolitik. Die Finanzpolitik gilt aufgrund von Differenzen
zwischen Grünen und Linken als möglicher Knackpunkt in den
Verhandlungen. Die Parteien wollen die Gespräche bis Ende Juni
beenden.

12. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9092: Tragisches und Kurioses - 12.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Jeder Mensch ißt wöchentlich bis zu fünf Gramm Mikroplastik

Fünf Gramm Mikroplastik nehmen wir laut einer Studie des WWF pro
Woche zu uns. Wir können nicht verhindern, daß wir selbst Plastik
aufnehmen, sagte die Leiterin Meeresschutz des WWF Deutschland, Heike
Vesper. Die Luft, unsere Nahrung und das Wasser sei mit Mikroplastik
belastet. Die Folgen für unsere Gesundheit werden derzeit noch
erforscht. Weltweit betrachtet ist laut einer Untersuchung der
University of Newcastle in Australien Leitungswasser und Trinkwasser
aus Flaschen der größte einzelne Eintragsweg für Mikroplastik in den
menschlichen Organismus.

12. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8177: Aus Forschung und Technik - 12.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Forscher entdeckten große Masseansammlung unter Mondkrater

Unter dem mehr als 2.000 Kilometer durchmessenden und etwa zwölf
Kilometer tiefen Südpol-Aitken-Becken auf der Rückseite des Mondes
verbirgt sich möglicherweise uraltes Asteroidenmetall. Nach Angaben
von Peter James von der Baylor University, dem Hauptautor der
NASA-Studie, wurde unter der Oberfläche der Kratersenke eine
Masseanomalie entdeckt. In den Daten der GRAIL-Mission, einer
Mondsonde, die das Schwerefeld des Erdtrabanten vermißt, fanden die
Forscher eine gewaltige metallreiche Masse, die mindestens 2,18
Billiarden Tonnen umfaßt und bis in eine Tiefe von 200 Kilometer
reicht. Möglicherweise handelt es sich um die Überreste eines
riesigen Himmelskörpers, der vor vier Milliarden Jahren den Mond
traf.

12. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8190: Aus aller Welt - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Japans Premier Abe zu Verhandlungen in Teheran

Japans Ministerpräsident Shinzo Abe ist in Teheran eingetroffen, wo
er Verhandlungen zum Erhalt des internationalen Atomabkommens mit dem
Iran führen will. Die US-Regierung hatte vor einem Jahr das Abkommen
einseitig aufgekündigt und seitdem scharfe Wirtschaftssanktionen
gegen die Islamische Republik verhängt. Ende Mai hatte Abe
US-Präsident Donald Trump angeboten, zwischen ihm und der iranischen
Regierung zu vermitteln. Außerdem hat Abe Interesse an einer
Aufhebung der Handelssanktionen, weil sein Land auf Ölimporte aus dem
Nahen Osten und auch dem Iran angewiesen ist. Mit Abe besuchte
erstmals seit der Islamischen Revolution von 1979 ein japanischer
Regierungschef den Iran.
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GESUNDHEIT/8149: Medizin und Gesundheitswesen - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Experten warnen vor Zunahme von Hantavirus-Infektionen

Die Experten sind sich einig: In diesem Jahr könnten in bestimmten
Gebieten Deutschlands wieder überdurchschnittlich viele Menschen am
Hantavirus erkranken. Schon jetzt wurden allein in diesem Jahr dem
Robert-Koch-Institut in Berlin gut 460 Fälle gemeldet. Besonders
betroffen sind laut Deutschem Ärzteblatt die Schwäbische Alb, die
Räume Stuttgart und Osnabrück, Unterfranken, der Bayerische Wald, der
Osten Hessens, der Westen Thüringens und das Münsterland. In
Deutschland gilt das Einatmen von zu Staub zerfallenem Kot von
Rötelmäusen (auch Waldwühlmaus) als Hauptinfektionsquelle für das
Hantavirus. Aber auch mit deren Speichel oder Urin wird das Virus
ausgeschieden.
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JUSTIZ/8178: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



SEK-Beamten sollen Prepper mit Munition versorgt haben

In Mecklenburg-Vorpommern sind 14 Wohnungen und Diensträume
durchsucht sowie drei aktive und ein ehemaliger Polizeibeamter
festgenommen und dem Haftrichter vorgeführt worden, weil sie laut
Staatsanwaltschaft Schwerin in Verdacht stehen, gegen das
Kriegswaffenkontrollgesetz verstoßen und gemeinschaftlich Betrug
begangen zu haben. Als Mitglieder des Sondereinsatzkommandos
Mecklenburg-Vorpommern sollen sie seit April 2012 Munition aus
Beständen des Landeskriminalamts besorgt und einem der Beschuldigten
zukommen gelassen haben, der Kontakt zur Prepper-Gruppe Nordkreuz
unterhalten haben soll. Bei Preppern handelt es sich um einen
Personenkreis, der sich auf den Zusammenbruch des
Gesellschaftssystems einstellt und in Vorbereitung darauf Vorräte und
Waffen hortet. Laut Staatsanwaltschaft ist einer der Beschuldigten
beim SEK aktiv, zwei wechselten von dort in andere Abteilungen der
Landespolizei, und der vierte ist aus dem Dienst ausgeschieden. Das
LKA ist an den Ermittlungen beteiligt und hat eine siebenköpfige
Ermittlungsgruppe gebildet.
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KULTUR/8101: Sprache, Kunst und Medium - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Humboldt-Forum muß die Eröffnungsausstellung verschieben

Daß die Fertigstellungspläne für das Humboldt Forum im rekonstruierten
Berliner Stadtschloß bis Ende des Jahres wahrscheinlich nicht zu
halten sind, steht schon seit einiger Zeit im Raum. Damit wurde auch
die Eröffnungsausstellung fraglich. Nun ist es amtlich, daß die
geplante Elfenbein-Präsentation nicht vor dem kommenden Frühjahr
realisiert werden kann.

Verständlicherweise wollen viele der internationalen Museen, die
insgesamt um 150 Leihgaben gebeten wurden, ihre wertvollen Stücke
keinem Haus anvertrauen, daß sich partiell noch im Bau befindet, wie
Deutschlandfunk Kultur berichtete.

Der Bauvorstand hatte bereits im vergangenen Dezember bestätigt, daß
alle Fristen für die Einzugsplanungen in diesem Jahr abgelaufen seien.
Demnach soll aber ab Ende Dezember schrittweise mit der Eröffnung des
Schlosses begonnen werden. Hauptnutzer wird die Stiftung Preußischer
Kulturbesitz mit seinen diversen Museen. Auch dem Land Berlin und der
Humboldt-Universität stehen in dem Kulturzentrum Nutzungsflächen zur
Verfügung.
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MILITÄR/8168: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Jemenitische Huthi beschießen Flughafen in Saudi-Arabien

Die Huthi-Rebellen im Jemen haben den Flughafen der saudischen Stadt
Abba mit einem Marschflugkörper angegriffen und dabei die
Ankunftshalle getroffen. Dabei wurden 26 Zivilisten, darunter drei
Frauen und zwei Kinder, verletzt. Acht Personen mußten zur Behandlung
in ein Krankenhaus gebracht werden. Die entsprechende Meldung der
Aufständischen wurde dem TV-Sender Al-Arabija zufolge von der
Kriegsallianz Riads bestätigt. Letztere interveniert in dem 2015
ausgebrochenen Bürgerkrieg im Jemen auf der Seite des Exilpolitikers
Hadi gegen die Huthis.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8182: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Transatlantische Brückenbauerin Annegret Kramp-Karrenbauer

Die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer hat sich am Mittwoch
in ihrer ersten Rede zum transatlantischen Verhältnis bei der
Deutsch-Amerikanischen Konferenz in Berlin dagegen verwahrt, daß in
den in Deutschland geführten Diskussionen oft die Präsidenten Trump,
Putin und Erdogan in einem Atemzug genannt werden. Kramp-Karrenbauer
verurteilte antiamerikanische Reflexe und unterstrich das enge
Geflecht an Werten, Überzeugungen und demokratischer Struktur von
Deutschland und den USA. Zudem stellte sich die Parteivorsitzende
hinter die wiederholt vom US-Präsidenten vorgebrachte Forderung nach
Erhöhung des Wehretats Deutschlands auf zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. In dem Punkt geht es laut Kramp-Karrenbauer um
wechselseitiges Vertrauen und auch um die Frage, ob Deutschland ein
verläßlicher Partner ist. Andererseits habe das nichts mit Trump oder der
NATO zu tun, sondern mit der Fürsorgepflicht für unsere Soldaten,
erklärte die CDU-Chefin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8151: Tragisches und Kurioses - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Ärzte rechnen mit zusätzlicher Kundschaft durch E-Scooter-Fahrer

Ab Ende dieser Woche sind in Deutschland E-Tretroller auf Radwegen
und Straßen zugelassen. Viele Ärzte und Chirurgen appellieren an die
Nutzer, unbedingt einen Helm zu tragen.

"Schützt Eure Köpfe! Tragt einen Helm!" heißt es in einem Aufruf von
Hamburger Medizinern. Mit bis zu 20 Stundenkilometer dürfen künftig
bereits 14jährige mit den Rollern unterwegs sein, aber viele werden
das Kleidungsstück wenig "cool" finden. Außerdem sind Helme sperrig,
wenn man sie nicht auf dem Kopf hat.

Aber die Ärzteschaft warnt nicht umsonst vor dem hohen Unfallrisiko.
Man habe bereits langjährige Erfahrungen mit Fahrradfahrern, die ohne
Helm unterwegs waren und dann mit schweren Verletzungen in einer
Klinik landeten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8179: Arbeit, Soziales und Familie - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Peta demonstriert mit Hundegrill auf Marktplatz in Halle

Die Tierschutzorganisation Peta hat am Mittwoch auf dem Marktplatz
von Halle in aller Öffentlichkeit eine Hundeattrappe auf einen Grill
gelegt. Damit wollten die Aktivisten an das Mitgefühl der Menschen
appellieren, denn Haus- und Nutztiere leiden gleich, bevor ihr
Fleisch auf dem Teller landet. Peta stellte auf Bannern und Flyern
die rhetorische Frage, wenn man keinen Hund essen würde, warum dann
ein Schwein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8160: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Tropische Zecke überwintert erstmals in Deutschland

Der Klimawandel treibt nicht nur die Temperaturen weltweit nach oben,
er sorgt auch dafür, daß tropische Tiere in ihnen eigentlich fremden
Regionen heimisch werden können. So hat laut Deutschem Ärzteblatt
eine neu eingewanderte tropische Zeckenart erstmals in Deutschland
überwintert. Experten der Universität Hohenheim und des Instituts für
Mikrobiologie der Bundeswehr wiesen in den vergangenen Tagen sechs
Exemplare der Gattung Hyalomma nach. Diese sind zwei- bis dreimal so
groß wie ihre europäischen Verwandten und haben auffällig geringelte
Beine. Anders als europäische Zecken jagt die Hyalomma-Zecke aktiv
und soll Warmblüter über mehrere hundert Meter verfolgen können.
Ursprünglich stammen die Hyalomma-Zecken aus den Trocken- und
Halbtrockengebieten Afrikas, Asiens und Südeuropas. Im eurasischen
Raum gelten sie unter anderem als wichtige Überträger des durch das
Krim-Kongo-Virus ausgelösten hämorrhagischen-Fiebers.
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WIRTSCHAFT/8167: Märkte und Finanzen - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



KKR unterbreitet Springer-Aktionären ein Angebot

Die Fondsgesellschaft KKR aus den USA will mindestens 20 Prozent des
deutschen Medienkonzerns Axel Springer übernehmen. Dazu bietet der
Finanzinvestor den Aktionären einen Aufschlag von 31,7 Prozent auf
den durchschnittlichen Kurs der Springer-Aktie in den zurückliegenden
drei Monaten. Die New Yorker Beteiligungsgesellschaft wird nach
eigenen Angaben die Hauptanteilseignerin Friede Springer auf
Gesellschafterebene nicht überstimmen. Außerdem soll das Investment
mindestens fünf Jahre stehen bleiben, bevor KKR seinen Anteil wieder
veräußert. Friede Springer hält an dem Verlagshaus ihres verstorbenen
Gatten einen Anteil von 5,1 Prozent. Außerdem kontrolliert sie 37,5
Prozent über die Axel Springer Gesellschaft für Publizistik. Der
Vorstandsvorsitzende Mathias Döpfner verfügt über einen Anteil von
2,8 Prozent. Die Enkel von Axel Springer, Axel Sven und Ariane
Melanie, besitzen 9,8 Prozent des Konzerns. Ob sie ihre Anteile
verkaufen, war zunächst nicht bekannt. Die Verlegerwitwe und ihr
langjähriger Vertrauter Döpfner sollen ihre Anteile behalten, wenn
sie zusammen mit KKR ein Konsortium bilden. Die Beteiligung von KKR
an Springer muß außenwirtschaftlich und kartellrechtlich noch
genehmigt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8183: Aus Forschung und Technik - 12.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Entwicklung der Touchscreens schreitet weiter voran

Man kann wirklich nicht sagen, daß die Technologie des Touchscreens
neu ist. Immerhin wurde der erste Anfang der 1970er Jahre am Cern zur
Steuerung des Super-Proton-Synchrotron-Teilchenbeschleunigers
entwickelt. Doch der berührungsempfindliche Bildschirm von damals hat
wenig mit heutigen Geräten gemein. So hat das Unternehmen Bosch laut
heise.de zwei Projektoren vorgestellt, die aus nahezu jeder Fläche
einen Touchscreen machen können. Dafür nutzen die Projektoren Laser
mit eingebautem Scanner (BML100PI) beziehungsweise Mikrospiegel wie
gewöhnliche Beamer (Pai) und sind für verschiedene Anwendungen
ausgelegt. Während der Pai einen integrierten 3D-Sensor hat,
projiziert der BML100PI mit seinem Laser ein Bild auf eine Oberfläche
und scannt dieses dann wieder zeilenweise, um Fingerbewegungen auf
dem virtuellen Bedienfeld zu erfassen.
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FORSCHUNG/549: Sonnensystem - Mehr Supernova, weniger Roter Riese (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 11.06.2019

Sonnensystem: Mehr Supernova, weniger Roter Riese

Meteoritenanalysen zeigen, dass unser Sonnensystem aus doppelt so viel
Supernova-Staub besteht als bisher angenommen.



Für Wissenschaftler sind Meteoriten wertvolle Zeugen aus der Frühzeit
unseres Sonnensystems. Sie bestehen aus den ältesten Bausteinen unseres
Planetensystems, enthalten aber auch Einschlüsse winziger
Sternenstaubkörnchen, die älter sind als unsere Sonne. Die häufigste Art
von Sternenstaub sind Silikatkörner von wenigen hundert Nanometern Größe.
Der in den Meteoriten mitreisende Sternenstaub stammt zum Großteil aus den
Resten von Roten Riesensternen. Ein kleinerer, aber signifikanter Teil des
Sternenstaubs stammt aus Supernova-Explosionen.

Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für Chemie konnten jetzt zeigen,
dass der Anteil des Silikat-Sternenstaubs, der aus Supernovae stammt, in
den Meteoriten etwa doppelt so hoch ist, als bisher angenommen. Sie
schätzen ihn auf 25 bis 30 Prozent. Daraus leiten sie ab, dass die Staub-
und Gaswolke, aus der unser Sonnensystem vor 4,6 Milliarden Jahren
entstand, etwa ein Prozent "echten" Supernovastaub enthielt.

"Wir konnten mit unserer Studie zeigen, dass ein nicht zu
vernachlässigender Anteil der in Meteoriten gefundenen präsolaren
Sternenstaubkörnchen, von denen man annahm, dass sie von Roten
Riesensternen stammen, stattdessen in Supernova-Explosionen entstanden
sind", sagt Physiker Jan Leitner.

Der Nachweis gelang den Mainzer Wissenschaftlern durch die präzise
Bestimmung der Sauerstoff- und Magnesium-Isotopenverhältnisse in
Silikat-Sternenstaubkörnern. Es zeigte sich, dass die
Magnesium-Isotopenzusammensetzungen in einigen der untersuchten
Silikat-Sternenstaubkörner durch die Nova-Modelle erklärt werden können,
nicht jedoch deren Sauerstoff-Isotopenverhältnisse. Letztere können zwar
durch Modelle für Rote Riesensterne erklärt werden, nicht aber die
gefundenen Magnesium-Isotopenzusammensetzungen. Einzig neuere
Supernova-Modelle treffen Aussagen, die sowohl die gemessenen
Isotopenzusammensetzungen von Magnesium als auch die von Sauerstoff sehr
gut erklären.

Die Forscher erklären dieses Phänomen damit, dass die Kernfusionsprozesse,
die bei Supernovae, Novae und Roten Riesen ablaufen, jeweils unter anderen
Bedingungen stattfinden. Dadurch entsteht für eine Vielzahl von Elementen
eine ganz charakteristische Isotopensignatur, die in den Silikat-Körnern
einen spezifischen "Fingerabdruck" hinterlässt.

Die ursprüngliche Annahme, dass der weitaus größte Teil des Sternenstaubs
aus Roten Riesen stammt, beruht auf Analysen der Verhältnisse der
Sauerstoffisotope in den Silikatkörnern, die sich auf eine ganz
charakteristische Art und Weise von denjenigen unserer Sonne
unterscheiden.

Die untersuchten Sternenstaubkörner wurden in verschiedenen Meteoriten
entdeckt, die man in der Antarktis und der Sahara fand. Im Rahmen einer
vorhergehenden Studie hatten die Max-Planck-Forscher die
Sternenstaubkörner anhand ihrer anomalen 
Sauerstoff-Isotopenzusammensetzung identifiziert und daraus die Häufigkeit von
Sternenstaub in den Meteoriten bestimmt.

Der Nachweis gelang den Max-Planck-Forschern mit Hilfe eines speziellen
Massenspektrometers, der sogenannten NanoSIMS. Mit diesem Gerät kann man
die Isotopenzusammensetzung von Materialien auf einer Größenskala von
50-100 Nanometern ermitteln. Die präzisen Messungen der Magnesiumisotope
wurden erst durch den Einbau einer neuartigen Ionenquelle vor anderthalb
Jahren möglich. Zuvor stand nur ein Ionenstrahl zur Verfügung, der größer
war als die zu untersuchenden Sternenstaubkörnchen, weswegen die
Messergebnisse durch das umgebende Material verfälscht wurden.


Glossar:

Als Supernova bezeichnen Astronomen das kurzzeitige, helle
Aufleuchten eines Sterns, der deutlich schwerer ist als unsere Sonne, durch
eine Explosion am Ende seiner Lebenszeit. Dadurch wird der ursprüngliche
Stern vernichtet und ein Großteil seiner Materie in den interstellaren Raum
geweht. Zurück bleibt ein Neutronenstern oder ein Schwarzes Loch.

Rote Riesen sind "alternde" Sterne, deren Masse vergleichbar der
unserer Sonne ist und die als Weißer Zwerg enden, einem kleinen, sehr
kompakten Stern, nachdem ein Großteil ihrer Materie in den interstellaren
Raum abgestoßen wurde. Unsere Sonne wird in einigen Milliarden Jahren auch
zu einem Roten Riesenstern werden und dabei die
Sauerstoff-Isotopenzusammensetzung an ihrer Oberfläche verändern.

Bei einer Nova-Explosion wird wasserstoffreiches Material von einem
Begleitstern auf die Oberfläche eines Weißen Zwergs übertragen und dort
explosiv verbrannt.


Originalpublikation:

A New Population of Dust from Stellar Explosions among Meteoritic Stardust
Jan Leitner and Peter Hoppe

Nature Astronomy, June 2019

https://www.nature.com/articles/s41550-019-0788-x

doi: 10.1038/s41550-019-0788-x.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution274

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Chemie, 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INSTRUMENTE/454: Suche mit NEAR nach Planeten um Alpha Centauri (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - ESO Science Outreach Network - 11.06.2019

Breakthrough Watch und Europäische Südsternwarte suchen mit NEAR nach
Planeten um Alpha Centauri



Pressemitteilung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Das neu
gebaute Planetenentdeckungs-Instrument NEAR von Breakthrough Watch und
Europäischer Südsternwarte, installiert am Very Large Telescope in Chile,
hat First Light und beginnt mit der 100-stündigen Beobachtung der
nahegelegenen Sterne Alpha Centauri A und B mit dem Ziel erstmals einen
bewohnbaren Exoplaneten direkt zu abzubilden.

Breakthrough Watch, das globale astronomische Programm zur Suche nach
erdähnlichen Planetenbei sonnennahen Sternen, und die Europäische
Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz ESO), Europas
führende zwischenstaatliche astronomische Organisation, haben heute
bekanntgegeben, dass ein neu gebautes Planetenentdeckungs-Instrument am
Very Large Telescope der ESO in der chelinischen Atacama-Wüste sein erstes
Licht gesehen hat.

Das Instrument mit dem Namen NEAR (Near Earths in the AlphaCen Region)
wurde entwickelt, um im benachbarten Sternsystem Alpha Centauri nach
Exoplaneten innerhalb der "habitablen Zonen" seiner beiden sonnenähnlichen
Sterne zu suchen, auf denen Wasser möglicherweise in flüssiger Form
vorhanden sein könnte. NEAR wurde in den letzten drei Jahren entwickelt
und in Zusammenarbeit mit der University of Uppsala in Schweden, der
University of Liège in Belgien, dem California Institute of Technology in
den USA und Kampf Telescope Optics in München gebaut.

Seit dem 23. Mai führen ESO-Astronomen am Very Large Telescope (VLT) der
ESO einen zehntägigen Beobachtungslauf durch, um die An- oder Abwesenheit
eines oder mehrerer Planeten in dem Sternsystem festzustellen. Die
Beobachtungen werden morgen, am 11. Juni, abgeschlossen. Planeten in dem
System, die doppelt so groß wie die Erde oder größer sind, wären mit der
verbesserten Instrumentierung erkennbar. Der Nah- bis
Thermalinfrarotbereich ist hierbei von besonderer Bedeutung, da er der von
einem Kandidatenplaneten abgestrahlten Wärme entspricht, so dass
Astronomen bestimmen können, ob die Temperatur des Planeten flüssiges
Wasser zulässt.

Alpha Centauri ist das nächstgelegene Sternsystem zu unserem Sonnensystem
und 4,37 Lichtjahre (etwa 41 Billionen Kilometer) entfernt ist. Es besteht
aus zwei sonnenähnlichen Sternen, Alpha Centauri A und B, sowie dem roten
Zwergstern Proxima Centauri. Unser aktuelles Wissen über die
Planetensysteme von Alpha Centauri ist gering: Im Jahr 2016 entdeckte ein
Team mit ESO-Instrumenten einen erdähnlichen Planeten in einer Umlaufbahn
um Proxima Centauri. Aber Alpha Centauri A und B bleiben unbekannte
Größen; es ist nicht klar, wie stabil solche Doppelsternsysteme für
erdähnliche Planeten sind, und der vielversprechendste Weg, um
festzustellen, ob sie um diese nahen Sterne herum existieren, ist der
Versuch, sie zu beobachten.

Die Abbildung solcher Planeten ist jedoch eine große technische
Herausforderung, da das Sternlicht, das von ihnen reflektiert wird, in der
Regel Milliarden Mal schwächer ist als das Licht, das direkt von ihren
Muttersternen zu uns kommt. Die Auflösung eines kleinen Planeten in
unmittelbarer Umgebung seines Sterns in einer Entfernung von mehreren
Lichtjahren lässt sich mit der Beobachtung einer Motte vergleichen, die
eine Straßenlaterne in Dutzenden von Kilometern Entfernung umkreist. Um
dieses Problem zu lösen, starteten Breakthrough Watch und ESO 2016 eine
Zusammenarbeit zum Bau eines speziellen Instruments, ein sogenannter
thermischer Infrarot-Koronograf, der den größten Teil des vom Stern
kommenden Lichts blockiert und der optimiert wurde, um das von der warmen
Oberfläche eines umlaufenden Planeten emittierte Infrarotlicht einzufangen
und nicht die geringe Menge an Sternlicht, die er reflektiert. So wie
Objekte in der Nähe der Sonne (die sonst von ihr vollkommen überstrahlt
sind) während einer totalen Sonnenfinsternis sichtbar werden, erzeugt der
Koronograf eine Art künstliche Finsternis seines Zielsterns, blockiert
sein Licht und ermöglicht es dadurch, deutlich schwächere Objekte in
seiner Umgebung zu erkennen. Dies stellt einen bedeutenden Fortschritt in
den Möglichkeiten zur Beobachtung dar.

Der Koronograf wurde an einem der vier 8-Meter-Teleskope des VLT
installiert, wobei das vorhandene VISIR-Instrument modifiziert und
erweitert wurde, um seine Empfindlichkeit für infrarotes Licht zu
optimieren, das im Zusammenhang mit potenziell bewohnbaren Exoplaneten
steht. Der Koronograf wird daher in der Lage sein, nach Wärmesignaturen
ähnlich denen der Erde zu suchen, die Energie von der Sonne absorbiert und
im thermischen Infrarot abgibt. NEAR modifiziert das bestehende
VISIR-Instrument in dreifacher Hinsicht und kombiniert mehrere hochmoderne
astronomische Ingenieurleistungen: Erstens passt es das Instrument für die
Koronografie an, so dass es das Licht des Zielsterns drastisch reduzieren
und damit die Signaturen potenziell erdähnlicher Planeten aufdecken kann.
Zweitens verwendet es eine Technik namens adaptive Optik, um den
Sekundärspiegel des Teleskops strategisch zu verformen und durch die
Erdatmosphäre bewirkte Unschärfe zu kompensieren. Drittens verwendet es
neuartige Strategien, die auch das Rauschen reduzieren und es dem
Instrument ermöglichen, schnell zwischen den Zielsternen zu wechseln - und
zwar alle 100 Millisekunden - wodurch die verfügbare Teleskopzeit
maximiert wird.

Pete Worden, Geschäftsführer von Breakthrough Initiatives, sagt: "Wir
freuen uns, mit der ESO bei der Entwicklung, dem Bau, der Installation und
dem Einsatz dieses innovativen neuen Instruments zusammenzuarbeiten. Wenn
es erdähnliche Planeten um Alpha Centauri A und B herum gibt, ist das eine
bedeutende Neuigkeit für alle auf unserem Planeten."

"Die ESO freut sich, ihr Fachwissen, ihre bestehende Infrastruktur und die
Beobachtungszeit am Very Large Telescope in das NEAR-Projekt
einzubringen", kommentiert ESO-Projektmanager Robin Arsenault.

"Das ist eine wertvolle Gelegenheit, denn das NEAR-Experiment ist - neben
seinen eigenen wissenschaftlichen Zielen - auch ein Wegbereiter für
zukünftige Instrumente zur Planetensuche für das kommende Extremly Large
Telescope", erläutert Markus Kasper, leitender ESO-Wissenschaftler für
NEAR.

"NEAR ist das erste und (derzeit) einzige Projekt, das einen bewohnbaren
Exoplaneten direkt abbilden könnte. Es ist ein wichtiger Meilenstein. Wir
hoffen, dass ein großer bewohnbarer Planet Alpha Cen A oder B umkreist",
kommentiert Olivier Guyon, leitender Wissenschaftler bei Breakthrough
Watch.

"Menschen sind von Natur aus Entdecker", sagt Yuri Milner, Gründer von
Breakthrough Initiatives. "Es wird Zeit, dass wir herausfinden, was hinter
dem nächsten Tal liegt. Dieses Teleskop wird uns einen Blick darauf werfen
lassen."


Weitere Informationen

Die Daten des NEAR-Experiments sind im ESO-Archiv unter der Programm-ID
2102.C-5011 öffentlich zugänglich. Ein vorverarbeitetes und komprimiertes
Paket aller Daten wird kurz nach Abschluss der Kampagne zur Verfügung
gestellt. Darüber hinaus wurde das Python-basierte Datenreduktionstool
PynPoint für Hochkontrast-Bilddaten an die Verarbeitung von NEAR-Daten
angepasst und wird Mitgliedern der astronomischen Gemeinschaft zur
Verfügung gestellt, die die Daten verwenden möchten, aber keine eigenen
Datenreduktionstools haben:

https://pynpoint.readthedocs.io/en/latest/near.html

Breakthrough Watch ist ein globales astronomisches Programm, das darauf
abzielt, Planeten um benachbarte Sterne herum zu identifizieren und zu
charakterisieren. Das Programm wird von einem internationalen Team von
Experten für Nachweis und Abbildung von Exoplaneten durchgeführt:

https://breakthroughinitiatives.org/initiative/4

Die Breakthrough Initiatives sind eine Reihe von wissenschaftlichen und
technologischen Programmen, die von Juri Milner gegründet wurden und das
Leben im Universum untersuchen. Zusammen mit Breakthrough Watch gehören
dazu Breakthrough Listen, die größte astronomische Suche nach Anzeichen
für intelligentes Leben jenseits der Erde, und Breakthrough Starshot, der
erste bedeutende Versuch, eine Raumsonde zu entwerfen und zu entwickeln,
die einen anderen Stern erreichen kann.

https://breakthroughinitiatives.org

Juri Milner gründete 1999 die Mail.ru-Group und entwickelte sie unter
seiner Führung zu einem der führenden europäischen Internetunternehmen. Er
ging damit 2010 an die Börse und gründete DST Global, um sich auf globale
Internetinvestitionen zu konzentrieren. DST Global wurde zu einem der
weltweit führenden Technologieinvestoren und sein Portfolio umfasst einige
der weltweit bekanntesten Internetunternehmen wie Facebook, Twitter,
WhatsApp, Snapchat, Airbnb, Spotify, Alibaba und andere. Milner lebt mit
seiner Familie im Silicon Valley.

Milner schloss sein Studium 1985 in theoretischer Physik ab und forschte
anschließend im Bereich Quantenfeldtheorie. Milner und seine Frau Julia
haben zusammen mit Sergey Brin, Priscilla Chan und Mark Zuckerberg, Pony
Ma und Anne Wojcicki die Breakthrough Prizes finanziert - die weltweit
größten wissenschaftlichen Auszeichnungen, die wichtige, primär kürzlich
erzielte Leistungen in den Bereichen Grundlegende Physik,
Biowissenschaften und Mathematik würdigen. Im Juli 2015 startete Milner
zusammen mit Stephen Hawking die 100-Millionen-Dollar-Initiative
Breakthrough Listen, um die Suche nach außerirdischer Intelligenz im
Universum wiederzubeleben. Im April 2016 starteten sie Breakthrough
Starshot - ein 100-Millionen-Dollar-Forschungs- und Entwicklungsprogramm
zur Entwicklung einer Technologie für interstellares Reisen.

http://www.yurimilner.com

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Das Very Large Telescope (VLT) der ESO hat kürzlich seine Reihe modernster
Instrumente um das überarbeitete VISIR-Instrument (VLT Imager and
Spectrometer for mid-Infrared, etwa "VLT-Kamera und Spektrometer für
mittlere Infrarotwellenlängen") erweitert. Am 21. Mai 2019 machte es die
ersten Beobachtungen seit der Modifikation, um die Suche nach potenziell
bewohnbaren Planeten im Alpha-Centauri-System zu unterstützen.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1911/?lang

- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Bildern

https://www.eso.org/sci/publications/messenger/archive/no.169-sep17/messenger-no169-16-20.pdf 

- Details zu NEAR in The Messenger

https://breakthroughinitiatives.org/

- Webseiten von Breakthrough Initiatives

https://pynpoint.readthedocs.io/en/latest/near.html

- Datenreduktions-Werkzeug PynPoint

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie - ESO Science Outreach Network, 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PLANET/681: Ahuna Mons auf dem Zwergplaneten Ceres - Neue, ungewöhnliche Form von Vulkanismus (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 11.06.2019

Ahuna Mons auf dem Zwergplaneten Ceres: Neue, ungewöhnliche Form von
Vulkanismus



Als die Wissenschaftler dieses Gebilde zum ersten Mal auf den Fotos ihrer
Kamera auf der Raumsonde Dawn sahen, trauten sie ihren Augen kaum: Aus der
von Kratern übersäten Oberfläche des Zwergplaneten Ceres ragt ein
ebenmäßiger, von glatten, steilen Flanken begrenzter und über 4000 Meter
hoher Berg empor. Es ist der höchste Berg auf dem tausend Kilometer großen,
fast kugelförmigen Zwergplaneten, und eine der merkwürdigsten Strukturen im
gesamten Sonnensystem. In einer Studie, an der auch Wissenschaftler des
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) beteiligt sind, wurde nun
auf der Grundlage von Schwerefeldmessungen und Untersuchungen der
geometrischen Form von Ceres das Rätsel gelöst, wie Ahuna Mons, so der Name
des Berges, entstanden sein dürfte: Aus dem Inneren des Zwergplaneten stieg
eine Blase mit einem Gemisch aus Salzwasser und Schlamm und Gestein auf.
Die Blase drückte die eisreiche Kruste nach oben, und an einer
strukturellen Schwachstelle wurde die schlammige Lauge aus Salzen und
hydrierten Silikaten auf die Oberfläche gedrückt, erstarrte in der
atmosphärelosen Kälte des Alls und wurde zu einem Berg aufgetürmt. Ahuna
Mons ist ein gewaltiger Schlammvulkan.

"Das Innere von Ceres ist in dieser Region nicht starr und fest, sondern
beweglich und zumindest zum Teil flüssig", erklärt Wladimir Neumann vom
DLR-Institut für Planetenforschung in Berlin-Adlershof und der
Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster. Der Geophysiker wirkte an
der Studie mit, die jetzt in der Fachzeitschrift Nature Geoscience
veröffentlicht wurde. "Diese 'Blase', die sich im Mantel von Ceres unter
dem Ahuna Mons gebildet hat, ist eine Mischung aus salzhaltigem Wasser und
Gesteinsbestandteilen". Die Wissenschaftler sprechen in Anlehnung an eine
Magmakammer bei Vulkanen auf den erdähnlichen Planeten hier von einer
"Kryokammer", vom griechischen Wort Kryos für Eis. Ceres ist ein
Zwergplanet am äußeren Rand des Asteroidengürtels. Der größte Körper der
von Kleinplaneten bevölkerten Zone zwischen den Planeten Mars und Jupiter
besteht hauptsächlich aus silikatischen Gesteinen, aber auch zu einem
beträchtlichen Anteil aus Eis und vermutlich auch Wasserschichten. Die
Wissenschaftler gehen davon aus, dass bis zu einem Viertel der Masse von
Ceres Eis oder Wasser ist, das wäre sogar mehr als die Süßwasser- und
Eisvorräte der Erde.

Zwergplanet Ceres besteht aus bis zu einem Viertel aus Eis und
Wasser

Nach dem Asteroiden Vesta umkreiste die Raumsonde Dawn den Zwergplaneten
Ceres als zweites Ziel ihrer 2007 begonnen Mission zwischen dem 6. März
2015 bis Ende Oktober 2018. Dabei fotografierten und kartierten zwei
baugleiche, gemeinsam vom Max-Planck-Institut für Sonnensystemforschung und
dem DLR-Institut für Planetenforschung entwickelten 'Framing Cameras' Ceres
aus unterschiedlichen Höhen. Zahlreiche Gebiete wurden dabei stereoskopisch
erfasst, so dass DLR-Wissenschaftler der Fachrichtung Planetengeodäsie
daraus digitale Geländemodelle berechnen konnten, mit denen die Topographie
der Ceres-Oberfläche dargestellt werden konnte.

Das Innere von Ceres ist nicht homogen, sondern, wie es in der Terminologie
der Geologen heißt, zum Teil 'differenziert', was bedeutet, dass sich nach
der Entstehung des Himmelskörpers die Bestandteile - zumindest teilweise -
entmischt und getrennt haben: Komponenten mit einem höheren Anteil an
schweren Elementen wie Magnesium oder Eisen sanken ins Zentrum des Körpers,
leichtere Bestandteile wie Gesteine mit einem hohem Anteil an
Aluminiumsilikaten oder Wasser stiegen auf. Durch Wärme, die auch heute
noch, viereinhalb Milliarden Jahre nach der Entstehung von Ceres, durch den
Zerfall radioaktiver Elemente entsteht, bilden sich Blasen und Dome. Das
Vorhandensein von Flüssigkeiten hat die innere Entwicklung auf andere Art
und Weise geprägt als bei den klassischen Gesteinsplaneten. Aufgrund ihres
im Vergleich zur Umgebung geringeren spezifischen Gewicht steigen diese
Blasen auf und drücken von unten gegen die Kruste. Die kilometerhohen Dome
deformieren die Kruste, und wenn sie durchbrochen wird, dringt flüssiges
Material an die Oberfläche.

Ein "Eis-Berg" so groß wie der Mont Blanc

Als die Dawn-Mission an Ceres ankam fielen außergewöhnliche, fast
schneeweiße Flächen auf dem Planeten auf, von denen man heute weiß, dass es
sich um hydriertes Natriumkarbonat oder ammoniumhaltige Tone handelt, helle
Salze, die durch "Kryovulkanismus", also der Eruption von wässrigen
Lösungen, die bei Oberflächentemperaturen von etwa minus 100 Grad Celsius
sofort gefrieren. Auch der Ahuna Mons, benannt nach dem Erntedankfest der
Sumi-Naga-Ethnie in Indien, ist in geologisch jüngerer Vergangenheit auf
diese Art entstanden. Mit einer Grundfläche von 20 Kilometern Durchmesser
und Höhen von 4000 bis 5000 Metern über der Umgebung hat er Ausmaße wie in
etwa der Mont Blanc, der höchste Berg der Alpen.

"Um die Entstehung des Ahuna Mons erklären zu können, mussten wir ein neues
und auf Ceres zugeschnittenes geophysikalisches Modell anwenden, um an die
hinter den Daten der Raumsonde 'versteckten' Informationen zu gelangen",
erläutert Antonio Genova von der Universität La Sapienza in Rom. Ottaviano
Ruesch von der Europäischen Weltraumorganisation ESA und Erstautor der
Studie ergänzt: "Wir waren begeistert, dass wir herausfinden konnten,
welcher Prozess im Mantel von Ceres genau unter dem Ahuna Mons dafür
verantwortlich ist, dass Material an die Oberfläche befördert wird. Der
Ahuna Mons war natürlich schon aufgrund seiner Form als Vulkan
'verdächtig'."

Anomalien des Schwerefelds verrieten die Schlammblase im Inneren

Die Wissenschaftler lasen aus den Daten heraus, dass das Schwerefeld von
Ceres bei Ahuna Mons eine Anomalie aufweist und dort die Anziehungskraft,
der auch die Raumsonde Dawn im Orbit um Ceres unterworfen ist, ein wenig
größer ist. Dadurch erhöht sich über dieser Stelle die Geschwindigkeit des
Raumschiffs ein wenig und gleichzeitig senkt sich die Umlaufbahn der
Raumsonde geringfügig ab. Das lässt sich anhand des Dopplereffekts beim
Funkverkehr mit der Raumsonde messen: Deren Wellenlängen werden je nach
geometrischer Konstellation der Funkverbindung gestaucht oder gedehnt.
"Diese Anomalie haben wir uns genauer angesehen und sind nach weiteren
Modellierungen darauf gestoßen, dass es sich um eine Aufwölbung des Mantels
von Ceres handeln musste", so Ottaviano Ruesch weiter. "Da lag der
Rückschluss auf der Hand, dass das Gemisch aus Flüssigkeiten und Gestein
auf die Oberfläche austrat und den Ahuna Mons auftürmte."

Kryovulkanismus ist im äußeren Sonnensystem weit verbreitet. Spuren dieses
Eisvulkanismus' wurden auf Monden des Jupiter und Saturn entdeckt, auch auf
Pluto scheinen manche Strukturen auf diese Art entstanden zu sein. Ceres
ist der erste Körper im Asteroidengürtel, auf dem diese Form der Extrusion
beobachtet wurde. Anders als auf den Jupitermonden Europa und Ganymed oder
dem Saturnmond Enceladus, auf denen Wasser auf die Oberfläche gedrückt
wird, ist das 'Magma' in der aufsteigenden Blase auf Ceres aus einem
Gemisch aus salzhaltigem Wasser und Schlamm oder Gesteinspartikeln
zusammengesetzt. Beobachtungen zur mineralogischen Zusammensetzung von
Ahuna Mons mit einem Spektrometer an Bord von Dawn scheinen diesen Befund
zu bestätigen. Das Ergebnis der Untersuchung zeigt, dass große Asteroiden
oder Zwergplaneten, die aus silikatischem Gestein und Eis aufgebaut sind,
in ihrem Inneren Blasen aus Salzwasser und Gesteinsbestandteilen bilden
können, die zur Oberfläche aufsteigen und dort austreten können. Dieser
Prozess, vermuten die Wissenschaftler, könnte über lange Zeiträume,
möglicherweise Milliarden von Jahren in diesen Körpern stattfinden und
Kryovulkane auf der Oberfläche entstehen lassen.

Die Mission

Die Mission Dawn wird vom Jet Propulsion Laboratory (JPL) der
amerikanischen Weltraumbehörde NASA geleitet. JPL ist eine Abteilung des
California Institute of Technology in Pasadena. Die University of
California in Los Angeles ist für den wissenschaftlichen Teil der Mission
verantwortlich. Das Kamerasystem an Bord der Raumsonde wurde unter Leitung
des Max-Planck-Instituts für Sonnensystemforschung in Göttingen in
Zusammenarbeit mit dem Institut für Planetenforschung des Deutschen
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Berlin und dem Institut für
Datentechnik und Kommunikationsnetze in Braunschweig entwickelt und gebaut.
Das Kameraprojekt wird finanziell von der Max-Planck-Gesellschaft, dem DLR
und NASA/JPL unterstützt.


Die Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-35076/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.06.2019

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1645: Bienenwolf bekämpft Schimmel mit Gas (idw)


Universität Regensburg - 11.06.2019

Bienenwolf bekämpft Schimmel mit Gas



Regensburger Biologen entdecken in Zusammenarbeit mit Mainzer und Jenaer
Wissenschaftlern, dass die Eier der Wespenart Europäischer Bienenwolf
Stickstoffmonoxid produzieren. Damit können sie verhindern, dass die
Larvennahrung in den warmen und feuchten Brutzellen verschimmelt. Die
Studie wurde nun in der Fachzeitschrift eLife publiziert.

Nahrungsmittel, die unter warmen, feuchten Bedingungen gelagert werden,
verschimmeln in kurzer Zeit und werden somit ungenießbar, ja sogar giftig.
Um dies zu verhindern, benutzen wir Kühl- und Gefrierschränke sowie
verschiedene Konservierungsmethoden. Tiere verfügen nicht über solche
technische Hilfsmittel und müssen daher andere Wege finden, um Nahrung
haltbar zu machen. Das gelingt dem Europäischen Bienenwolf, einer
Wespenart, bei der die Weibchen Honigbienen jagen. Eine bis fünf Bienen
werden in eine Brutzelle gebracht, wo sie als Nahrung für einen jungen
Bienenwolf dienen. Da die Nester bevorzugt an sonnenbeschienenen, sandigen
Stellen angelegt werden und tief in den Boden reichen, ist es in den
Brutzellen warm und feucht. Solche Bedingungen fördern die Entwicklung von
Bienenwolflarven, begünstigen aber auch das Wachstum von Schimmelpilzen.
Tatsächlich verschimmeln Bienen, die im Labor unter solchen Verhältnissen
gelagert werden, innerhalb von ein bis drei Tagen. Erstaunlicherweise ist
das Schimmelrisiko für Bienen in Bienenwolfnestern aber wesentlich
geringer, so dass die meisten Bienenwolflarven ihre acht bis zehn Tage
dauernde Entwicklung bis zum Kokonspinnen abschließen können.

Forscher der Universität Regensburg und der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz (zuvor am Max-Planck-Institut für chemische Ökologie in Jena) fanden
nun einen erstaunlichen Mechanismus, den Bienenwölfe im Laufe der
Evolution entwickelt haben, um das Verschimmeln der Larvennahrung zu
vermeiden. "Die Brutzellen von Bienenwölfen riechen kurz nach der Eiablage
auffallend nach 'Schwimmbad?' Dieser Geruch geht vom Ei selbst aus",
erklärt Prof. Dr. Erhard Strohm, Leiter und einer der Hauptautoren der
Studie. Biotests ergaben, dass die Eier ein Gas abgeben, das Schimmelpilze
effektiv abtötet. Die chemische Analyse brachte das überraschende
Ergebnis, dass es sich bei dem Gas um Stickstoffmonoxid (NO) handelt.
Dieses wird von den Eiern in großen Mengen hergestellt und nach außen
abgegeben, wo es mit dem Luftsauerstoff zu Stickstoffdioxid (NO2)
reagiert. Dabei übersteigen die ermittelten Konzentrationen an Stickoxiden
in den Brutzellen sowohl die maximal zulässigen
Arbeitsplatzkonzentrationen von NO und NO2, als auch die EU-Grenzwerte in
Städten um ein Vielfaches.

Da NO und NO2 beide sehr reaktionsfreudig sind und eine stark oxidierende
Wirkung haben, ist es nicht verwunderlich, dass sie in hohen
Konzentrationen Schimmelpilze abtöten. Wie aber können Bienenwolfeier
solche Mengen an NO synthetisieren? Die Forscher vermuten, dass eine
entscheidende Voraussetzung für die Evolution dieses Mechanismus war, dass
in praktisch allen Lebewesen von Bakterien bis zu Säugern NO eine
außerordentlich wichtige Rolle für viele biochemische Prozesse spielt. In
niedrigen Dosen fungiert NO aufgrund seiner hohen Diffusions- und
Reaktionsfähigkeit als Signalmolekül und ist z. B. an der Einstellung des
Blutdrucks sowie an Entwicklungsvorgängen beteiligt. In etwas höheren
Konzentrationen wird es von vielen Tieren im Immunsystem eingesetzt, um
Krankheitserreger abzutöten. Trotz der enormen Mengen an NO, die von
Bienenwolfeiern hergestellt werden, nutzen sie die gleichen Enzyme, 
NO-Synthasen, die auch bei anderen Organismen verwendet werden. Auch das
verantwortliche NO-Synthase Gen der Bienenwölfe weist keine Besonderheiten
auf. Allerdings konnten die Forscher eine Modifikation bei der Übersetzung
des Gens in das Protein entdecken, die möglicherweise entscheidend für die
ungewöhnliche hohe Syntheserate von NO in Bienenwolfeiern ist. "Durch
sogenanntes alternatives Splicing fehlt dem Enzym in den Bienenwolfeiern
ein Abschnitt, der möglicherweise zur Regulation dient. Dadurch könnte die
Aktivität des Enzyms erheblich gesteigert werden", meint Dr. Tobias Engl,
der zweite Hauptautor der Studie.

Der Einsatz reaktiver Gase zur Bekämpfung von Schimmel auf den
Nahrungsvorräten verbesserte das Überleben der Nachkommen der Bienenwölfe
erheblich und stellt somit eine evolutionäre Schlüsselerfindung dar.
Dieser neuartige Abwehrmechanismus gegen Mikroorganismen ist ein
erstaunliches Beispiel dafür, wie im Laufe der Evolution bereits
vorhandene Prozesse so abgeändert werden, dass vollkommen neuartige
Funktionen entstehen. Die Entdeckung, dass NO als zentrale Komponente der
Verteidigung gegen Schimmelpilze wirkt, vervollständigt das Spektrum
natürlicher antimikrobieller Verteidigungsstrategien und erweitert unser
Wissen über dieses biologisch so wichtige Molekül um eine überraschende
und faszinierende Facette.

Das Erstaunlichste an der Verteidigungsstrategie der Bienenwolfeier ist,
dass diese offensichtlich in der Lage sind, die extrem toxischen
Bedingungen, die sie selbst produziert haben, zu überleben. Welche
Mechanismen die Eier hierfür einsetzen, ist Gegenstand aktueller Studien.
Die Ergebnisse könnten nicht nur für die Grundlagenforschung interessant
sein, sondern auch für die Medizin. Denn aufgrund von Krankheiten oder bei
Entzündungen kann es zu einer schädlichen Überproduktion von NO kommen.
Vielleicht könnten die Mechanismen, die Bienenwolfeier einsetzen, um sich
vor NO zu schützen, dabei helfen, neue therapeutische Ansätze zu finden.


Originalpublikation:

Erhard Strohm, Gudrun Herzner, Joachim Ruther, Martin Kaltenpoth, Tobias
Engl, "Nitric oxide radicals are emitted by wasp eggs to kill mold fungi",
eLife 2019;8:e43718.

DOI: https://doi.org/10.7554/eLife.43718
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ZOOLOGIE/1644: Täuschend einfach - Winzige Meerestiere leben in ausgeklügelter Symbiose mit Bakterien (idw)


Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie - 10.06.2019

Täuschend einfach: 

Winzige Meerestiere leben in ausgeklügelter Symbiose mit Bakterien



Trichoplax, eines der einfachsten Tiere der Welt, lebt in einer innigen
und sehr spezialisierten Symbiose mit zwei Arten von Bakterien. Die eine,
Grellia, ist mit parasitischen Bakterien verwandt, die Typhus und
Rocky-Mountain-Fleckfieber verursachen. Dennoch scheint Grellia Trichoplax
nicht zu schaden. Die zweite, Ruthmannia, sitzt in den Zellen, mit denen
Trichoplax seine Nahrung verdaut. Die Trichoplax-Symbiose bietet einen
spannenden Einblick in diese "Dunkle Mikroben-Materie" der kaum bekannten
Bakteriengruppen. Die Studie von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts
für Marine Mikrobiologie und der Universität Hawaii erscheint nun in der
Zeitschrift Nature Microbiology.

Trichoplax ist eines der einfachsten Tiere, das man sich vorstellen kann.
Es sieht aus wie ein unförmiger kleiner Tropfen. Studienautorin Nicole
Dubilier sagt, es erinnert sie an einen Kartoffelchip. Trichoplax lebt in
warmen Küstengewässern auf der ganzen Welt und grast mikroskopisch kleine
Algen ab, die auf Sand und Felsen leben. Das winzige Tier findet sich
auch, von Aquarianern zumeist unbemerkt, in fast jedem Meerwasseraquarium
mit Korallen.

Trichoplax gehört zusammen mit Schwämmen und Quallen zu einem der
untersten Äste im Stammbaum der Tiere. Bis in die 70er Jahre war nicht
einmal klar, ob Trichoplax überhaupt ein eigenständiges, ausgewachsenes
Tier ist oder nur das Jungstadium einer Qualle. Die Tiere messen etwa
einen halben Millimeter im Durchmesser und haben weder Mund, noch Darm,
noch andere Organe. Sie bestehen aus nur sechs verschiedenen Arten von
Zellen. Diese Einfachheit macht Trichoplax zu einem beliebten
Modellorganismus für Biologen.

WissenschaftlerInnen vom Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie in
Bremen, der Universität Hawaii und der North Carolina State Universität
haben nun herausgefunden, dass Trichoplax doch nicht so simpel gestrickt
ist, wie es scheint. Es lebt in einer ausgeklügelten Symbiose mit äußerst
ungewöhnlichen Bakterien.

Weniger ist mehr

Schon vor etwa 50 Jahren beobachtete der deutsche Zoologe Karl Grell
erstmals Bakterien im Inneren von Trichoplax. Doch seitdem hatte sich
niemand weiter mit ihnen beschäftigt. Die Gruppe um Harald Gruber-Vodicka,
Niko Leisch und Nicole Dubilier vom Max-Planck-Institut für Marine
Mikrobiologie und Michael Hadfield von der Universität Hawaii hat die
bakteriellen Untermieter von Trichoplax nun eingehend erforscht, indem sie
ihre Genome sequenziert und mittels hochauflösender Mikroskopie untersucht
haben, wo sie leben. "Obwohl Trichoplax so einfach ist, finden in seinen
Zellen zwei unterschiedliche und ungewöhnliche Bakterien Platz", sagt
Gruber-Vodicka. "Beide Symbionten sind sehr wählerisch - oder
zellspezifisch, wie wir es nennen. Sie leben jeweils in nur einer Art von
Wirtszelle."

Grellia - Der erste Symbiont im endoplasmatischen Retikulum

Der Symbiont Grellia, benannt nach dem Zoologen Karl Grell, ist im
endoplasmatischen Retikulum (ER) von Trichoplax zu Hause. Bisher kannte
man keinen Symbionten, der dauerhaft im ER eines Tieres lebt. Dieses
Zellorganell spielt eine zentrale Rolle bei der Produktion von Proteinen
und Membranen. Nachzuweisen, dass Grellia wirklich im ER wohnt, war
äußerst schwierig. "Wir haben ein detailliertes dreidimensionales Modell
des ER erstellt, um zu zeigen, dass Grellia darin lebt. Das gelang uns
mithilfe des Elektronenmikroskops am Max-Planck-Institut für Molekulare
Zellbiologie und Genetik in Dresden", erklärt Niko Leisch. "Andere
parasitäre Bakterien ahmen die Struktur des ER nach, um ihren Wirten
vorzugaukeln, dass sie harmlos sind. Unsere Bilddaten zeigten jedoch
eindeutig, dass Grellia tatsächlich im Inneren des ER seines Wirts lebt."
Verblüffenderweise scheint Grellia, obwohl eng mit Parasiten verwandt,
Trichoplax nicht zu schaden. "Grellia hat die nötigen Gene, um Energie von
seinem Wirt zu stehlen. Aber es benutzt sie nicht", so Leisch.

Ruthmannia - Dunkle Mikroben-Materie im Blick

Der zweite Symbiont von Trichoplax, Ruthmannia, gehört zu einer erst
kürzlich entdeckten Gruppe von Bakterien, den Margulisbakterien. "Bisher
gehörten Margulisbakterien zur so genannten Dunklen Materie der Mikroben -
die überwiegende Mehrheit der Mikroorganismen, die Biologen zwar durch
Sequenzierung finden, aber nicht kultivieren können", erklärt Harald
Gruber-Vodicka. "Wir haben sie noch nie beobachten können, obwohl ihre
genetischen Spuren in Wasserproben auf der ganzen Welt zu finden sind."
Nun gelang es Gruber-Vodicka und Leisch, die ersten Bilder eines
Margulisbakteriums zu machen. "Zum ersten Mal können wir ein Mitglied
dieser Gruppe sehen. Für uns ist das genauso spannend wie das Foto eines
Schwarzen Lochs." Dieser Symbiont lebt in Zellen, mit denen Trichoplax
seine Algennahrung verdaut. "Ruthmannia scheint nur Fette und andere
Lipide der Algen zu verwerten, den Rest überlässt es seinem Wirt. Im
Gegenzug versorgt Ruthmannia Trichoplax vermutlich mit Vitaminen und
Aminosäuren." Nun, da Trichoplax in den Labors des Max-Planck-Instituts
für Marine Mikrobiologie gedeiht, können die Autoren jederzeit an diesen
rätselhaften Bakterien arbeiten.

Was kommt als nächstes?

"In dieser Studie haben wir uns mit den symbiotischen Partnern einer
einzigen Trichoplax-Art beschäftigt", sagt Nicole Dubilier, Direktorin am
Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie. "Es gibt aber mindestens 20
weitere Arten. Unsere ersten Ergebnisse deuten darauf hin, dass jede
Wirtsart ihre eigene, typische Garnitur von Symbionten hat. Wir sind schon
sehr gespannt, diese erstaunliche Vielfalt und ihre Entwicklung weiter zu
untersuchen. Diese winzigen Tiere sehen nicht nur aus wie Kartoffelchips,
auch an ihrem Inhalt werden wir noch einiges zu Knabbern haben."


Originalpublikation:

Harald R. Gruber-Vodicka, Nikolaus Leisch, Manuel Kleiner, Tjorven Hinzke,
Manuel Liebeke, Margaret McFall-Ngai, Michael G. Hadfield, Nicole
Dubilier: Two intracellular and cell type-specific bacterial symbionts in
the placozoan Trichoplax H2. Nature Microbiology. DOI:
10.1038/s41564-019-0475-9
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MELDUNG/316: Von der Astronomie bis zur Insektenkunde - Naturkundliche Vereine treffen sich an der Uni Halle (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 11.06.2019

Von der Astronomie bis zur Insektenkunde: 

Naturkundliche Vereine treffen sich an der Uni Halle



Das Interesse an der Natur in der Bevölkerung wecken: Das ist das Ziel von
Vereinen, in denen sich Bürgerinnen und Bürger mit naturwissenschaftlichen
Themen beschäftigen. Am Sonnabend, 22. Juni 2019, treffen sich sieben
hallesche Vereine erstmals zu einer interdisziplinären Konferenz an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), um gemeinsame Projekte
anzubahnen. Organisiert wird die Veranstaltung vom Zentralmagazin
Naturwissenschaftlicher Sammlungen (ZNS) der MLU und dem Verein zur
Förderung des Naturkundlichen Universitätsmuseums Halle (Saale).

"Mit der Konferenz wollen wir das Bewusstsein stärken, dass es in Halle
viele Vereine gibt, die sich für eine große Bandbreite an
naturwissenschaftlichen Themen engagieren", sagt Dr. Frank Steinheimer,
Leiter des ZNS. Die Vereine widmen sich in ihrer Arbeit nicht nur der
Forschung und dem Austausch über naturwissenschaftliche Themen. Die
Bürgerforscherinnen und -forscher fördern mit Führungen zum Beispiel auch
den Transfer des Wissens in die Gesellschaft oder liefern mit ihrer Arbeit
die Grundlage für neue Erkenntnisse über die Verbreitung von Tier- und
Pflanzenarten. So stammen schon heute rund 80 Prozent der Daten zur
Erstellung der Roten Liste gefährdeter Arten aus der Citizen Science, der
Bürgerwissenschaft. "Interessierte, die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler auf diese Weise unterstützen, sind eine große Chance für
die Forschung", so Steinheimer. Einige der Vereine sind außerdem am ZNS
ansässig und unterstützen die Arbeit und den Erhalt der universitären
Sammlungen. An der MLU kommen sie zum ersten Mal zusammen, um die
Zusammenarbeit über den einzelnen Verein hinaus zu vertiefen. Geplant sind
Vorträge und Stände, die über die Tätigkeiten der Vereine informieren.

Die Veranstaltung steht im Zeichen des Naturforschers Peter Simon Pallas,
der im 18. und 19. Jahrhundert in verschiedenen naturwissenschaftlichen
Bereichen tätig war und Mitglied der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina in Halle gewesen ist. "Pallas hat von der
Geologie bis zur Meteorologie Beiträge in zahlreichen Naturwissenschaften
publiziert. Er bildet damit die Vielfalt der Vereine ab", sagt
Steinheimer.

"1. Interdisziplinäre Vereinskonferenz für

Naturkundliche Begegnungen in Halle (Saale)"

Sonnabend, 22. Juni 2019, 10.30 bis 14 Uhr

Historischer Hörsaal im Zentralmagazin Naturwissenschaftlicher Sammlungen
Domplatz 4, 06108 Halle (Saale)
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AUSSEN/2154: Sudan - Militärrat muss Weg für eine zivile Übergangsregierung frei machen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juni 2019

Sudan: Militärrat muss Weg für eine zivile Übergangsregierung frei machen



Zur Resolution des UN-Sicherheitsrates zur Lage im Sudan erklärt
Dr. Frithjof Schmidt, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Wir begrüßen, dass sich der Sicherheitsrat der Vereinten Nation nun zu
einer Resolution und einer Verurteilung der Gewalt durchgerungen hat.
Die sudanesischen Sicherheitskräfte müssen jegliche Gewalt gegenüber
der friedlichen, demokratischen Zivilgesellschaft einstellen. Der
Militärrat muss unverzüglich seine Macht zugunsten einer
zivil-geführten Übergangsregierung unter Einbeziehung der Opposition
abgeben, damit in den nächsten Jahren die Voraussetzung für freie und
faire Wahlen geschaffen werden können. Die Bundesregierung sollte
alles dafür tun, um die demokratische Transition im Sudan zu
unterstützen und eine drohende Verschärfung der humanitären Lage zu
verhindern.

Unsere Unterstützung gilt besonders der demokratischen
Zivilgesellschaft im Sudan in ihrem Streben nach Demokratie,
Menschenrechten sowie freien und fairen Wahlen.

 * 
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BILDUNG/934: Es braucht ein Recht auf Weiterbildung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juni 2019

Es braucht ein Recht auf Weiterbildung



Zur Veröffentlichung der Nationalen Weiterbildungsstrategie erklären
Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Aus- und Weiterbildung, und
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarktpolitik:

Die Weiterbildungsstrategie der Bundesregierung ist keine ausreichende
Antwort auf die kommenden Veränderungen. Neben der Digitalisierung
müssen auch der notwendige ökologische Umbau sowie die demographische
Entwicklung in den Blick genommen werden. All diese Entwicklungen
bergen große Chancen, allerdings nur wenn die richtigen politischen
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Viele neue Arbeitsplätze werden
entstehen, auf der anderen Seite zahlreiche alte Arbeitsplätze
verschwinden.

Zur Gestaltung des sozialen und ökologischen Wandels ist eine
Weiterbildungsstrategie nötig, die weiter geht als die der
Bundesregierung. Wir brauchen ein Recht auf Weiterbildung, das mit
einer verbesserten sozialen Absicherung von Weiterbildungsphasen
verbunden werden muss, um selbstbestimmte Weiterbildung für Alle zu
ermöglichen.

In Bildungsagenturen vor Ort müssen sich die lokalen Akteure vernetzen
und Qualifikationsangebote anschaulich anbieten können. Dazu muss
Weiterbildung Teil des öffentlichen Bildungsauftrags werden. Zur
Gleichwertigkeit der Bildungswege gehört, dass Aufstiegsfortbildungen
genau wie das Studium kostenfrei werden. Weiterbildung kostet aber
nicht nur Geld, sondern auch Zeit. Jeder Bildungsinteressierte muss
deshalb die Möglichkeit zur Freistellung oder Teilzeitarbeit erhalten,
um sich beruflich weiterzuentwickeln.
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EUROPA/1795: Nordmazedonien - EU-Beitrittsverhandlungen müssen jetzt eröffnet werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juni 2019

Nordmazedonien: EU-Beitrittsverhandlungen müssen jetzt eröffnet werden



Anlässlich des Besuchs des mazedonischen Premiers Zoran Zaev bei
Bundekanzlerin Angela Merkel am morgigen Donnerstag, erklärt Manuel
Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Es ist ein Armutszeugnis, dass die CDU/CSU-Fraktion die Eröffnung der
EU-Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien weiter blockiert. Damit
setzen sie nicht nur die Glaubwürdigkeit der EU aufs Spiel. Sie
brechen außerdem das Versprechen, das die EU vor einem Jahr gegeben
hat. Die EU-Beitrittsverhandlungen sollten im Juni 2019 eröffnet und
bis dahin weitere Reformfortschritte erzielt werden. Die EU-Kommission
bestätigte Ende Mai, dass Nordmazedonien die Reformbedingungen erfüllt
hat. Und noch mehr: Nach 27 Jahren wurde der Namensstreit zwischen
Griechenland und Nordmazedonien endlich Geschichte.

Für die Lösung des Namensstreits haben beide Seiten viel riskiert.
Diesen Mut nun mit einer erneuten Verzögerungstaktik zu quittieren,
ist einem europäischen Miteinander nicht würdig. Sie ist ein Schlag
ins Gesicht derer, die sich seit Jahren unermüdlich für mehr
Demokratie und Rechtstaatlichkeit, für Aussöhnung und Menschenrechte
einsetzen.

Wir appellieren an Bundeskanzlerin Merkel und die Kolleginnen und
Kollegen in der Unionsfraktion, der Verantwortung für Stabilität auf
dem Westbalkan gerecht zu werden und unverzüglich grünes Licht für die
Eröffnung der EU-Beitrittsverhandlungen zu geben.
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INNEN/3160: Keine Abschiebung in Kriegs- und Krisengebiete


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juni 2019

Keine Abschiebung in Kriegs- und Krisengebiete



Zur heute in Kiel beginnenden Innenministerkonferenz erklärt Luise
Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Angesichts des am vergangenen Freitag im Bundestag beschlossenen
sogenannten Geordnete-Rückkehr-Gesetzes gewinnt die
Innenministerkonferenz an Brisanz. Die Koalition hat einmal mehr im
Schnellverfahren Gesetze durch das Parlament gebracht, die die Rechte
der Schutzsuchenden missachten. Die Länder dürfen nun nicht zusätzlich
damit belastet werden, die verkorkste Migrationspolitik auf
Bundesebene zu kompensieren.

Die Bundesregierung und allen voran der Bundesinnenminister müssen
endlich aufhören, innenpolitisch motiviert und ohne Achtung der realen
Situation den Ausreisedruck in höchst unsichere Länder immer weiter zu
erhöhen.

Das wird der Realität in den Herkunftsländern von Schutzsuchenden
nicht gerecht. Das UN-Flüchtlingshilfswerk hat erst am Sonntag
ausführlich die weitere Erosion der Sicherheitslage der vergangenen
Monate in Afghanistan dargelegt. Auch Kabul ist hochgefährlich und
keine interne Fluchtalternative. Wir fordern daher eine Abkehr von der
bisherigen Abschiebepolitik der Bundesregierung nach Afghanistan, die
mitunter auch gut integrierte Menschen trifft. Mittlerweile wird den
von den regelmäßigen Sammelabschiebungen nach Afghanistan Betroffenen
in Kabul noch nicht einmal mehr eine übergangsweise Notunterkunft zur
Verfügung gestellt. Die afghanischen Rückkehrenden sind schutzlos und
besonderer Gefährdung ausgesetzt, besonders wenn sie keine Familie
mehr vor Ort haben. Die Innenminister von Bund und Ländern müssen die
reale Lage vor Ort endlich anerkennen und einen sofortigen
Abschiebestopp nach Afghanistan beschließen anstatt in dieser
Situation den Ausreisedruck noch weiter zu erhöhen.

Auch die Lage in Syrien ist weiterhin in hohem Maße fragil und
gefährlich, insbesondere für Rückkehrende, die vom Assad Regime
verfolgt werden. Wir erwarten von der Innenministerkonferenz ein
eindeutiges Signal gegen Abschiebungen nach Syrien, vor allem vor dem
Hintergrund des unklaren Umgangs mit den Asylgesuchen syrischer
Staatsangehöriger seitens des BAMF.

Aufgrund der Eskalation im Sudan appellieren wir an die
Innenministerkonferenz, auch hier ein Abschiebemoratorium zu
beschließen.

 * 
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AUSSEN/1844: Moldawien setzt Annäherung an Europäische Union fort


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juni 2019

Moldawien setzt Annäherung an Europäische Union fort



Zur aktuellen politischen Entwicklung in der Republik Moldau können
Sie den außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

"Das Parlament der Republik Moldau hat sich mit einer klaren Mehrheit
für eine neue Regierung entschieden und Maia Sandu zur
Ministerpräsidentin gewählt. Mit dieser Entscheidung macht das
moldawische Parlament deutlich, dass es die Annäherung an die
Europäische Union fortsetzen will. Die Regierungen der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sollten diese klare
Parlamentsentscheidung voll unterstützen. Die Unionsfraktion würde
sich daher eine baldmöglichste Anerkennung der neuen moldawischen
Regierung durch die Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union wünschen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/825: Retouren verringern, statt entsorgen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Juni 2019

Retouren verringern, statt entsorgen

Ökologische Wirkung und wirtschaftliche Vernunft in Einklang bringen



Es gibt aktuell eine Diskussion um Regelungen zur Verhinderung der
Vernichtung von Retouren im Online-Handel. Dazu erklärt die
umweltpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marie-Luise Dött:

"Wenn man die Zahlen kennt, lässt sich das Problem besser einordnen:
Nach einer Studie der Universität Bamberg werden im Online-Handel
drei bis vier Prozent der zurückgeschickten Waren vernichtet. Das
betrifft vor allem Artikel von geringem Wert. Ansonsten kaufen
Verwerter und Restpostenhändler die retournierte Ware auf und
verkaufen sie weiter. Knapp ein Prozent der Waren werden gespendet.

Es kann auch gute Gründe geben, Retouren zu vernichten:
Transportschäden, Schädlingsbefall, Waren, für die es keine Kunden
mehr gibt etc. Im Übrigen sind auch bei der Entsorgung von Retouren
die abfallrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

Es ist gleichwohl grundsätzlich weder ökologisch noch ökonomisch
sinnvoll, neuwertige und voll funktionsfähige Neuware zu vernichten.
Deshalb werden wir prüfen, wie die Situation verbessert werden kann.
Dabei sind ökologische Wirkung und wirtschaftliche Vernunft unser
Maßstab.

Garantiewettbewerb, Selbstverpflichtungen, Beteiligung der Kunden an
den Rücksendekosten oder die Einführung einer "Obhutspflicht" im
Kreislaufwirtschaftsgesetz sind Vorschläge, die wir ernsthaft prüfen
werden. Schon jetzt können Kunden handeln, indem sie mehr darüber
nachdenken, welche und wie viele Waren bestellt werden. Die Anprobe
zu Hause ist bequem, allerdings führt sie häufig zu Retouren."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1719: Eurozonenbudget ist eine Totgeburt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juni 2019

Eurozonenbudget ist eine Totgeburt



"Das Eurozonen- bzw. Wettbewerbsbudget (BICC) ist eine Totgeburt. Die
17 Milliarden Euro entsprechen etwa 0,15 Prozent des Eurozonen-BIPs.
Eine Stabilisierung der Eurozone ist damit unmöglich. Das Budget soll
zudem an nachfragehemmende Strukturreformen wie Lohn- und
Rentenkürzungen geknüpft werden", kommentiert Fabio De Masi,
stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, im Vorfeld des Eurogruppentreffens in Brüssel
Äußerungen der EU-Kommission zu den geplanten Reformen der Eurozone.
De Masi weiter:

"Die Einführung einer goldenen Regel, die öffentliche Investitionen
von den Defizitregeln von Maastricht ausnimmt, hätte mehr ökonomischen
Effekt als dieses Fake-Budget. Ein Kompromiss zwischen EU-Regeln und
demokratischer Souveränität wäre, dass Brüssel festlegt, welche
Staatsausgaben als Maastricht-neutrale Investitionen definiert werden.
Eine Finanzierung des Eurozonenbudgets über eine Aktiensteuer, die 98
Prozent der Finanztransaktionen ausnimmt, hat nichts mehr mit der Idee
der Finanztransaktionssteuer zu tun."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Juni 2019
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FINANZEN/1558: Bundesmittel müssen verstetigt werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juni 2019

Bundesmittel müssen verstetigt werden



"Noch immer leben rund ein Viertel der Bürgerinnen und Bürger in
Kommunen, die unter Haushaltssicherungsmaßnahmen stehen. Das ist ein
Viertel zu viel", erklärt Kerstin Kassner, Sprecherin für
Kommunalpolitik der Fraktion DIE LINKE, zum aktuellen
KfW-Kommunalpanel. "Zwar ist der gesamte Investitionsrückstand im
Vergleich zum letzten Jahr um rund 20 Milliarden Euro gesunken, doch
noch immer fehlen etwa im Bereich der Verkehrsinfrastruktur
Investitionen in Höhe von rund 36 Milliarden Euro." Kassner weiter:

"Noch düsterer sieht es im Bereich der Schulen und Erwachsenenbildung
aus. Bei einem Investitionsstau von rund 43 Milliarden Euro werden uns
die Bilder von verfallenen Schultoiletten und maroden Schulgebäuden
auch weiterhin erhalten bleiben, wenn sich nicht bald etwas
substantiell an der Finanzausstattung der Kommunen ändert. Es darf
nicht sein, dass Investitionen auf die lange Bank geschoben werden,
welche die Voraussetzung für eine gute Bildung unserer Kinder
darstellen.

Vor allem vor dem Hintergrund der zurückhaltenden Konjunkturprognosen
muss der Bund endlich tätig werden. Die Kommunen können
Investitionsrückstände von insgesamt 138,4 Milliarden Euro langfristig
nicht allein stemmen. Die Dunkelziffer könnte durch Auslagerung
bestimmter Aufgabenbereiche wie ÖPNV, Wohnungs- oder Abfallwirtschaft
indes noch ungleich höher liegen. Zusätzlich droht den Kommunen eine
weitere Zäsur, sollte es zu keiner Einigung bei den
Grundsteuerverhandlungen kommen.

Deshalb darf sich der Bund nicht länger hinter fragmentierten und
zeitlich begrenzten Hilfsprogrammen für die Kommunen verstecken. Die
Finanzhilfen müssen endlich ohne Wenn und Aber angehoben und
verstetigt werden, sonst droht für die nächsten Jahre wieder ein
kräftiger Anstieg des kommunalen Investitionsstaus. Dies gilt es zu
verhindern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Juni 2019
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INNEN/5048: Abschiebungen nach Afghanistan sind unverantwortlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juni 2019

Abschiebungen nach Afghanistan sind unverantwortlich



"Wer die Abschiebungen nach Afghanistan noch ausweiten will, ist
entweder nicht ganz bei Trost oder aber bereit, sehenden Auges Tote in
Kauf zu nehmen", kritisiert die innenpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, Forderungen aus Unionskreisen,
zwangsweise Rückführungen an den Hindukusch zu vereinfachen. Jelpke
weiter:

"Man benötigt keine fünf Minuten Internetrecherche, um zu erkennen: In
Afghanistan herrschen Mord und Totschlag. Zivilisten befinden sich im
wahrsten Sinn des Wortes zwischen den Fronten. Ob Taliban, Islamischer
Staat oder die afghanischen Sicherheitskräfte, nicht zuletzt die
US-Luftwaffe - Rücksicht auf die Zivilbevölkerung ist ihnen allen
fremd. Und gerade die Hauptstadt Kabul, die in der deutschen
Abschiebelogik gerne als 'ausreichend kontrollierbar' dargestellt
wird, ist in Wirklichkeit ein Hotspot von Terroranschlägen. Schon
jetzt ist jede Abschiebung nach Afghanistan unverantwortlich. Pläne,
die darauf hinauslaufen, auch Frauen und Kinder an den Hindukusch
zurückzuschicken, verspotten die Menschenrechte."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/8529: Heute im Bundestag Nr. 672 - 12.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 672

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Juni 2019 , Redaktionsschluss: 15.32 Uhr

1. Gut 36.000 politisch motivierte Straftaten

2. Gedenken an Genozid an den Armeniern

3. Impfangebote für Asylbewerber

4. Vereinzelt hohe Säuglingssterblichkeit

5. Projekt zur Ermittlung des Alters

6. Physiotherapie bei Azubis gefragt



1. Gut 36.000 politisch motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im vergangenen Jahr 36.062 -
vollendete oder versuchte - politisch motivierte Straftaten begangen
worden, davon 3.366 Gewalttaten. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/10583) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/10356) hervor. Danach entfielen im Jahr 2018 auf die
politisch rechts motivierte Kriminalität 20.431 versuchte oder vollendete
Straftaten, darunter 1.156 Gewalttaten, und auf die politisch links
motivierte Kriminalität 7.961 solcher Straftaten, darunter 1.340
Gewalttaten. Dem Phänomenbereich "Politisch motivierte Kriminalität -
ausländische Ideologie" wurden den Angaben zufolge 2.487 versuchte oder
vollendete Straftaten zugeordnet, darunter 425 Gewalttaten, und dem
Phänomenbereich "Politisch motivierte Kriminalität - religiöse Ideologie"
586 solcher Straftaten, darunter 58 Gewalttaten. Im Phänomenbereich
"Politisch motivierte Kriminalität - nicht zuzuordnen" wurden laut Vorlage
4.597 versuchte oder vollendete Straftaten verzeichnet, darunter 387
Gewalttaten.

 * 

2. Gedenken an Genozid an den Armeniern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Teilnahme an diesjährigen Gedenkveranstaltungen zum
Genozid an den Armeniern im Osmanischen Reich ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/10582) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/10312). Danach nahm ein Vertreter der Bundesregierung an der von der
armenischen Botschaft in Berlin, der Diözese der Armenischen Kirche in
Deutschland und dem Zentralrat der Armenier in Deutschland organisierten
Gedenkstunde am 24. April 2019 teil. Wie die Bundesregierung weiter
ausführt, legte der deutsche Botschafter in Armenien an diesem Tag im
Rahmen des offiziellen Gedenkens in Eriwan einen Kranz am Genozidmahnmal
nieder.

 * 

3. Impfangebote für Asylbewerber

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Auch bei Asylbewerbern wird auf einen umfassenden
Impfschutz geachtet. Die zuständigen Behörden müssten sicherstellen, dass
den Asylbewerbern frühzeitig notwendige Schutzimpfungen angeboten werden,
heißt es in der Antwort (19/10593) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/10316) der AfD-Fraktion. Gesetzlich geregelt sei ein
einheitlicher Standard bei der Versorgung mit Schutzimpfungen. Asylbewerber
seien allerdings häufig nicht im Besitz eines Impfausweises, ihr Impfstatus
sei folglich zumindest unklar oder unvollständig. Das Ziel sei,
Asylbewerber so schnell wie möglich entsprechend den Empfehlungen der
Ständigen Impfkommission (STIKO) zu impfen. Um Asylbewerber gezielt zu
informieren, würden die Hinweise über Infektionskrankheiten in sechs
Sprachen übersetzt. Der Impfkalender sowie Materialien zur Impfaufklärung
längen in 20 Fremdsprachen vor.

 * 

4. Vereinzelt hohe Säuglingssterblichkeit

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Säuglingssterblichkeit hat 2015 in Deutschland
statistisch bei 3,3 Fällen je 1.000 Lebendgeburten gelegen. Die Fälle
beziehen sich auf Kinder, die im ersten Lebensjahr gestorben sind. Auf
Kreisebene ergeben sich dabei große Unterschiede, wie aus der Antwort
(19/10579) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10206) der
AfD-Fraktion hervorgeht. So liegt die Säuglingssterblichkeit auf Kreisebene
in Baden-Württemberg zwischen 0,5 und 9,0 Fällen, in Niedersachsen zwischen
1,3 und 10,8 Fällen und in Rheinland-Pfalz zwischen 0 und 11,3 Fällen. Im
Kreis Neustadt an der Weinstraße (Rheinland-Pfalz) lag die
Säuglingssterblichkeit 2015 statistisch mit 11,3 Fällen je 1.000
Lebendgeburten bundesweit am höchsten.

 * 

5. Projekt zur Ermittlung des Alters

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt zur Bestimmung des
Alters von Heranwachsenden sind im kommenden Jahr zu erwarten. Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10578) auf eine Kleine Anfrage
(19/10179) der AfD-Fraktion schreibt, hat das Projekt zur Ermittlung des
Alters von Flüchtlingen im Januar 2019 begonnen. Die Ergebnisse der
klinischen Evaluation lägen der Planung zufolge im Dezember 2020 vor.
Anschließend werde geprüft, inwieweit die Ultraschall-Untersuchungsmethode
andere invasive Verfahren wie die Röntgenuntersuchungen ersetzen könne.

 * 

6. Physiotherapie bei Azubis gefragt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der Auszubildenden in Berufen der
Heilmittelerbringer ist zuletzt rückläufig gewesen. Im Schuljahr 2016/17
waren es 38.667 Schüler, im folgenden Schuljahr 2017/18 insgesamt 37.318
Schüler, wie aus der Antwort (19/10577) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/10133) der AfD-Fraktion hervorgeht. Die weitaus meisten Schüler
ließen sich in Physiotherapie ausbilden, gefolgt von Ergotherapie,
Logopädie, Diätassistenz und Podologie.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8528: Heute im Bundestag Nr. 671 - 12.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 671

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Juni 2019 , Redaktionsschluss: 13.14 Uhr

1. Meinungsfreiheit in Indien

2. Menschenrechtslage in Marokko

3. Menschenrechtslage in Algerien

4. Flucht über Mittelmeerroute

5. Deutsche internationale Personalpräsenz

6. IPU-Treffen zum Thema Bildung



1. Meinungsfreiheit in Indien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Meinungsfreiheit in Indien ist aus Sicht der
Bundesregierung verfassungsrechtlich geschützt und garantiert. "Sie
spiegelt sich auch in der Vielstimmigkeit der öffentlichen Debatte sowie
der indischen Medienwelt wider", heißt es in der Antwort (19/10589) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10178). Eine
lebendige politische Debatte habe auch den Zeitraum um die Parlamentswahlen
geprägt. Gleichzeitig bestünden gesetzliche Möglichkeiten zur Einschränkung
der Meinungsfreiheit, etwa durch den "Unlawful Activities Prevention Act
(UAPC)", der Teil eines Regelungssystems zur nationalen Terrorbekämpfung
darstelle. Maßnahmen im Rahmen dieser gesetzlichen Einschränkungen seien
gerichtlich überprüfbar. "Aus Sicht der Bundesregierung gibt es - trotz
teilweise sehr langer Gerichtsverfahren - derzeit keinen Anlass, das
Funktionieren des indischen Justizwesens anzuzweifeln."

 * 

2. Menschenrechtslage in Marokko

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für die Menschenrechtssituation in Marokko interessiert
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/10730). Die
Bundesregierung soll unter anderem Angaben zur Antrags-, Entscheidungs- und
Bestandsstatistik des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge für das
Herkunftsland Marokko im bisherigen Jahr 2019 machen und mitteilen, wie
vielen marokkanischen Staatsangehörigen in diesem Zeitraum ein Schutzstatus
oder ein Abschiebungsverbot durch die Gerichte zugesprochen wurde. Außerdem
wollen die Abgeordneten wissen, wie viele marokkanische Staatsangehörige
2019 in ihr Herkunftsland abgeschoben wurden.

 * 

3. Menschenrechtslage in Algerien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für die Menschenrechtssituation in Algerien interessiert
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/10729). Die
Bundesregierung soll unter anderem Angaben zur Antrags-, Entscheidungs- und
Bestandsstatistik des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge für das
Herkunftsland Algerien im bisherigen Jahr 2019 machen und mitteilen, wie
vielen algerischen Staatsangehörigen in diesem Zeitraum ein Schutzstatus
oder ein Abschiebungsverbot durch die Gerichte zugesprochen wurde. Außerdem
wollen die Abgeordneten wissen, wie viele algerische Staatsangehörige 2019
in ihr Herkunftsland abgeschoben wurden.

 * 

4. Flucht über Mittelmeerroute

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Überwachung der zentralen Mittelmeerroute durch EUNAVFOR
MED, Frontex und die sogenannte libysche Küstenwache" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10645). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie viele Personen im Jahr 2019 die zentrale
Mittelmeerroute für eine Flucht nach Europa genutzt haben und wie viele bei
der Überfahrt ums Leben kamen. Außerdem soll die Bundesregierung mitteilen,
über wie viele Schiffe welcher Klassen die libysche Marine und die
Küstenwache verfügen, um welche Typen es sich dabei handelt und wie viele
davon laut EUNAVFOR MED einsatzbereit sind.

 * 

5. Deutsche internationale Personalpräsenz

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Gesamtzahl der Deutschen, die im vergleichbaren
höheren Dienst in europäischen Institutionen und internationalen
Organisationen mitarbeiten, ist im Zeitraum 2017 und 2018 weiter gestiegen -
 bei allerdings auch insgesamt deutlich wachsender Mitarbeiterzahl
insbesondere in den Vereinten Nationen und sonstigen internationalen
Organisationen. Das geht aus dem als Unterrichtung (19/10770) vorliegendem
sechsten Bericht der Bundesregierung zur deutschen Personalpräsenz in
internationalen Organisationen hervor. 2018 waren demnach geschätzt 8.000
Deutsche in internationalen Organisationen und europäischen Institutionen
tätig im Vergleich zu 5.500 im Jahr 2008 und rund 6.700 im Jahr 2011. In
zahlreichen relevanten internationalen Organisationen und europäischen
Institutionen sei Deutschland "inzwischen angemessen, zum Teil quantitativ
gut oder sogar sehr gut vertreten". Eine angemessene bis gute deutsche
Präsenz gebe es zum Beispiel im VN-Sekretariat, beim Entwicklungsprogramm
der Vereinten Nationen (UNDP), bei der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO), bei der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur (UNESCO), bei der Organisation der Vereinten
Nationen für industrielle Entwicklung (UNIDO), bei der
 Internationalen Migrationsorganisation (IOM), beim Bevölkerungsfonds der
Vereinten Nationen (UNFPA), bei der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und
bei der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO). Außerhalb des VN-Systems gelte dies ebenso zum Beispiel für die
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), die
Verwaltung des Europäischen Parlaments, die Europäische Investitionsbank
(EIB), den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) und die Asiatische
Infrastruktur- und Investitionsbank (AIIB). "Im oberen Leitungsbereich gibt
es allerdings bei einigen internationalen Organisationen noch
Nachholbedarf. In anderen internationalen Organisationen bemüht sich die
Bundesregierung durch gezielte Maßnahmen um eine Steigerung des deutschen
Personalanteils."

 * 

6. IPU-Treffen zum Thema Bildung

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Im Zentrum der Generaldebatte der 140. Versammlung der
Interparlamentarischen Union in Doha hat im April 2019 das Thema
"Parlamente als Plattformen zur Förderung der Bildung für Frieden,
Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit" gestanden. Im Kern ging es dabei um die
Verknüpfung der nachhaltigen Entwicklungsziele "Hochwertige Bildung" (Ziel
4) und "Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen" (Ziel 16), heißt
es in dem als Unterrichtung (19/10762) vorliegendem Bericht der deutschen
IPU-Delegation. Ebenfalls auf der Tagesordnung habe die Wahl eines
Dringlichkeitstagesordnungspunktes gestanden. Eine Mehrheit der
Abgeordneten habe für den von den Niederlanden eingebrachten Vorschlag zur
Unterstützung der vom Wirbelsturm "Idai" heimgesuchten Länder Mosambik,
Malawi und Simbabwe gestimmt.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8527: Heute im Bundestag Nr. 670 - 12.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 670

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.47 Uhr

1. Keine Auskunft zu Anwaltskosten

2. Beteiligung an SOPHIA-Mission

3. Handelsgeschäfte mit dem Iran

4. Gescheitertes Pflegeschüler-Projekt

5. Neustart im Team-Vorhaben mit UNHCR

6. Samariterbund-Projekt in Griechenland



1. Keine Auskunft zu Anwaltskosten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung macht keine Angaben zu einer
möglichen Übernahme von Anwaltskosten im Falle der im Irak wegen
IS-Zugehörigkeit zum Tode verurteilten deutschen Staatsangehörigen L. K.
Wie sie in der Antwort (19/10497) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/10075) schreibt, könnten das Fragerecht der Abgeordneten und die
Antwortpflicht der Bundesregierung unter anderem dadurch begrenzt sein,
"dass diese gemäß Artikel 1 Absatz 3 GG die Grundrechte Dritter zu beachten
haben". Vor diesem Hintergrund müsse die Beantwortung zur Wahrung der
Grundrechte Dritter, hier des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung
nach Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 des Grundgesetzes
unterbleiben. Bei der Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion handelt es sich um
eine Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache
19/9533.

 * 

2. Beteiligung an SOPHIA-Mission

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Derzeit beteiligen sich an der EUNAVFOR MED Operation
SOPHIA Luxemburg mit zwei, und Spanien und Polen mit jeweils einem
Seefernaufklärer. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/10495) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9631) schreibt, beteiligen
sich außerdem Italien mit temporärer Einmeldung einer Drohne und Frankreich
mit temporärer Einmeldung von Seefernaufklärern. "Der gültige
Operationsplan von EUNAVFOR MED Operation SOPHIA sieht unverändert vor,
dass aus Seenot Gerettete automatisch in Italien ausgeschifft werden."

 * 

3. Handelsgeschäfte mit dem Iran

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die von Frankreich, Großbritannien und Deutschland
gegründete Zweckgesellschaft "Support of Trade Exchanges" (INSTEX)
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10501). Laut
Auswärtigem Amt sei INSTEX ein wichtiger Schritt beim Erhalt der Wiener
Vereinbarung über das iranische Atomprogramm (JCPoA). Wissen wollen die
Abgeordneten nun unter anderem, wie die Bundesregierung die Wirksamkeit von
INSTEX allgemein und vor dem Hintergrund des Teil-Ausstiegs des Iran aus
dem JCPoA bewertet und auf welche Weise sichergestellt wird, "dass deutsche
Unternehmen trotz der US-Sanktionen weiterhin mit dem Iran Handelsgeschäfte
abwickeln können".

 * 

4. Gescheitertes Pflegeschüler-Projekt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um ein Pflegeschüler-Ausbildungsprojekt des Auswärtigen
Amtes geht es in einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/10532). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viele junge Menschen aus
Tunesien im Rahmen dieses Projekts nach Deutschland eingereist sind, wie
viele sich hier noch aufhalten, ihre Ausbildung beendet haben oder sich
noch in Ausbildung befinden. Außerdem soll die Bundesregierung angeben, ob
die Asklepios Medical School GmbH das Auswärtige Amt über das Scheitern des
Projekts unterrichtet hat und wann dies geschehen sei.

 * 

5. Neustart im Team-Vorhaben mit UNHCR

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Unter Berufung auf Medienberichte thematisiert die 
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10531) die geplante Aufnahme von 500
Flüchtlingen in Deutschland unter der Bezeichnung "NesT - Neustart im
Team". Nach Angaben des Flüchtlingshilfswerks UNHCR befänden sich "diese
Personen schon jetzt nicht mehr in ihrer Heimat, sondern in einem
Drittstaat, wo ihnen aber nach Ansicht von UNHCR nicht genügend Schutz
zuteilwird". Das UNHCR habe diese Personen als "besonders schutzbedürftig"
charakterisiert - es handle sich um Schwangere, Frauen mit kleinen Kindern,
Behinderte oder Kranke. Es sei keine Asylprüfung vorgesehen, sondern eine
mindestens drei Jahre währende Aufenthaltserlaubnis, da das UNHCR den
Flüchtlingsstatus bereits geprüft habe. Die Abgeordneten wollen unter
anderem erfahren, in welchen Drittstaaten sich die Aufzunehmenden derzeit
aufhalten, über welche Staatsbürgerschaften sie verfügen und welchen
Aufenthaltsstatus sie nach drei Jahren in Deutschland erhalten sollen.
Außerdem soll die Bundesregierung angeben, wie die Prüf-Kriterien des UNHCR
lauteten, um einen Flüchtlingsstatus zu erhalten.

 * 

6. Samariterbund-Projekt in Griechenland

Berlin: (hib/AHE) Für ein Projekt des Arbeiter-Samariter-Bundes in
Griechenland interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/10585). Eine Zuwendung in Höhe von knapp 1,8 Millionen Euro sei
teilweise widerrufen worden, da der lokale griechische Projektpartner nicht
über die notwendigen Genehmigungen verfügte, schreiben die Abgeordneten.
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wann der
Zuwendungsempfänger das Auswärtige Amt darüber in Kenntnis gesetzt hat,
dass das Projekt nicht wie vorgesehen durchgeführt werden kann und wann und
in welcher Höhe Haushaltsmittel daraufhin zurückgefordert worden sind.

 * 
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BUNDESTAG/8526: Heute im Bundestag Nr. 669 - 12.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 669

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.41 Uhr

1. Aktivierungen der Online-Ausweisfunktion

2. Mitglieder italienischer OK-Gruppierungen

3. Eckpunkte von Tourismusstrategie

4. Kosten netztechnischer Betriebsmittel

5. Stellungnahme zu Buchpreis-Gutachten

6. Stand beim Bürokratieabbau

7. Stellungnahme zu Gutachten



1. Aktivierungen der Online-Ausweisfunktion

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Personalausweise mit aktivierter
Online-Ausweisfunktion ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/10540) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10181). Danach wird
die Gesamtzahl der bisherigen Aktivierungen der Online-Ausweisfunktion auf
25,18 Millionen geschätzt. Mehr als 25 Millionen Inhaber neuer Ausweise
können die Online-Ausweisfunktion bei Bedarf nachträglich im Bürgeramt
einschalten lassen, wie die Bundesregierung weiter ausführt. Alle weiteren
Ausweisinhaber erhielten den Online-Ausweis mit der Ausgabe neuer
Personalausweise innerhalb der nächsten zwei Jahre.

 * 

2. Mitglieder italienischer OK-Gruppierungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl mutmaßlicher Mitglieder von Gruppierungen
der sogenannten italienischen Organisierten Kriminalität (IOK) in der
Bundesrepublik berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10541)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Einfluss der
italienischen Mafia in Deutschland (19/10130). Danach werden derzeitigen
Erkenntnissen zufolge 585 Personen als mutmaßliche Mitglieder
IOK-Gruppierungen zugerechnet. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, geht
die Bundesregierung aktuell von 344 mutmaßlichen Mitgliedern der Ndrangheta
sowie von 123 mutmaßlichen Mitgliedern der Cosa Nostra beziehungsweise
Stidda aus, die sich dauerhaft in Deutschland aufhalten. Die entsprechende
Zahl der sich dauerhaft in Deutschland aufhaltenden mutmaßlichen
Mitglieder, die der Camorra zugerechnet werden können, beläuft sich den
Angaben zufolge auf 94.

 * 

3. Eckpunkte von Tourismusstrategie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die von der Bundesregierung beschlossene
Tourismusstrategie steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/10651)
der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten möchten wissen, ob ein Zeitplan für das
Erarbeiten konkreter Maßnahmen vorliegt. Darüber hinaus geht es um Fristen
für die Umsetzung dieser Maßnahmen.

 * 

4. Kosten netztechnischer Betriebsmittel

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Nach Details zu besonderen netztechnischen
Betriebsmitteln erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/10728). Diese Mittel sollen als Sicherheit für die Stromversorgung in
der Übergangszeit dienen, wenn die letzten Atomkraftwerke abgeschaltet und
planmäßig die großen Nord-Süd-Stromleitungen in Betrieb genommen werden.
Die Abgeordneten möchten beispielsweise wissen, was genau unter den Begriff
fällt und welchen Einfluss bestimmte politische Maßnahmen auf den Bedarf
nach solchen besonderen netztechnischen Betriebsmitteln haben.

 * 

5. Stellungnahme zu Buchpreis-Gutachten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um eine Stellungnahme der Bundesregierung zum 80.
Sondergutachten der Monopolkommission zur Buchpreisbindung geht es in einer
Kleinen Anfrage (19/10727) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten möchten unter
Verweis auf das seit einem Jahr vorliegende Gutachten "Die Buchpreisbindung
in einem sich ändernden Marktumfeld" wissen, ob die Bundesregierung sich
für eine Stellungnahme entschieden hat und falls ja, wann sie ihre Position
veröffentlichen will.

 * 

6. Stand beim Bürokratieabbau

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich nach dem Stand beim
geplanten Bürokratieabbaugesetz. Unter Verweis auf verschiedene
Medienberichte möchten die Abgeordneten wissen, wie der Zeitplan für den
Entwurf für ein "Bürokratieabbaugesetz III" aussieht. Außerdem
interessieren sie sich in der Kleinen Anfrage (19/10649) für Details aus
einem Eckpunktepapier, das dem Gesetzesentwurf zugrunde liegen soll.

 * 

7. Stellungnahme zu Gutachten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion dringt auf eine Stellungnahme der
Bundesregierung zum 22. Hauptgutachten der Monopolkommission. In einer
Kleinen Anfrage (19/10652) erklären die Abgeordneten, das Gutachten sei
mittlerweile elf Monate alt. In einer früheren Anfrage habe die
Bundesregierung erklärt, dass die Analysen noch geprüft würden - diese
Anfrage liege mehr als acht Monate zurück. Nun möchten die Abgeordneten
wissen, wie der derzeitige Stand ist.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8525: Heute im Bundestag Nr. 668 - 12.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 668

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Juni 2019, Redaktionsschluss: 09.47 Uhr

1. Seminare für zivile Führungskräfte

2. FDP fragt nach Cyberagentur

3. Grünflächen in der Stadt

4. Waldzerstörung schreitet fort

5. Kontrollen in der Fischerei

6. Potential von Nutzhanf als Agrarrohstoff



1. Seminare für zivile Führungskräfte

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die zweieinhalbtägigen "Info-Seminare für zivile
Führungskräfte" und die bis zu zwölftägige "Dienstliche Veranstaltung zur
Information für zivile Führungskräfte" der Bundeswehr dienen ausschließlich
der Information und nicht der Personalgewinnung. Darauf weist die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10427) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9638) hin. Den Teilnehmern soll ein realistischer
und erlebnisorientierter Einblick in den Auftrag des jeweiligen
militärischen Organisationsbereichs und das Tätigkeitsfeld der Soldaten
vermittelt werden. Dadurch sollen sie als Multiplikatoren für die
Unterstützung der sicherheits- und verteidigungspolitischen Aufgaben der
Bundeswehr gewonnen werden. Die Teilnahme an den Veranstaltungen sei auf
hochrangige zivile Führungskräfte, politische Mandatsträger sowie
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens und Vertreter der Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit beschränkt, weil bei diesem Personenkreis von einer
besonderen Mittler- und Multiplikatorenfunktion ausgegangen werde.

 * 

2. FDP fragt nach Cyberagentur

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP verlangt Auskunft über die Agentur für Innovation
in der Cybersicherheit, die im gemeinsamen Zuständigkeitsbereich von
Verteidigungs- und Bundesinnenministerium aufgebaut werden soll. In einer
Kleinen Anfrage (19/10633) will sie unter anderem wissen, von welchem
Bedarf an IT-Fachkräften die Bundesregierung für den langfristigen Betrieb
ausgeht und welche Strategie sie zur Gewinnung des benötigten Personals
verfolgt. Zudem möchte sie erfahren, an welchem Standort innerhalb der
Region Leipzig-Halle die sogenannte Cyberagentur errichtet werden soll.

 * 

3. Grünflächen in der Stadt

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung stellt jährlich Finanzhilfen in Höhe
von 50 Millionen Euro bereit, um Grün- und Freiflächen in der Stadt zu
pflegen und weiterzuentwickeln. Der Bund übernehme ein Drittel der
förderfähigen Kosten, zwei Drittel entfielen auf die Bundesländer und
Kommunen, erklärt die Bundesregierung in der Antwort (19/10581) auf eine
Kleine Anfrage (19/10299) der FDP-Fraktion. 2017 hätten 129 Kommunen
insgesamt 137 Maßnahmen beantragt, im Folgejahr 135 Kommunen insgesamt 148
Maßnahmen. Gefördert würden überwiegend Projekte, die auf eine Verbesserung
der Lebens- und Wohnqualität abzielen, heißt es. Daneben stehe die
Aufwertung von Grünflächen an Flüssen oder Seen im Mittelpunkt. Darüber
hinaus will die Bundesregierung dem Thema mit Pilotprojekten und
Wettbewerben Aufmerksamkeit verleihen. So solle voraussichtlich ab diesem
Jahr erstmal ein Wettbewerb "Bundespreis Stadtgrün" ausgelobt werden,
erklärt sie weiter. In der Antwort führt die Bundesregierung außerdem
mehrere konkrete Projekte auf, in denen es um eine Qualitätsverbesserung
von Grünflächen in der Stadt geht.

 * 

4. Waldzerstörung schreitet fort

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Trotz erster Fortschritte ist es nicht gelungen, die
fortschreitende Zerstörung der Wälder in vielen Teilen der Erde
aufzuhalten. Das stellt die Bundesregierung in einer Antwort (19/10560) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10319) fest.
Weiter heißt es dazu, dass im Zeitraum zwischen den Jahren 1990 und 2015
die Waldfläche gemäß den Erhebungen der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) um rund 129
Millionen Hektar zurückgegangen sei. Davon betroffen seien auch rund 36
Millionen Hektar sogenannter Primärwald. Der jährliche Waldverlust habe in
diesem Zeitraum demnach 4,96 Millionen Hektar betragen. Laut FAO könnten
rund 80 Prozent der weltweiten Waldverluste auf die Landwirtschaft
zurückgeführt werden. Aber auch der illegale Holzeinschlag sei eine der
wesentlichen Ursachen für die Waldzerstörung. Erschwerend komme hinzu, dass
es in Ländern mit hohem Korruptionsindex sehr schwierig sei, mit
hinreichender Sicherheit nachzuweisen, dass Holz aus legalem Einschlag
stammt.

 * 

5. Kontrollen in der Fischerei

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Transparenz bei Kontrollen in der deutschen Fischerei
ist das Thema einer Kleinen Anfrage (19/10605) der Fraktion Die Linke. Die
Abgeordneten wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen, ob
Berichte über den jährlichen Kontrollaufwand in der Fischerei erstellt
werden. Darüber hinaus wird Auskunft darüber verlangt, wie viele
Seekontrollen deutscher Fischereifahrzeuge durch deutsche Behörden in den
Jahren 2016, 2017 und 2018 mit welchem Ergebnis durchgeführt wurden.

 * 

6. Potential von Nutzhanf als Agrarrohstoff

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke stellt die Rolle des Nutzhanfs als
Agrarrohstoff in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/10604). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob der
Nutzhanf aus dem Betäubungsmittelgesetz (BtMG) gestrichen werden kann, um
den Anbau und Vertrieb der Pflanze zu erleichtern. Des Weiteren soll
angegeben werden, welche klare Unterscheidung zwischen medizinischem und
bewusstseinserweiterndem Cannabis sowie Nutzhanf getroffen werden kann.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3334: Panikmache ist das Gegenteil von Sicherheit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 11. Juni 2019

Panikmache ist das Gegenteil von Sicherheit



Über die sozialen Medien versucht die Linke, Stimmung gegen die
Novellierung des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes (SOG) zu machen.
Dazu erklärt die innenpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion
Martina Tegtmeier:

"Die Kampagne der Linken gegen das SOG zeugt entweder von erheblicher
Unkenntnis des Gesetzentwurfes oder vom Willen, Verunsicherung bei den
Bürgern zu schüren. Beides ist alarmierend.

Von einer massiven Ausweitung der Befugnisse der Polizei kann keine
Rede sein. So bleibt die Regelung zum Gewahrsam von Personen
hinsichtlich der Eingriffsschwelle unverändert. Ebenso der Einsatz von
Drohnen. Bei Veranstaltungen darf auch er nicht ohne nicht ohne Anlass
erfolgen

Eine lückenlose Aufzeichnung des öffentlichen Lebens - wie von der
Linken behauptet - wird und kann natürlich nicht erfolgen.

So ist etwa die Schwelle für den Einsatz von Body-Cams auch künftig,
dass Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dies zum Schutz der
Polizeibeamten oder Dritter gegen eine im Einzelfall bevorstehende
Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. Anlasslos passiert im
Zusammenhang mit dem SOG gar nichts - außer der Kritik der Linken.

Mit dem neuen SOG werden aber auch neue Befugnisse für die Polizei
geschaffen. Da der Staat die Sicherheit und damit die Freiheit seiner
Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten hat, müssen die
Sicherheitsbehörden auch bei der immer weiter fortschreitenden
Digitalisierung technisch auf der Höhe der Zeit agieren können. Dabei
gilt jedoch: Je tiefer behördliches Handeln in Rechte des Einzelnen
eingreifen kann, desto enger sind die Eingriffsvoraussetzungen und die
Schutzmaßnahmen, etwa durch Richtervorbehalte, auszugestalten.

Zudem wird die Landesregierung mit dem SOG gesetzlich verpflichtet,
die vorgenommenen Änderungen bis zum 31. Dezember 2024 zu evaluieren
und dem Landtag über das Ergebnis zu berichten.

Ich empfehle der Linken daher, den Gesetzentwurf erst zu lesen, bevor
sie ihn öffentlich angreift. Im Laufe des parlamentarischen Verfahrens
wird die Linke ausreichend Gelegenheit haben, ihre Aussagen den
Tatsachen entsprechend zu korrigieren."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5166: Koalition baut Sozialkunde- und Politik-Unterricht aus (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.06.2019

Koalition baut Sozialkunde- und Politik-Unterricht aus - Wahlrecht
ab 16 muss kommen



Zur aktuellen Debatte der FDP-Fraktion "Mit einer starken Stimme in
die Zukunft - junges Engagement ernst nehmen!" erklärt der
jugendpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Marc Ruland: "Für das
Wahlrecht ab 16 Jahren in Rheinland-Pfalz gilt es jeden Tag aufs Neue
zu kämpfen. Denn es gibt viele Gründe, dass auch 16- und 17-Jährige
bei Kommunalwahlen abstimmen dürfen: Junge Menschen sollen so früh wie
möglich am demokratischen Prozess teilhaben und mitbestimmen können.
Die Absenkung des Wahlalters ist eine Voraussetzung dafür, um
langfristig eine höhere oder zumindest stabilere Wahlbeteiligung
erreichen zu können: Denn wenn Menschen in jungen Jahren lernen, zur
Wahl zu gehen, erhöht dies die Wahrscheinlichkeit einer späteren
Wahlteilnahme."

Ruland sagt weiter: "Aktuell können jungen Menschen ab 16 Jahren in
elf deutschen Bundesländern bei Kommunalwahlen mitmachen - nicht
jedoch in Rheinland-Pfalz, weil sich die CDU-Fraktion gegen die
notwendige Verfassungsänderung sperrt. Sie, liebe CDU, blockieren
bisher. Es ist an der Zeit, dass Sie Ihre ewiggestrige Haltung
revidieren. Geben Sie sich ein Ruck, stimmen Sie für ein kommunales
Wahlrecht ab 16. Unsere Jugend hat es verdient. Die Ampel-Koalition
steht für stärkere demokratische Teilhabe, für mehr Medienkompetenz
und für junge Beteiligungschancen in den Schulen. An den Schulen wird
es daher verstärkte Angebot im Bereich Sozialkunde- und 
Politik-Unterricht geben, um die jungen Menschen auf Demokratie und Wahlen
vorzubereiten."

Ruland betont: "Junge Menschen erwarten zurecht Toleranz, Ernstnehmen
und Respekt. In Rheinland-Pfalz tun wir schon viel, junge Menschen
stärker zu beteiligen. Dies belegt beispielsweise die erneute
Mittelaufstockung (1 Million Euro mehr) für unser Projekt "jes -
jung.eigenständig.stark." Mehr Jugendarbeit - auch im ländlichen Raum -
 ist ein Schlüssel für bessere Beteiligungs-Chancen vor Ort. Viele von
uns sind in Ortsgemeinderäten, Stadträten oder auch Kreistagen groß
geworden. Kommunalpolitik ist die politische Ebene, in der Politik am
unmittelbarsten und nächsten erfahrbar wird. Kommunale Entscheidungen
prägen unmittelbar die Lebenssituation und die Heimat von jungen
Menschen wie auch von älteren Bürgerinnen und Bürgern. Unsere
Gemeindeordnung sieht die Bildung von Jugendparlamenten vor, ob in der
Gemeinde, Stadt oder dem Kreis. Nur ist mein Eindruck, wenn wir in
unsere Heimatkommunen blicken, dass diese Möglichkeit vielerorts nicht
genutzt wird. Es ist aus meiner Sicht daher unser aller Aufgabe, vor
Ort dafür zu werben, dass wir mehr Jugendparlamente und andere
Beteiligungsfelder für die Jugend eröffnen. Zudem erwarten die jungen
Menschen zu Recht, dass wir die geäußerten Bedürfnisse ernst nehmen
und auch ein Teil der Wünsche zu Wirklichkeit werden lassen. Alles
andere kostet Vertrauen und kommt einer Pseudobeteiligung gleich."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5165: Landtag beschließt Besoldungserhöhung - Koalition hält Wort (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.06.2019

Landtag beschließt Besoldungserhöhung - Koalition hält Wort



Zur heutigen Abstimmung zur Beamtenbesoldungs-Anhebung erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Die Ampel-Koalition
wird heute eine kräftige Erhöhung der Beamtenbesoldung beschließen.
Die Koalition hatte die Anhebung angekündigt und hält nun ihr Wort.
Noch dazu wird die Erhöhung für die rund 70.000 Landesbeamtinnen und
Landesbeamten und die etwa 50.000 Versorgungsempfängerinnen und
Versorgungsempfänger rasch, bereits im Juli 2019, umgesetzt. Die
Koalition honoriert damit, welchen unverzichtbaren Dienst die
Beamtinnen und Beamten für das Gemeinwesen leisten. Dass sie in
angemessener Form an der allgemeinen Einkommensentwicklung teilhaben,
stellen wir sicher."

Schweitzer sagt weiter: "Das Landesgesetz, mit dem die Erhöhung heute
abschließend beschlossen wird, sieht Erhöhungen in den Jahren 2019,
2020 und 2021 vor. Im Einzelnen werden die Bezüge 2019 um 3,2 Prozent
(rückwirkend zum 1. Januar) und den Jahren 2020 und 2021 nochmals um
3,2 Prozent beziehungsweise 1,4 Prozent anwachsen. Zusätzlich erhalten
die Beamtinnen und Beamten zum 1. Juli 2019 und 2020 eine
Besoldungserhöhung von jeweils 2 Prozent."
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2240: Landtag fordert erneut EU-Kommissar für Minderheiten (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2019

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Landtag fordert erneut EU-Kommissar für Minderheiten



Wenn nach der Europawahl im Mai die neue EU-Kommission gebildet
wird, dann soll ein Kommissar auch für nationale und kulturelle
Minderheiten zuständig sein. Der Landtag erneuerte im März diese
Forderung. Bereits zur letzten EU-Wahl 2014 hatte sich das Parlament
dafür eingesetzt - vergeblich, denn die EU-Kommission hält sich bei
diesem Thema für nicht zuständig.


"Jeder siebte EU-Bürger" sei Teil einer Minderheit, merkte
Rasmus Andresen (Grüne) an. Es gebe in dem Staatenbündnis mehr als
60 Regional- und Minderheitensprachen. "Wir haben es in Europa mit
einem alarmierenden Anstieg von Diskriminierung, sozialer Ausgrenzung
und Hasskriminalität zu tun", mahnte Birte Pauls (SPD). Das gelte
insbesondere für die Sinti und Roma. Kay Richert (FDP) wies darauf
hin, dass derzeit drei Kommissare für Grundrechte, Migration und
Kultur zuständig seien. Es fehle eine konkrete "Ansprechperson".
Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) kündigte an, bei Bund und EU
für einen Minderheitenkommissar zu werben. Volker Schnurrbusch (AfD)
forderte dagegen, diesen Bereich in nationaler Hand zu belassen: "Was
kann die EU besser als die einzelnen Mitgliedsstaaten?"

Rückendeckung für Bürgerinitiative

Der Landtag unterstützte in der Debatte erneut die europaweite
Bürgerinitiative für Minderheitenrechte "Minority Safepack". Die
Initiatoren, die unter anderem aus dem deutsch-dänischen Grenzraum,
aus Katalonien, aus dem Baskenland und aus Südtirol kommen, haben mehr
als eine Million Unterschriften gesammelt.

Dieser Erfolg zeige, dass es "weit über den direkt betroffenen Kreis
der Minderheiten hinaus" Unterstützung für das Anliegen gebe, so Peter
Lehnert (CDU). Allerdings wies Brüssel das Ansinnen zurück, weil
dieser Bereich nicht in die Kompetenz der EU falle. Gegen diese
Auffassung haben die Initiatoren vor dem Europäischen Gerichtshof
geklagt - und Recht bekommen. Mit diesem Richterspruch sei klar, so
Jette Waldinger-Thiering (SSW), "dass sich die Kommission hier nicht
aus der Affäre ziehen darf".

 * 
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BILDUNG/1518: Weiterbildung ist der Schlüssel für die Arbeit von morgen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Juni 2019

Arbeitsgruppen: Bildung und Forschung, Arbeit und Soziales

Nationale Weiterbildungsstrategie: Weiterbildung ist der Schlüssel für
die Arbeit von morgen



Ulrike Bahr, zuständige Berichterstatterin AG Bildung und Forschung;

Martin Rosemann, zuständiger Berichterstatter AG Arbeit und Soziales:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Anstrengungen der Regierung und der
Sozialpartner, mit der Nationalen Weiterbildungsstrategie (NWS) mehr
Menschen eine berufliche Weiterbildung zu ermöglichen.

"Lebensbegleitendes Lernen und Qualifizierung schaffen Sicherheit für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einer sich wandelnden und stärker
digitalisierten Arbeitswelt. Weiterbildung ist der Schlüssel, dass die
Beschäftigen von heute auch die Arbeit von morgen machen können. Die
Grundlage dafür ist immer eine ordentliche Ausbildung. Es ist daher
wichtig, dass nun ein Anspruch auf Nachholen des Berufsabschlusses
geschaffen wird. Außerdem bekommen Arbeitslose zukünftig innerhalb von drei
Monaten ein konkretes Förderangebot. Das sind konkrete Maßnahmen, die wir
in der SPD-Bundestagsfraktion schon lange fordern.

Wichtig ist auch der flächendeckende Ausbau einer lebensbegleitenden
Berufsberatung durch die Bundesagentur für Arbeit. Für einen besseren
Überblick der Weiterbildungsförderung soll ein Internetportal aufgebaut
werden. In der SPD-Bundestagsfraktion unterstützen wir ausdrücklich, die
Weiterentwicklung des Kurzarbeitergeldes in Verbindung mit Weiterbildung.
So sind wir gewappnet für den Fall, dass sich die Wirtschaftslage abkühlt.
Wir begrüßen, dass informell erworbene Kompetenzen künftig einheitlich
anerkannt und die Rahmenbedingungen für Lehrende in der Weiterbildung
verbessert werden sollen.

Besonders freuen wir uns über die Ankündigung, das Aufstiegs-BAföG zu
reformieren. Wir wollen die berufliche Weiterbildung noch attraktiver
gestalten und der Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher Bildung
Rechnung tragen. Höhere Zuschüsse für die Maßnahme und die Prüfungskosten
sowie ein Vollzuschuss für Geförderte in einer Vollzeitmaßnahme schaffen
finanzielle Erleichterungen und ermöglichen den Aufstieg, besonders in den
sozialen Berufen.

Die NWS zeigt: Deutschland braucht eine neue Weiterbildungskultur. Bund,
Länder und Sozialpartner setzen sich mit den konkreten Verabredungen der
NWS für eine neue Weiterbildungskultur in Deutschland ein, die
Weiterbildung als selbstverständlichen Teil des Lebens versteht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1846: Globale Mindestbesteuerung - G20-Finanzminister unterstützen deutsch-französische Initiative


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Globale Mindestbesteuerung: G20-Finanzminister unterstützen deutsch-französische Initiative



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Die von den G20-Finanzministern bei ihrem Treffen in Japan erklärte
Unterstützung für den deutsch-französischen Vorschlag einer weltweiten
Mindestbesteuerung ist ein großer Fortschritt auf dem Weg zu einer
fairen Konzernbesteuerung.

"Internationale Konzerne müssen fair besteuert werden. Es ist deshalb
ein großer Erfolg, dass die G20-Finanzminister bei ihrem Treffen in
Japan den Vorschlag für eine weltweite Mindestbesteuerung unterstützt
und einen ambitionierten Arbeitsplan für dessen Umsetzung beschlossen
haben. Bis Anfang 2020 wollen sich die Staaten auf die Grundelemente
einer effektiven Mindestbesteuerung verständigen.

Das Konzept einer weltweiten Mindestbesteuerung geht auf eine
Initiative von Bundesfinanzminister Olaf Scholz zurück, die dieser im
letzten Jahr gemeinsam mit dem französischen Finanzminister Bruno Le
Maire vorlegte. Dabei soll zwar keinem Staat vorgeschrieben werden,
wie hoch er seine Unternehmen besteuert, aber die Staaten sollen das
Recht erhalten, Gewinne eines Unternehmens, die in ihrem Land
erwirtschaftet werden, mit der Differenz zum vereinbarten
Mindeststeuersatz nachzuversteuern. Die Mindestbesteuerung verhindert
somit, dass sich grenzüberschreitend tätige Konzerne einer fairen
Steuerzahlung durch Gewinnverschiebungen in Niedrigsteuerländer
entziehen können.

Die Initiative für eine Mindestbesteuerung ist ein weiterer
Bestandteil einer umfassenden Strategie für eine faire
Konzernbesteuerung. Sie ergänzt die auf Empfehlung der OECD bereits
umgesetzten Maßnahmen gegen missbräuchliche Gewinnverlagerungen und
Gewinnkürzungen, zu denen u.a. das Country-by-Country-Reporting über
die von den Konzernen in den einzelnen Ländern gezahlten
Steuerzahlungen gehört."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2774: Internationaler Tag gegen Kinderarbeit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Internationaler Tag gegen Kinderarbeit



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Noch immer müssen rund 152 Millionen Kinder arbeiten, um zum Überleben
ihrer Familien beizutragen. Fast die Hälfte von ihnen arbeitet unter
Bedingungen, die gefährlich oder ausbeuterisch sind.

"Kinderarbeit zu verbieten, reicht nicht aus. Vielmehr müssen sich die
Lebensbedingungen der betroffenen Kinder ändern, um sie wirksam vor
Ausbeutung zu schützen. UNICEF fordert daher zum diesjährigen Tag
gegen Kinderarbeit mehr Investitionen in Bildung, faire
Arbeitsmöglichkeiten für Eltern sowie den Aufbau von Gesundheits- und
sozialen Sicherungssystemen. Unternehmen in Industrienationen tragen
Verantwortung für ihre globalen Lieferketten. Sie müssen sich viel
stärker als bisher in ihren Verantwortungsbereichen für den Schutz der
Menschenrechte engagieren.

Die Bundesregierung hat sich bereits mit dem Koalitionsvertrag von
2013 zur Umsetzung der VN-Leitprinzipien in Deutschland bekannt. Mit
dem Nationalen Aktionsplan 'Wirtschaft und Menschenrechte' (NAP) wurde
ein Prozess für die praktische Umsetzung der Leitprinzipien
angestoßen. Die deutsche Wirtschaft hat in den vergangenen Monaten
jedoch deutlich gemacht, dass für sie die Einhaltung von
Menschenrechten im Rahmen ihrer Lieferketten keine Priorität genießt.
Deshalb sind jetzt eindeutige gesetzliche Regelungen notwendig, die
Unternehmen zur Kontrolle ihrer Lieferketten verpflichten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WEITERBILDUNG/162: Nationale Weiterbildungsstrategie beschlossen (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 12.06.2019

Nationale Weiterbildungsstrategie beschlossen - gemeinsam für eine neue
Weiterbildungskultur

Bund, Länder, Sozialpartner, und Bundesagentur für Arbeit beschließen
Nationale Weiterbildungsstrategie



Mit der Nationalen Weiterbildungsstrategie legen Bund, Länder, Wirtschaft,
Gewerkschaften und die Bundesagentur für Arbeit gemeinsam den Grundstein
für eine neue Weiterbildungskultur. Damit gibt es zum ersten Mal in der
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland eine nationale
Weiterbildungsstrategie.

Anlässlich der Vorstellung in Berlin sagte Anja Karliczek, Bundesministerin
für Bildung und Forschung: "Die Vorstellung der Nationalen
Weiterbildungsstrategie ist ein Meilenstein für die berufliche
Weiterbildung in Deutschland. Wir wollen in Deutschland eine echte
Weiterbildungskultur entwickeln. Weiterbildung im Beruf muss in der Zukunft
zum Arbeitsalltag gehören. Die Weiterbildung muss so ausgestaltet sein,
dass sie die Beschäftigten nicht überfordert, sondern sie motiviert, sich
fortzubilden. So werden wir unter anderem in einem Innovationswettbewerb
"Digitale Plattform Berufliche Weiterbildung" modulare interaktive
Lernplattformen entwickeln, die einen niedrigschwelligen Zugang zu
lebensbegleitenden Weiterbildungsangeboten ermöglichen. Damit noch mehr
Menschen eine Fortbildung in Angriff nehmen, werden wir das Aufstiegs-BAföG
substantiell erhöhen. Um die Arbeitsmarktchancen von Personen ohne
Berufsabschluss zu erhöhen, werden wir Verfahren der Bewertung und
Zertifizierung informell erworbener Kompetenzen flächendeckend ausbauen und
eine bundesweit verbindliche Verankerung dieses Validierungsverfahrens
anstreben. In den Betrieben sollen unter anderem Weiterbildungsmentoren die
Weiterbildung der Kollegen unterstützen. Dies ist nur der Beginn einer
längeren Offensive. Wir machen damit deutlich, welche Bedeutung die
Weiterbildung für die Zukunft hat."

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Soziales, betonte: "Wenn wir
die Chancen des digitalen Wandels nutzen wollen, muss Deutschland mehr in
Qualifizierung und Weiterbildung investieren. Das ist der Dreh- und
Angelpunkt, um die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmern zu erhalten,
Arbeitslosigkeit zu verhindern, bevor sie im Wandel entsteht und
gleichzeitig die Fachkräftebasis zu sichern. Mit der Nationalen
Weiterbildungsstrategie ist es gemeinsam mit konkreten Verabredungen
zwischen Bund, Ländern, sowie Wirtschaft und Gewerkschaften gelungen, ein
Signal des Aufbruchs zu setzen. Die Nationale Weiterbildungsstrategie
erschöpft sich dabei nicht in abstrakten Absichtserklärungen, sondern
liefert Impulse und ganz konkrete Maßnahmen - wie etwa einen
grundsätzlichen Anspruch auf Nachholen eines Berufsabschlusses, die
deutliche Stärkung der Weiterbildungsberatung durch die Bundesagentur für
Arbeit und die Förderung von Weiterbildungsverbünden auf regionaler Ebene.
Außerdem werden wir Maßnahmen wie staatlich geförderte Bildungszeiten
prüfen - für neue und gute Arbeit von morgen."

Mit der Nationalen Weiterbildungsstrategie bündeln Bund, Länder,
Wirtschaft, Gewerkschaften und die Bundesagentur für Arbeit ihre
Anstrengungen für Weiterbildung und Qualifizierung. Die Strategiepartner
richten die Weiterbildung in Deutschland so aus, dass der Strukturwandel
erfolgreich gestaltet werden kann, für jede und jeden Einzelnen als auch
für die Wirtschaft und die Gesellschaft insgesamt. Sie setzen sich damit
auch für eine neue Weiterbildungskultur in Deutschland ein, die
Weiterbildung als selbstverständlichen Teil des Lebens versteht. Auf diese
Weise sollen alle Erwerbstätigen der Gegenwart und Zukunft dabei
unterstützt werden, ihre Qualifikationen und Kompetenzen im Wandel der
Arbeitswelt weiterzuentwickeln.

Mit dem Fokus auf berufliche Weiterbildung werden die Strategiepartner
Weiterbildungsangebote sowie Fördermöglichkeiten für alle transparenter und
leichter zugänglich machen sowie erweitern. Personengruppen mit einer
unterdurchschnittlichen Weiterbildungsbeteiligung sollen eine besondere
Unterstützung erfahren, ebenso kleine und mittlere Unternehmen, die keine
großen Personalabteilungen haben, um Weiterbildungskonzepte zu entwickeln.

Die Nationale Weiterbildungsstrategie ist ein zentrales Vorhaben des
Koalitionsvertrages und ein inhaltlicher Schwerpunkt der
Fachkräftestrategie der Bundesregierung. Die Partner der Nationalen
Weiterbildungsstrategie werden diese im kontinuierlichen Austausch
umsetzen. In einem Gremium, das regelmäßig tagt, werden die
Umsetzungsaktivitäten koordiniert und vernetzt. Die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) wird vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) beauftragt, den Umsetzungsprozess der
Strategie mit einem Länderbericht zur beruflichen Weiterbildung in
Deutschland fachlich zu begleiten. Im Jahr 2021 wird ein gemeinsamer
Bericht vorgelegt werden, mit dem der Umsetzungsstand und die
Handlungsziele der Nationalen Weiterbildungsstrategie überprüft und ggf.
weiterentwickelt werden.
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BERICHT/339: Gleichstellung der Geschlechter - einfach nur Menschen ... (SB)


Für die Allermeisten (...) ist Trans* eine Befreiung und ein
Zu-Sich-Selbst-Finden. Das Weiterleben im Cis-Geschlecht ist das
Problem. (...)

Hinzu kommt, dass die Aussage, "die zwar ein biologisch eindeutiges Geschlecht
haben" sämtlicher Intersex-, Embodimentforschung, Epigenetik und anderer
Trans-/Gender-Forschung widerspricht, die vielmehr die Fluidität und das
Spektrum von körperlichen Ausprägungen von Geschlechtlichkeit betonen, ebenso
wie die Tatsache, dass eine zweigeschlechtlich organisierte Gesellschaft
Menschen zu inter* macht (nicht, dass sie inter* sind).

Aus der Stellungnahme von TransInterQueer (TrIQ) e. V. zum Referentenentwurf
eines Gesetzes zur Neuregelung der Änderung des Geschlechtseintrags v. 08.05.2019 [1]



Erst vor 25 Jahren, am 11. Juni 1994, kam es in der Bundesrepublik zur
Abschaffung der Kriminalisierung von Schwulen durch den bis dahin gültigen
Paragraphen 175. Noch bis 1969 hatte die NS-Version des gegen Homosexuelle
gerichteten Strafrechts in der BRD Gültigkeit besessen, was zugleich bedeutete,
daß die mit dem "Rosa Winkel" gekennzeichneten KZ-Insassen nicht für das
erlittene Unrecht entschädigt wurden, denn es war weiterhin rechtens, die Liebe
unter Männern strafrechtlich zu verfolgen. Bis 1994 wurden in der Bundesrepublik
Schwule vor Gericht gezerrt und dort verurteilt, und erst vor zwei Jahren erwog
die Bundesregierung, die vom NS-Terror und der Homophobie der BRD betroffenen
Menschen zu entschädigen. 

Indem Bundesgesundheitsminister Jens Spahn am 11. Juni mit dem Vorhaben an die
Öffentlichkeit trat, sogenannte Konversionstherapien, mit denen Homosexualität
zur behandelbaren Krankheit erklärt wird, verbieten zu lassen, dürfte er einiges
an der berechtigten Kritik wettmachen, die sich an der von ihm in Auftrag
gegebenen, fünf Millionen Euro teuren Studie zu den psychischen Folgen von
Abtreibungen entzündete. Da er mit der negativen Bewertung von
Schwangerschaftsabbrüchen christlich-konservativen PolitikerInnen wie der
EU-Abgeordneten Anne Widdecombe nahesteht, die sich vor wenigen Tagen zum
wiederholten Mal für die Anwendung der Konversionstherapie und die daraus
resultierende "Heilung" von Schwulen und Lesben aussprach, oder seiner
Parteivorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer zuarbeitet, die schon mal mit
lockeren Witzen über Inter-Menschen zeigt, wie rechtsoffen sie ist, bleibt
abzuwarten, wie tragfähig ein solcher Spagat auf die Dauer sein kann.

Die weltweit nach wie vor virulenten und in einigen Ländern die Verhängung
schwerster Strafen bewirkenden Homo-, Trans- und Interphobien zeigen, daß der
Weg zu einer vollständigen gesellschaftlichen Anerkennung noch sehr weit ist
[2]. Mit dem Aufstieg der Neuen Rechten in der EU und dem Aufstieg von
Faschisten in höchste Ämter wie das des Präsidenten Brasiliens haben die
Animositäten gegen nicht heteronormativ lebende Menschen neue Höhen der
Feindseligkeit erreicht. In 40 Jahren neoliberaler Marktkonkurrenz ist die
verunsichernde und zerrüttende Wirkung des Kapitalismus den Menschen so auf den
Leib gerückt, daß das rechte Angebot, sich auf die heterosexuelle Kleinfamilie
und ein tradiertes Männerbild zu reorientieren, ungeahnte Attraktivität
entfaltet. Die Aggression gegen alle davon abweichenden Lebensentwürfe wird
wieder offen ausgelebt und findet in den ansteigenden Zahlen von Mordfällen, bei
denen Frauen wegen ihres Geschlechtes und Trans-Menschen wegen ihrer
selbstbestimmten Wahl umgebracht werden, auf grausame Weise Ausdruck.

So wurden in Argentinien, das für die dort von Männern begangenen Femizide
berüchtigt ist, allein dieses Jahr bereits 44 Trans-Menschen umgebracht. Die
Ermordung der lesbisch lebenden schwarzen Stadträtin Marielle Franco in Rio de
Janeiro wurde weltweit wahrgenommen, doch repräsentiert sie nur den sichtbaren
Gipfel in Brasilien grassierender Homo- und Transphobie, bei der die Betroffenen
zum Teil in aller Öffentlichkeit auf der Straße auf grausame Weise gefoltert und
umgebracht werden [3]. Auch in Deutschland kommt es zu physischen Angriffen auf
LGBTIQ-Menschen, schlicht weil sie "anders" sind, wie Seehofer sagen würde. Der
rechte Antifeminismus, der Frauen vorschreiben will, wie sie mit ihrem Körper
umzugehen und wie sie zu leben haben, ist auf breiter Ebene virulent und auch in
der bürgerlichen Mitte salonfähig.

Doch stellt die Zugehörigkeit zu einer von mehrheitlicher Ausgrenzung und
Erniedrigung betroffenen Gruppe keineswegs sicher, mit vielleicht noch
schwächeren Menschen ebenso zu verfahren, wie in eigener Haut leidvoll erlebt
werden mußte. Die prominente lesbische AfD-Politikerin Alice Weidel etwa
dementiert jeden Verdacht, es bestünde so etwas wie eine zwingende Verbindung
zwischen unterdrückter gesellschaftlicher Situation und progressiver Politik.
Der in ihrer Partei hegemoniale antimuslimische Rassismus ist allerdings auch
manchen Linken nicht unvertraut, wie sich zeigt, wenn sie MigrantInnen aus
mehrheitlich islamischen Gesellschaften mit generalisierten Stereotypien
herabwürdigen. Wiewohl linke Grundprinzipien wie Antifaschismus, Antirassismus,
Antisexismus, Antikapitalismus und Inter- respektive Antinationalismus als
unverhandelbar gelten, scheinen die Übergänge ins bürgerliche oder gar rechte
Lager heute bei einigen Exponenten der linken Szene fließend zu sein.
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Gegen jede Homo-, Inter- und Transphobie

Auch von daher stand der 10. Queer-Empfang der Fraktion Die Linke im Bundestag
und der Abgeordnetenhausfraktion Die Linke in Berlin, zu dem am 7. Juni ins
SchwuZ in Berlin-Neukölln geladen wurde, im Zeichen der Besorgnis, wie dem
Vormarsch der Neuen Rechten zu widerstehen sei. Durch den Kovorsitzenden der
Linksfraktion im Bundestag, Dietmar Bartsch, und vom Berliner Kultur- und
Europavorsitzenden Klaus Lederer eröffnet war man sich in der Analyse einig -
was an Emanzipationsschritten bislang erkämpft wurde, ist keinesfalls
unumkehrbar und wird heute wieder auf eine Weise in Frage gestellt, die vor
wenigen Jahren noch unvorstellbar war. Auf jeden Fall wird der Wind, der
Schwulen, Lesben, Bi-, Trans- und Intermenschen ins Gesicht bläst, schärfer, was
für Lederer bedeutet, daß die LGBTIQ-Szene in die Lage kommen könne, sich
zusammenraufen zu müssen, um härtere Angriffe abzuwehren.
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Sigrid Grajek, Dietmar Bartsch, Klaus Lederer und Gloria Viagra eröffnen den Empfang
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Von Gloria Viagra und Sigrid Grajek mit viel Charme präsentiert konnte Die Linke
an diesem Abend zeigen, daß die Interessen aufgrund ihrer geschlechtlichen
Orientierung angegriffener und verfolgter Menschen bei ihnen nicht anders als
bei den Grünen in guten Händen sind. Dennoch wurde deutlich, daß politischer
Aktivismus in der Szene eher vereinzelt anzutreffen ist und, wie die lauten
Gespräche im Publikum während der Auftritte von PolitikerInnen und AktivistInnen
auf der Bühne zeigten, nur auf bedingtes Interesse stoßen. Zudem ist ein auf
eine Stunde Bühnenprogramm beschränkter Empfang kaum der Ort für differenzierte
Debatten, sondern eher ein Podium für Appelle und Ansagen, die den Nerv der
Anwesenden treffen, weil sie mit ihrer Lebenssituation zu tun haben.

So fand die Vorstellung der im November 2018 gegründeten Gruppe Keshet, Verein
für queeres jüdisches Leben in Deutschland, in gebotener Kürze statt. Die
Aktivisten Monty und David berichteten über das Zustandekommen der Initiative
und erklärten, daß Queerness in jüdischen Gemeinden entweder nicht wahrgenommen
oder gar tabuisiert werde. Dem hält Keshet, zu deutsch Regenbogen, das Abhalten
queerer Feiertagsveranstaltungen entgegen, bietet psychosoziale Unterstützung
für queere JüdInnen an und versucht, queere Freiräume in den Gemeinden zu
schaffen mit dem Fernziel, daß diese selbst zu einem geschützten Raum werden.
Politisch verbindet sie vor allem der Kampf gegen Antisemitismus, worunter auch
die palästinensische BDS-Bewegung subsumiert wird. Um die Frage zu erörtern, was
den antisemitischen Charakter dieser zivilgesellschaftlichen Bewegung in ihrer
Gesamtheit ausmachen soll und wie mit queeren JüdInnen wie PalästinenserInnen
umzugehen sei, die das anders sehen, fand sich keine Zeit. Interessant wäre auch
eine ausführlichere Darstellung des Problems gewesen, wie sich die konservativen
Rollenbilder, die große Teile der jüdischen Gemeinschaft in Deutschland, die aus
der Sowjetunion stammen, beibehielten, auf queere Menschen auswirken könnten.
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Monty und David berichten über Keshet, Verein für queeres jüdisches Leben in Deutschland
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Nach der Ankündigung, daß die erste und einzige chassidische Trans-Rabbinerin
Abby Stein nach Deutschland kommt und bei Keshet zu Gast sein wird, betrat mit
Mairlaine Mädger eine Aktivistin des Vereins TransInterQueer (TrIQ) die Bühne.
Die 2006 in Berlin gegründete Initiative kämpft für die Emanzipation trans,
inter und queer lebender Menschen und bietet dazu persönliche Beratungen für
Menschen an, die Fragen zu ihrer jeweiligen Geschlechtsidentität haben, die
Hilfe bei rechtlichen und gesundheitlichen Problemen benötigen, die sich mit
psychosozialen Konflikten in Beziehung und Gesellschaft herumschlagen oder
einfach nur Sozialberatung zum Erhalt von Arbeitslosengeld I und II, Sozialgeld,
Prozeßkostenhilfe oder für den Gang zur Arbeitsvermittlung benötigen.

Für Mädger ergibt sich die Wahl der Begriffstrias TransInterQueer daraus, daß
trans und inter medizinisch geprägte Begriffe seien, beide Gruppen dieser von
außen so kategorisierten Menschen aber eine hohe Überschneidungsmenge aufwiesen,
was queer als Oberbegriff empfehle, der alles einschließt, was nicht
heteronormativ ist. Erinnert sei an dieser Stelle daran, daß der Begriff aus der
Marginalisierung nicht ins Schema binärer Geschlechtsidentität passender
Menschen durch Feministinnen, Schwule und Lesben entstanden ist. Die Anerkennung
der Vielfalt jenseits einer wahlweise als essentialistisch, naturalistisch oder
biologistisch bestimmten Geschlechtlichkeit läßt sich so als emanzipatorischer
Schritt innerhalb von Communities bezeichnen, die keine heterosexuelle
Lebenspraxis anstreben und daher ihrerseits den Anspruch auf Emanzipation von
den vorherrschenden, gesellschaftlich als "normal" empfundenen
Geschlechterrollen vertreten. 
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Mairlaine Mädger stellt den Verein TransInterQueer (TrIQ) vor
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Mairlaine Mädger, die im Alter von 9 Jahren gemerkt hat, daß sie als zum Jungen
sozialisierter Mensch nicht im richtigen Körper lebt, verknüpfte ihr Lob auf die
Zusammenarbeit mit der Partei Die Linke mit einer Empfehlung der Arbeit des TrIQ
als eines Zusammenschlusses, der in allen Fragen von Geschlechteridentität und
Geschlechterpolitik kompetente Beratung anbietet. So hätten die Fachmenschen von
TrIQ innerhalb von vier Tagen eine 17seitige Kritik am Referentenentwurf zur
Neuregelung der Änderung des Geschlechtseintrags vom 8. Mai 2019 vorgelegt,
für dessen Kommentierung durch zivilgesellschaftliche Interessenverbände das
Bundesinnenministerium lediglich 48 Stunden zugestanden hatte. Während es einige
anerkennenswerte Verbesserungen wie insbesondere die Einbeziehung von
Trans-Menschen für die Wahl des Geschlechtseintrages "divers" oder die
Streichung des Geschlechtseintrags gibt, wurden eine ganze Reihe von Mängeln
festgestellt, die der Beendigung der Beeinträchtigung des Lebens von Trans- und
Inter-Menschen auf rechtlicher Ebene im Wege stehen.

Für Mädger geht es nicht nur darum, die von MinisterialbeamtInnen, die eine
andere Denkweise als queere Menschen haben, gemachten Gesetze zu verbessern,
sondern in allen Belangen selbst entscheiden zu können. Nicht ein Geschlecht
wählen zu können sei wichtig, sondern selbst über Gefühle, Bedingungen und
Positionierungen befinden zu können. Mit der Arbeit von TrIQ, wo auch Beratungen
für JournalistInnen, ÄrztInnen und andere Professionen im Umgang mit queeren
Themen angeboten wird, zeigte sich die Aktivistin auch in Hinsicht auf die
Zusammenarbeit im Team sehr zufrieden. Allerdings bedürfe es noch finanzieller
Unterstützung, um die Situation, daß dieses Jahr noch Geld für zwei Monate zur
Bezahlung der TrIQ-Räumlichkiten aufgrund der drastisch steigenden Mieten in der
Gegend um den Nollendorfplatz fehlten, zu bewältigen.
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Im Gespräch mit Doris Achelwilm 
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Gebt Entscheidungsfreiheit

Auch Doris Achelwilm, die Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag für
Gleichstellungs-, Queer- und Medienpolitik, würde am liebsten auf
Geschlechtseinträge staatlicherseits ganz verzichten. Da für diese linke Lösung
keine Mehrheiten zu mobilisieren waren, bleibt es unter Bundesinnenminister
Horst Seehofer dabei, daß die Wahl der dritten Option nur möglich ist aufgrund
des Urteils von GutachterInnen, anstatt die Angelegenheit einfach zu einem Akt
geschlechtlicher Selbstbestimmung zu erklären. Schließlich wisse jeder Mensch
von sich selbst am besten, wo er sich einsortieren will, wenn der Staat
überhaupt die Geschlechtsidentität bestimmender Kategorien bedarf, um seine
Aufgaben zu erfüllen.

Daher sei auch das sogenannte Transsexuellengesetz aus Sicht der Linkspartei
abzuschaffen, anstatt es zu reformieren. Zwar sei ein gewisser Fortschritt zu
verzeichnen, weil die starre Zweigeschlechtlichkeit einen Schritt weit
aufgebrochen wurde, aber es bleibe noch viel zu tun, bis ein für alle
befriedigender, Entscheidungsfreiheit gewährender gesellschaftlicher Zustand
erreicht sei. 
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Nach einem kurzen Auftritt von Monika von der Lippe, Landesbeauftragte für die
Gleichstellung von Männern und Frauen des Landes Brandenburg, die leider nicht
die Gelegenheit hatte, über den drastischen Aufstieg der Neuen Rechten in ihrem
Bundesland und die dagegen gerichtete Arbeit der Linkspartei Auskunft zu geben,
präsentiert die für ihr Eintreten gegen Homophobie und Antisemitismus bekannte
Rapperin Sookee drei Stücke aus ihrem Repertoire. Nach "Der Schrank" über die
aus Angst, zu seinem Schwulsein zu stehen, unterdrückten Gefühle eines Mannes
gegenüber einem anderen Mann, hält sie mit "Queere Tiere" dem homophoben
Argument, auch Tiere verfügten schließlich über eine heterosexuelle Praxis,
entgegen, daß im Tierreich geschlechtlich eigentlich alles möglich ist und es
vor allem mehr als nur zwei Geschlechter gibt.

Die in diesem Stück geübte Kritik an naturalistischen Argumentationen betrifft
den Gewaltcharakter gesellschaftlicher Naturverhältnisse insgesamt und bietet
sich auch zum Einstieg in die Frage an, auf welche Weise Geschlechtsidentität
und Tierausbeutung miteinander verknüpft sein könnten. Das Stichwort
Intersektionalität fiel an diesem Abend nicht, aber wie schon die
Begriffsgeschichte des Wortes Queer zeigt, schafft die Komplexität
gesellschaftlicher Subjektivierungsprozesse wachsenden Bedarf dafür, die
identitätspolitische Ausdifferenzierung und dadurch möglicherweise
vorangetriebene Atomisierung auf die gesellschaftlichen Machtverhältnisse
zurückzuführen, die in der kapitalistischen Marktgesellschaft immer noch
Klassencharakter besitzen.
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"Queere Tiere" - Vielsagendes zu den geschlechtlichen Seiten des Mensch-Tier-Verhältnisses
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Zweifellos der Höhepunkt des 10. Queer-Empfangs der Linkspartei, ging mit dem
Auftritt von Sookee ein Zusammentreffen ganz unterschiedlicher Menschen zu Ende,
die sich allerdings darin einig waren, jede Form von Diskriminierung und
Rassismus, ob aus religiösen, geschlechtlichen, ethnischen oder
sozialökonomischen Gründen, zu bekämpfen. Warum es dennoch innerhalb der Linken
und all der Gruppen, die sich ihr aufgrund ihrer gesellschaftlichen Randstellung
und politischen Ohnmacht zugehörig fühlen, zu heftigen Kämpfen um welche
Wahrheit auch immer kommt, bedarf der gründlichen und tiefgreifenden
Aufarbeitung, wenn sich progressiv und emanzipatorisch denkende Menschen nicht
mit dem Rücken zur Wand stehend wiederfinden wollen. Warum auch sollten die
politischen Bemühungen und Aktivitäten zu Klassen- wie Identitätspolitik
einander ausschließen - im besten Falle konvergieren diese gesellschaftlichen
Frontstellungen zu einer starken gemeinsamen Bewegung, ohne die den
Herausforderungen in Intensität und Schärfe anwachsender Sozialkämpfe kaum zu
begegnen sein wird.


Fußnoten:

[1] http://www.transinterqueer.org/wp-content/uploads/TrIQ-Stellungnahme-Referentenentwurf-v.-08_05_2019.pdf

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele1036.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0124.html
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INTERVIEW/434: Manifest für Gegenkultur - Front gegen Fremd- und Vorherrschaften ...    Julieta Daza im Gespräch (SB)


Gespräch am 8. Juni 2019 in Berlin-Neukölln



Die in Venezuela lebende Kolumbianerin Julieta Daza gehört dem Team
der Website Agencia Bolivariana de Prensa (ABP-Noticias) an. Zudem
wirkte sie bei der Wochenzeitung Petare Al Día mit, die von einer
Gemeinde in Caracas herausgegeben wird. Für verschiedene politische
Organisationen arbeitet sie im Management der sozialen Netzwerke,
hauptsächlich über Facebook. Darüber hinaus bringt sie Erfahrungen aus
der Redaktion der Radiosendung "Paraos en la raya" und dem
Gemeindesender Radio Arsenal (98,1 FM) in Caracas mit, die im Rahmen
der Bolivarischen Revolution entstanden sind. [1]

Bei der Künstler-Konferenz zum "Manifest für Gegenkultur" [2] der
Kulturzeitschrift Melodie & Rhythmus, die am 8. Juni im Berliner
Heimathafen Neukölln stattfand, gehörte Julieta Daza zu den
Teilnehmerinnen des Podiums "Unter den Medien schweigen die Musen" -
Im Bann von Manipulationsästhetik und (digitalisierter) Meinungsmache.
Am Rande der Konferenz beantwortete sie dem Schattenblick einige
vertiefende Fragen zur Entwicklung in Venezuela im Kontext der
Bolivarischen Revolution.
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Schattenblick (SB): Die Bolivarische Revolution in Venezuela war für
die europäische und auch die deutsche Linke lange ein hochgeschätzter
Entwurf, da es ansonsten weltweit wenig vergleichbare emanzipatorische
Entwicklungen gab. Inzwischen ist diese Begeisterung doch erheblich
abgeflaut, zumal auch die Propaganda der Gegenseite zunehmend
verfängt. Wie schätzt du diese Entwicklung ein?

Julieta Daza (JD): Es gibt etliche Theoretiker und Politiker weltweit,
die bereits vom Untergang der Bolivarischen Revolution sprechen. Ich
denke jedoch, daß das ein nicht hinzunehmender Fehlschluß ist. Ich
lebe seit mehr als zehn Jahren in Venezuela, und aus meinem
Blickwinkel kann von einem Scheitern der Bolivarischen Revolution
keine Rede sein. Dieser Prozeß erfreut sich nach wie vor eines starken
Rückhalts in weiten Teilen der Bevölkerung. Der Traum, eine gerechtere
Gesellschaft aufzubauen, ist nach wie vor lebendig. Wir hoffen, daß
das auch in anderen Teilen der Welt wie Europa und Deutschland so
aufgenommen und mit der Bolivarischen Revolution weiterhin solidarisch
umgegangen wird. Das wäre für uns sehr hilfreich. Natürlich gibt es
Schwierigkeiten, denn es fand noch nie ein revolutionärer Prozeß
statt, der nicht mit enormen Problemen zu kämpfen gehabt hätte. Uns
ist bewußt, daß es Selbstkritik zu leisten und noch vieles zu
verbessern gilt, aber es geht weiter.

SB: Viele Menschen sind verständlicherweise von einer Entwicklung
begeistert, solange sie ihnen persönliche Vorteile beschert, wie das
in Venezuela durch eine Anhebung des Lebensstandards gerade für die
ärmeren Bevölkerungsteile der Fall war. Ist dieselbe Begeisterung noch
vorhanden, wenn die Bedingungen schwieriger werden? Oder gibt es
Brüche, daß Menschen sagen, wenn es mir nicht mehr so viel bringt,
sind mir auch die Ideale und Solidarität nicht mehr so wichtig?

JD: Das ist eine gute Frage. Meines Erachtens ist noch eine großer
Teil der Bevölkerung trotz aller Schwierigkeiten bereit, Widerstand zu
leisten und für die Bolivarische Revolution weiterzukämpfen. Diese
Menschen sind sich bewußt, daß viele der Schwierigkeiten, die es zur
Zeit in Venezuela gibt, von den Sanktionen und der Blockade seitens
des US-amerikanischen Imperialismus herrühren. Sie erkennen die
Ursache und treten weiter für eine Umgestaltung ein, ungeachtet der
Probleme, mit denen sie im Alltag konfrontiert sind. Man kann diese
Schwierigkeiten, Lebensmittel, Medikamente und die notwendigen Güter
zur Ankurbelung der Produktion bis hin zur Erdölförderung zu
importieren, nicht leugnen. Die große Ungerechtigkeit ist dabei, daß
die gesamte Bevölkerung von den USA bestraft wird, weil sie mit dem
politischen System Venezuelas nicht einverstanden sind. Sie wollen
Zugriff auf das Erdöl erlangen, um weiterhin ihre Weltherrschaft
aufrechtzuerhalten, die ja ins Wanken geraten ist.

SB: Die Bolivarische Revolution war insofern ein innovativer Entwurf,
als ein Pakt zwischen einer linken Regierung und den ärmeren Teilen
der Bevölkerung geschlossen wurde, aber die herrschenden Verhältnisse
der nationalen Eliten weiterhin Bestand hatten. Inwieweit ist das ein
neuer Begriff von Revolution und wie kann man damit umgehen?

JD: Ein wichtiger Bestandteil der Bolivarischen Revolution ist der
damit verbundene kreative Prozeß. Es wird tagtäglich darüber
debattiert, wie die Revolution fortgesetzt und gestaltet werden soll.
Wollen wir einen Sozialismus, und wenn ja, wie sollte er aussehen?
Viele befürworten einen Sozialismus, der auch gut zu uns paßt. Er mag
anders sein, als in anderen Teilen der Welt, paßt aber zu Venezuela
und den konkreten Bedingungen in ganz Lateinamerika. Dennoch ist uns
bewußt, daß man die Eigentumsverhältnisse verändern muß. Solange es
private Konzerne gibt, die mit den Interessen der Bevölkerung spielen,
kann die Revolution keine entscheidenden Fortschritte herbeiführen und
die nötigen Veränderungen schaffen, die wir brauchen. Aber es ist
natürlich nicht einfach, diesen kapitalistischen Interessen etwas
entgegenzusetzen. Das bleibt ein gewaltiger Machtkampf. Viele Menschen
im Land gehen jedoch davon aus und fordern es auch, daß noch
weitreichendere Veränderungen herbeigeführt werden müssen.

SB: Die Bolivarische Revolution war ein Fanal und strahlte über ganz
Lateinamerika aus, so daß die Hoffnung wachgerufen wurde, sie werde
weitere Länder erfassen und die Emanzipation von der Vorherrschaft der
USA beflügeln. Längst hat jedoch der Rollback eingesetzt, und
vielerorts treten rechte Regierungen auf den Plan wie zuletzt in
Brasilien. Wie beeinflußt das Einstellung und Empfinden, wenn man
merkt, daß "der Hinterhof Washingtons" keineswegs auf dem Müllhaufen
der Geschichte gelandet ist, sondern abermals greift?

JD: Das ist auf jeden Fall sehr schwierig, da wir uns regelrecht
umzingelt fühlen. Ich bin ja Kolumbianerin und halte es in diesem
Zusammenhang für sehr wichtig, auch die Rolle Kolumbiens in dieser
Entwicklung hervorzuheben. Leider muß man sagen, daß das Land ein
regelrechter Militärstützpunkt der USA und inzwischen auch Mitglied
der NATO ist. Das stellt ebenso wie der Rechtsruck in Brasilien und
Argentinien eine große Bedrohung dar. Dennoch hoffen wir, daß
Venezuela weiterkämpfen kann, wobei uns klar ist, daß unsere Gegner
die Regierungen dieser Staaten sind. Große Teile der Menschen in
diesen Ländern glauben nach wie vor an eine andere Welt und sind
solidarisch mit Venezuela.

SB: Wie verhält es sich in Venezuela selbst, da hier das ansonsten
vorherrschende Muster der Linken, gegen die Regierung zu opponieren,
nicht greift. Die Basisbewegung arbeitet im Prinzip mit der Regierung
zusammen. Welche Konflikte treten dabei auf?

JD: Es gibt auf jeden Fall Spannungen. Wir sind uns bewußt, daß der
venezolanische Staat bislang ein bürgerlicher Staat ist, in dem noch
viel verändert werden muß. Seit den 30er Jahren entstammen die
Haupteinkünfte des Landes der Förderung von Erdöl. Daraus resultieren
Besonderheiten des Staates, die schwer zu verändern sind. So ist der
Staat der größte Arbeitgeber und verfügt über die bedeutendsten
Einkünfte aus dem Ölgeschäft. Er hat also in gewissem Sinne auch die
wirtschaftliche Macht und ist überall präsent. Wir wissen jedoch, daß
nicht der Staat die Revolution durchsetzt, sondern die Basis, also die
Bevölkerung. Ein wichtiger Vorschlag ist in diesem Zusammenhang die
Schaffung eines Kommunalstaates, der ganz anders strukturiert wäre. Er
setzte sich an der Basis aus einer Vielzahl von Gemeinderäten
zusammen, in denen sich die Bevölkerung organisiert und für ihre
Kämpfe mobilisiert. Wir arbeiten daran, die Entwicklung in dieser
Richtung zu gestalten.

SB: Zentrale Themen der jüngeren Bewegungen in Deutschland wie Fridays
for Future sind Umweltzerstörung und Klimawandel, aber auch
Patriarchat und Identität. Sind das Themen, die auch in Venezuela für
die jüngere Generation relevant sind?

JD: Auf jeden Fall. Beispielsweise spielen die Frauen eine sehr
wichtige Rolle in der Bolivarischen Revolution. Sie sind im Grunde
zumeist die Hauptpersonen der Organisierung in den Gemeinden und bei
der Mobilisierung. Das sieht man im Alltag, und das sehr wichtig in
einem Land wie Venezuela, das früher ausschließlich für Miss Venezuela
und die Seifenopern bekannt war. Die kulturelle Veränderung ist
wichtig und es ist spürbar, wie sich die Vorstellung von der Rolle der
Frau in der Gesellschaft verändert. Auch die Klimafrage spielt eine
bedeutende Rolle. Als Hugo Chavez seinen Entwicklungsplan für
Venezuela formuliert hat, war der Klimaschutz ein sehr wichtiger
Bestandteil. Viele unterstützen das, was natürlich in einem Land, das
vom Erdöl und Bergbau lebt, nicht einfach ist. Das ist eine
Herausforderung, die uns bewußt ist.

SB: Du hast auf dem Podium im Zusammenhang der Medienarbeit die
Bedeutung der sozialen Medien angesprochen, zumal in Venezuela die
größten Medien in der Hand der Gegenseite sind. Du hast zugleich auf
die Gefahr einer Kontrolle der sozialen Medien hingewiesen. Wie könnte
man deines Erachtens verhindern, auf diesem Wege vereinnahmt oder
gesteuert zu werden?

JD: Ich denke, man sollte versuchen, die sozialen Netzwerke als
Werkzeug zu nutzen. Das muß man lernen, weil sie heutzutage einfach
eine sehr wichtige Rolle spielen. Das gilt insbesondere in Venezuela,
wo der durch die Sanktionspolitik der USA hervorgerufene Papiermangel
die Printprodukte beeinträchtigt. Der Import von Rohstoffen und
Materialien, die für die Papierherstellung benötigt werden, ist
erheblich eingeschränkt. Man kommt also nicht umhin, als Ersatz
verstärkt auf soziale Netzwerke zurückzugreifen, sollte aber sehr
vorsichtig sein, Fake News auf den Leim zu gehen. In diesem
Zusammenhang spielen die Gemeindemedien wie Radiosender oder auch
digitale Medien eine wichtige Rolle bei der Aufklärung, dieser
Lügenpresse etwas entgegenzusetzen. Die Menschen an der Basis kennen
sich in ihrem Alltag aus und können davon viel besser berichten als
Außenstehende.

SB: Julieta, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:

[1] www.jungewelt.de/aktion/jwstaerken/356307

[2] www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0338.html


Berichte und Interviews zur Künstlerkonferenz "Manifest für
Gegenkultur" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/338: Manifest für Gegenkultur - Gefahren und Chancen ... (SB)

12. Juni 2019
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FRAUEN/789: Argentinien - Fünfter Jahrestag der Bewegung 'Ni una menos' (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien: Fünfter Jahrestag der Bewegung 'Ni una menos'



(Montevideo, 4. Juni 2019, la diaria) - Tausende Menschen haben sich in
Argentinien an der fünften Kundgebung von 'Ni una menos' beteiligt. Die
Bewegung mit dem Namen 'Nicht eine (Frau) weniger' hat inzwischen sogar
Einfluss bis nach Uruguay. "Welches Mädchen wird uns in 29 Stunden
fehlen?", "Entschuldigen Sie die Störung, aber wir werden gerade
umgebracht" und "Straffreie Abtreibung - jetzt!" - das waren nur einige der
Botschaften auf den Schildern, die Tausende von Frauen trugen, als sie
durch verschiedene Städte Argentiniens zogen. Damit forderten sie unter
anderem das Ende der geschlechtsbezogenen Gewalt und die Genehmigung der
straffreien Abtreibung.

Während der Hauptveranstaltung in Buenos Aires wurde unweigerlich Bezug auf
die Wahlen am 27. Oktober 2019 genommen. "Wer auch immer gewinnt - die
Bewegung der Frauen muss weiterhin auf die Straße gehen, denn keine
Regierung hat uns jemals etwas geschenkt", so eine Mitteilung, die von
mehreren Frauen verlesen wurde. "Die Forderung 'Ni Una Menos' ist nicht
erfüllt, solange auch nur eine Frau bei einer illegalen Abtreibung stirbt",
so eine andere Textstelle, in der auch Kritik an der Regierung laut wurde:
"Wir verlangen ein höheres Budget zum Schutz der Frauen und lehnen
Einschnitte ab". Die Frauen fordern unter anderem "die Anerkennung der
Betreuungstätigkeit und der unbezahlten Arbeit", ebenso wie eine "Rente für
Hausfrauen". Zuletzt verlangten sie die "Ausrufung des Notstandes für die
geschlechtsspezifische Gewalt". Vorher war erwähnt worden, dass seit der
ersten Kundgebung der Bewegung 'Ni Una Menos' im Jahr 2015 fast 1.200
Frauen in Argentinien ermordet worden seien.

Eine Fotostrecke der Demonstration ist zu finden unter:

https://www.anred.org/?p=116139


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/argentinien-fuenfter-jahrestag-der-bewegung-ni-una-menos/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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KIND/196: Literaturhinweis - Gestohlenes Leben, Kinderarmut in Deutschland (idw)


Hochschule Magdeburg-Stendal - 11.06.2019

Gestohlenes Leben - Kinderarmut in Deutschland



Wenn Kinderträume aufgrund des Einkommens unerfüllt bleiben: Im Mai 2019
ist ein neues Buch über Kinderarmut erschienen. Autor ist Professor Dr.
Michael Klundt. Er lehrt an der Hochschule Magdeburg-Stendal.

Stendal. Kinderarmut in Deutschland bedeutet Armut in einem der reichsten
Länder der Erde - jedes fünfte Kind ist hierzulande von der prekären
Einkommenssituation seiner Eltern betroffen. "Dabei geht es nicht so sehr
um absolutes Elend als vielmehr um Entbehrungen, Ausschlüsse und
Benachteiligungen im Verhältnis zum allgemeinen Lebensstandard.
Schmerzhafter noch als materielle Einschränkungen können sich
Diffamierungen und Stigmatisierungen auswirken", weiß Prof. Dr. Michael
Klundt. Im Mai ist sein neues Buch "Gestohlenes Leben. Kinderarmut in
Deutschland" erschienen. In dem knapp 200 Seiten umfassenden Werk
ermittelt der Professor für Kinderpolitik am Fachbereich für Angewandte
Humanwissenschaften der Hochschule Magdeburg-Stendal Umfang, Strukturen
und Erscheinungsformen von Kinderarmut. Im Fokus steht zudem die Frage,
wie sich diskriminierende Schuldzuweisungen auf die politische
Aufarbeitung auswirken. "Besonders bedenklich ist es, wenn die betroffenen
Familien mit Etiketten wie 'selbst schuld' oder 'asozial' bedacht werden",
erklärt er. Dabei stellt Michael Klundt diversen Zerrbildern eine
Untersuchung der realen gesellschaftlichen Ursachen und empirischen
Hintergründe entgegen und stellt wirksame Gegenmaßnahmen vor. Das Buch ist
im PapyRossa Verlag Köln erschienen und unter der ISBN 978-3-89438-696-2
erhältlich.

Prof. Dr. Michael Klundt studierte Germanistik und Politikwissenschaften
für das Lehramt an Gymnasien an der Philipps-Universität in Marburg.
Danach verschlug es ihn als wissenschaftlicher Mitarbeiter an die
Fachhochschule Düsseldorf sowie die Universität zu Köln, an der er 2007
promovierte. Es folgten zwei Jahre, in denen er die Fraktion DIE LINKE im
Deutschen Bundestag als wissenschaftlicher Fachreferent zu Kinder- und
Jugendpolitik beriet und unterstützte. 2010 erhielt er den Ruf an die
Hochschule Magdeburg-Stendal. Hier lehrt und forscht er unter anderem zu
den Themen Kinderarmut und -reichtum sowie Kinder-, Jugend-, Familien- und
Sozialpolitik.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution380

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Magdeburg-Stendal, 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/322: UNHCR warnt vor umfassenden Abschiebungen nach Afghanistan (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

UNHCR warnt vor umfassenden Abschiebungen nach Afghanistan

"Die Sicherheitslage in dem Land lässt Rückführungen nur im Ausnahmefall
zu. Und die Situation hat sich in den letzten Monaten weiter
verschlechtert", sagte Dominik Bartsch, Repräsentant von UNHCR in
Deutschland.



Abschiebungen im großen Umfang nach Afghanistan sind nach Ansicht von
UNHCR, dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, derzeit
unrealistisch. "Die Sicherheitslage in dem Land lässt Rückführungen nur im
Ausnahmefall zu. Und die Situation hat sich in den letzten Monaten weiter
verschlechtert", sagte Dominik Bartsch, Repräsentant des UNHCR in
Deutschland, am Sonntag in Berlin. Auch Kabul sei inzwischen
hochgefährlich: "Früher wurde die Hauptstadt wegen der relativen Sicherheit
als sogenannte interne Fluchtalternative bezeichnet, weil gefährdete
Afghanen dort Schutz suchen konnten und nicht das Land verlassen mussten.
Diese Zeiten sind längst vorbei. Die Stadt ist völlig überlastet und
deutlich gefährlicher als früher. Eine Fluchtalternative ist sie nicht
mehr."

Dabei lehne UNHCR Abschiebungen nach Afghanistan nicht grundsätzlich ab.
"Aber wer die Entscheidungen trifft, muss sich klar sein, in was für ein
Land diese Menschen gebracht werden. Die Taliban haben dramatisch wieder an
Boden gewonnen, es gibt Terroranschläge und ständige
Menschenrechtsverletzungen. Und was man als Deutscher ganz
selbstverständlich erwartet, dass der Staat vor marodierenden Banden
schützt, kann der Staat Afghanistan nicht leisten", sagte Bartsch.
Pauschale Urteile wären fahrlässig. "Jedes Asylgesuch muss genau geprüft
werden, weil nicht nur jede Region in Afghanistan anders ist, sondern sich
auch Gefahren für jeden Menschen anders darstellen, je nach Alter,
Geschlecht und Herkunft." Zudem habe sich die Situation in den vergangenen
Jahren geändert. "Manche Entscheidungen sind fünf Jahre alt. Inzwischen ist
die Situation eine ganz andere und der Bescheid ist längst von der
Wirklichkeit widerlegt." Jeder Asylantrag, egal aus welchem Land der
Antragsteller kommen mag, müsse genau geprüft werden. "Aber für kaum ein
Land ist das wichtiger als für Afghanistan."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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VORTRAG/2336: Jena - Gelbe Westen und neue Gegensätze?, 18. Juni 2019


Ernst-Abbe-Hochschule Jena - 11.06.2019

Gelbe Westen und neue Gegensätze?

am 18. Juni 2019 um 15.30 Uhr im Klima-Pavillon (Rasenmühleninsel)



Zum Thema soziale und ökologische Transformation referieren jeweils ein
Professor der Ernst-Abbe-Hochschule (EAH) und der
Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU) am 18. Juni 2019 im Rahmen der
öffentlichen Ringvorlesung "Interdisziplinäre Perspektiven zur
Nachhaltigkeit". Bereits zum dritten Mal beteiligt sich die EAH im Jenaer
Klima-Pavillon mit sozialökonomischen und sozialökologischen
Fragestellungen.

Die Professoren Dr. Thomas Sauer (EAH) und Dr. Klaus Dörre (FSU) erörtern
ab 15.30 Uhr die Herausforderungen der sozialen Gerechtigkeit in
Verbindung mit ökologischer Nachhaltigkeit.

Der Blick geht zunächst zur französischen Gelbwestenbewegung, die durch
den Protest gegen die höhere Besteuerung fossiler Kraftstoffe eine
europaweite Diskussion auslöste, ob die ökologischen Zielsetzungen sozial
vertretbar seien.

Drohen weitere soziale Konflikte, wenn die Energiewende beschleunigt
werden muss, um die globalen Klimaziele zu erreichen? Gibt es tatsächlich
einen neuen Gegensatz zwischen Stadt und Land - als Folge von
Globalisierung, De-Industrialisierung und Digitalisierung? Was bedeutet
die "große Transformation" für die Arbeit?

Für alle klimapolitisch initiierten Veränderungsprozesse ist die Akzeptanz
der Bevölkerung essentiell.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen unter:

www.eah-jena.de/studium-integrale

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution339

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Abbe-Hochschule Jena, 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2949: Arbeiten von zu Hause aus oder von unterwegs - Jeder vierte Betrieb ermöglicht mobiles Arbeiten (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 11.06.2019

Arbeiten von zu Hause aus oder von unterwegs:

Jeder vierte Betrieb ermöglicht mobiles Arbeiten



26 Prozent aller Betriebe bieten zumindest einem Teil ihrer Beschäftigten
die Möglichkeit, mobil zu arbeiten, also von zu Hause aus oder von
unterwegs. Zwölf Prozent der Beschäftigten nutzen dies. Detaillierte
Aussagen können auf Grundlage der Betriebs- und Beschäftigtenbefragung
"Linked Personnel Panel (LPP)" für privatwirtschaftliche Betriebe mit
mindestens 50 Mitarbeitern getroffen werden. Hier beträgt der Anteil der
Betriebe, die Arbeiten von zu Hause aus möglich machen, 37 Prozent. Ein
regelmäßiges Homeoffice von mindestens einem Tag in der Woche ermöglichen
16 Prozent der privatwirtschaftlichen Betriebe mit mindestens 50
Mitarbeitern.

Im Jahr 2017 arbeiteten 22 Prozent der Beschäftigten in Betrieben der
Privatwirtschaft mit mindestens 50 Beschäftigten wenigstens gelegentlich
mobil. Das bedeutet einen Anstieg von drei Prozentpunkten innerhalb von
vier Jahren.

Die erhöhte Flexibilität zeigt sich als zweischneidiges Schwert: Während
die Hälfte der Beschäftigten, die von zu Hause aus arbeiten, eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben als Vorteil sieht, berichten
beinahe ebenso viele von Problemen bei der Trennung von Beruf und
Privatleben.

Beschäftigte nutzen das Angebot eher stunden- als tageweise: 63 Prozent
der Beschäftigten, die Homeoffice nutzen, sind nur stundenweise von zu
Hause aus tätig. 22 Prozent gaben an, ausschließlich ganztägig von zu
Hause aus zu arbeiten, während 16 Prozent eine Mischung aus beidem
ausüben.

Nach eigenen Angaben hat jeder neunte Beschäftigte aus
privatwirtschaftlichen Betrieben mit mindestens 50 Beschäftigten trotz
geeigneter Tätigkeit einen unerfüllten Homeoffice-Wunsch. "In der
öffentlichen Diskussion wird häufig unterstellt, dass ein Großteil der
Beschäftigten zumindest ab und an gerne von zu Hause arbeiten würde. Dabei
wird regelmäßig übersehen, dass dies gar nicht zutrifft", erklären die
Autoren der Studie.

Etwa zwei Drittel der Beschäftigten, die nicht von zu Hause aus arbeiten,
lehnen diese Möglichkeit grundsätzlich ab. Die wichtigsten Gründe hierfür
sind die fehlende Eignung der Tätigkeit, der Wunsch des Vorgesetzten nach
Anwesenheit des Beschäftigten und der Wunsch des Beschäftigten nach einer
Trennung von Beruf und Privatem.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb1119.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/373: Unmut über neue Großprojekte im Süden von Mexiko (Philipp Gerber)


Unmut über neue Großprojekte im Süden von Mexiko

Von Philipp Gerber, 1. Mai 2019



Anlässlich einer Reise des mexikanischen Präsidenten Andrés Manuel López
Obrador in die südlichen Bundesstaaten Veracruz und Oaxaca ist es zu
Protesten gegen die neuen Großprojekte für die Region des Isthmus von
Tehuantepec gekommen, insbesondere gegen einen geplanten transozeanischen
Korridor.

López Obrador hatte zwar am 25. Februar bekannt gegeben, dass die erst 2017
per Dekret eingerichteten Sonderwirtschaftszonen (Zonas Economicas
Especiales, ZEE) des Landes wieder aufgehoben werden sollen. Er begründete
den präsidialen Entscheid damit, dass die sieben ZEE im Süden des Landes
nicht von Vorteil für die Gemeinden gewesen seien. Die Planer der Zonen
hätten "Land gekauft und Gelder verschwendet, aber die Gemeinden haben
überhaupt nicht davon profitiert".

Im Gegenzug will die neue Regierung die transozeanische Eisenbahnverbindung
vom Atlantik zum Pazifik ausbauen, Gasleitungen erweitern und Industrie in
diesem Korridor mit Steuersenkungen anlocken. Da die Zugverbindung zwischen
den Industriehäfen Salina Cruz in Oaxaca und Coatzacoalcos in Veracruz
durch indigenes Gebiet führt, versuchte die regierende Morena-Partei eine
indigene Konsultation durchzuführen. Diese eintägigen Treffen fanden Ende
März in fünf Ortschaften statt.

Soziale Organisationen und Gemeindevertreter kritisierten jedoch die
improvisierte Organisation dieser Versammlungen, dokumentierten die
Verletzungen indigener Rechte und bezeichneten das Konsultationsverfahren
insgesamt als Simulation. Außer einem allgemeinen Entwicklungsplan für die
Region habe kein konkretes Projekt zur Beratung vorgelegen, auch keine
soziale oder ökologische Impaktstudie des geplanten Korridors. Einzig ein
interessierter Unternehmer äußerte in einem Zeitungsartikel die Erwartung,
dass täglich über 100.000 Tonnen Güter transportiert werden könnten, was
einem Zehntel der Kapazität des Panama-Kanals entspricht.

Zu Beginn seiner Reise in den Süden des Landes erwähnte López Obrador diese
Konsultation und erklärte, der transozeanische Korridor sei "bereits
genehmigt worden" [1]. Die Widersacher bezeichnete er als "Konservative",
die jegliche Veränderungen verhindern wollten.

Aufgrund dieser fragwürdigen Partizipationsverfahren und der fehlenden
Information über die Großprojekte distanzieren sich verschiedene soziale
Organisationen von den Plänen der Regierung. In der Ortschaft Matías Romero
fanden Proteste gegen den Besuch des Präsidenten statt. Der Sprecher der
Union indigener Gemeinschaften der nördlichen Zone des Isthmus (Unión de
Comunidades Indígenas de la Zona Norte del Istmo, Ucizoni), Carlos Beas,
warnte davor, dass für die mexikanische Bundesregierung das Risiko eines
Bruchs mit den indigenen Gemeinschaften bestehe. Dies sei schon im
Bundesstaat Morelos geschehen, wo sich die Lokalbevölkerung gegen ein
thermoelektrische Kraftwerk in Huexca wehrt hatte.

Die Region der Meeresenge von Tehuantepec ist nicht nur für den
Containertransport aus China an die Westküste der USA zentral. Sie ist
gleichzeitig auch in anderen Bereichen von geostrategischer Bedeutung. So
nahm die neu gegründete Nationalgarde, eine Polizeieinheit unter
militärischer Führung, ihre Arbeit in Minatitlán [2], unweit von
Coatzacoalcos auf. Am Karfreitag verübten dort Mafiagruppierungen ein
Massaker. In Minatitlán wie auch in Salina Cruz [3] befinden sich
Erdölraffinerien, in Coatzacoalcos die petrochemische Industrie. Zudem soll
verstärkt die Migration aus Zentralamerika gestoppt werden. In einer
Erklärung warnten [4] rund 50 soziale Organisationen vor der
"Militarisierung unserer Region durch die Nationalgarde" und prophezeiten
eine Zunahme der aktuell schon massiven Gewalt.


Anmerkungen:

[1] https://www.jornada.com.mx/ultimas/2019/04/28/la-gente-ya-aprobo-el-tren-transistmico-el-presidente-8310.html

[2] https://zonafranca.mx/seguridad/amlo-instala-la-primera-guardia-en-minatitlan-veracruz-no-esta-incontrolable-dice-cuitlahuac

[3] https://www.nvinoticias.com/nota/115090/salina-cruz-prioridad-para-la-guardia-nacional

[4] https://www.educaoaxaca.org/2885-pronunciamiento-el-istmo-es-nuestro.html


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2019/05/225517/mexiko-poteste-gegen-grossprojekte

 * 

Quelle:

© 2019 by Philipp Gerber

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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UNTERNEHMEN/2779: Braunkohleunternehmen profitieren vom Frühverrentungsprogramm (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH - 11.06.2019

Braunkohleunternehmen profitieren vom Frühverrentungsprogramm



Das im Zuge des Kohle-Kompromisses angedachte "Anpassungsgeld Braunkohle"
ist ein verkapptes Milliardengeschenk des Staates an die Wirtschaft. Das
belegt in einer Studie ein Forscherteam des Berliner
Klimaforschungsinstitut MCC (Mercator Research Institute on Global Commons
and Climate Change) und der Denkfabrik IAB der Bundesagentur für Arbeit.
"Schon heute bieten die Braunkohle-Unternehmen auf eigene Kosten
Frühverrentungsprogramme an, die die Unternehmen unter realistischen
Annahmen 1,7 Milliarden Euro bis zum Enddatum des Kohleausstiegs im Jahr
2038 kosten würden", berichtet MCC-Forscher Luke Haywood.

"Die Steuerzahler würden diese Kosten übernehmen, wenn das Anpassungsgeld,
über dessen Details gerade verhandelt wird, vom Staat finanziert wird", so
Haywood weiter. "Der sozialverträgliche Beschäftigungsabbau würde aber
laut unseren Schätzungen nicht beschleunigt."

Die Studie basiert auf den amtlichen Sozialversicherungsdaten von
aktuellen und ehemaligen Braunkohle-Beschäftigten in ganz Deutschland. Das
Forscherteam von MCC und IAB ermittelte daraus die Altersstruktur der
aktuell Beschäftigten sowie die Frühverrentungen im Zeitraum 2010 bis
2017. Die Daten zeigen, dass Beschäftigte in der Braunkohle
außergewöhnlich früh in den Ruhestand gehen und die Frühverrentung schon
heute fast universell ist. Im Rheinland und in der Lausitz gehen mehr als
die Hälfte der Braunkohle-Beschäftigten vor 58 in Rente. Bei solchen
Frühverrentungen entstehen Unternehmen zusätzliche Kosten, analog zu
Abfindungen. Das daraus hochgerechnete Szenario "betrieblicher
Vorruhestand" ergibt bis 2038 von den Unternehmen finanzierte
Frühverrentungskosten von 919 Millionen Euro im Rheinland, 596 Millionen
Euro in der Lausitz und 185 Millionen Euro in Mitteldeutschland.

Das Szenario "staatlicher Vorruhestand" hingegen geht von dem Vorschlag
der Kohlekommission aus: Beschäftigte ab 58 Jahren erhalten fünf Jahre ein
monatliches Anpassungsgeld in Höhe von 85 Prozent ihres vorherigen Lohns.
Das kostet dann bis 2038 rund 2,8 Milliarden Euro. "Die Beschäftigten
profitieren wenig vom Anpassungsgeld. Man sollte alternative Instrumente
prüfen", empfiehlt Haywood. "So könnte die Bundesagentur für Arbeit die
Entgeltsicherung, die sie bisher branchenübergreifend älteren Arbeitslosen
anbietet, zusätzlich Beschäftigten jeden Alters anbieten, die aus der
Braunkohle ausscheiden. Dies könnte auch gutbezahlten Beschäftigten aus
der Braunkohle eine Perspektive jenseits von Frühverrentung oder
Arbeitslosengeld ermöglichen und gleichzeitig den Fachkräftemangel in
anderen Branchen der betroffenen Regionen abmindern."


Originalpublikation:

Haywood, L., Janser, M., Koch, N., Plinke, C., 2019, Gewinner und
Verlierer eines staatlichen Vorruhestands für die Braunkohle, MCC Working
Paper 1/2019

Download auf der MCC-Website: 

https://www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/B2.3_Publications/Working%20Paper/2019_MCC_Working_Paper_1_Kohleausstieg.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH, 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIRCHE/2210: "Maßnahmenpaket zum Schutz vor sexualisierter Gewalt wird konsequent umgesetzt" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 11.06.2019

"Maßnahmenpaket zum Schutz vor sexualisierter Gewalt wird konsequent
umgesetzt"

Unabhängige "Zentrale Anlaufstelle.help" für Betroffene startet im Juli



Betroffene von sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche oder der
Diakonie können sich künftig an eine unabhängige zentrale Anlaufstelle
wenden. In der "Zentralen Anlaufstelle.help" stehen ab 1. Juli geschulte
Fachkräfte für Beratungsgespräche im geschützten Rahmen zur Verfügung.
Einen entsprechenden Vertrag hat die EKD mit der anerkannten
Fachberatungsstelle "Pfiffigunde Heilbronn e. V." geschlossen. Das Angebot
ergänzt die bereits in den Landeskirchen bestehenden Ansprechstellen. "Mit
der Errichtung einer zentralen Anlaufstelle setzen wir ein Anliegen um,
dessen Dringlichkeit uns Betroffene immer wieder eindrücklich geschildert
haben", sagte Bischöfin Kirsten Fehrs als Sprecherin des Beauftragtenrates
der EKD am Rande eines Experten-Fachtages in Hannover. Die dezentralen,
anti-hierarchischen Strukturen in der evangelischen Kirche hätten es den
Betroffenen erschwert, die richtigen Ansprechpersonen zu finden. "Diese
Hürde wollen wir mit der zentralen Anlaufstelle wirksam abbauen." Bei der
Umsetzung des 11-Punkte-Handlungsplans, den die Synode der EKD im
vergangenen November in Würzburg verabschiedet hatte, sei damit ein
weiterer Meilenstein erreicht. "Das beschlossene Maßnahmenpaket zum Schutz
vor sexualisierter Gewalt wird von der EKD konsequent umgesetzt", so Fehrs.
"Aus dem christlichen Selbstverständnis der Kirche erwächst die kl
are Aufgabe, die ihr anvertrauten Menschen zu schützen, Orientierung im
Umgang mit den Verletzten zu vermitteln und den Schwachen und Verwundbaren
zur Seite zu stehen. Das EKD-Motto, mit dem wir seit 2010 Prävention
bewerben, nämlich: hinschauen, helfen und handeln, ist also programmatisch.
Ohne Einlösung dessen können wir nicht glaubwürdig Kirche sein."

Im Mittelpunkt des heutigen Fachtags, zu dem mehr als 40 Expertinnen und
Experten, darunter Wissenschaftler und Betroffene, in das Kirchenamt der
EKD gekommen waren, stand die Konzeption einer im Rahmen des 
11-Punkte-Handlungsplans beschlossenen wissenschaftlichen Aufarbeitungsstudie. Eine
öffentliche Ausschreibung der Studie wird das Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf (UKE) unter der Projektleitung von Prof. Ingo Schäfer
ausarbeiten. "Wir freuen uns über das Vertrauen, das uns die EKD mit dieser
Aufgabe entgegenbringt. Besonders wichtig finden wir, dass auch Betroffenen
eine bedeutsame Rolle im Rahmen der Aufarbeitung zukommen soll", so der
Leiter der Arbeitsgruppe Trauma und Stressforschung am UKE. Die Beteiligung
Betroffener gehört zu den Umsetzungszielen der Aufarbeitung. Erste
Ergebnisse des zweistufigen Prozesses, die auf regionaler Ebene gewonnen
werden, werden Ende 2021 erwartet. Der Fachtag beriet auch über die
ebenfalls beschlossene Dunkelfeldstudie, mit der Kennzahlen zu
sexualisierter Gewalt durch haupt- und ehrenamtlich Mitarbeitende der
evangelischen Kirche und der Diakonie erhoben werden sollen. Derzeit sind
rund 600 Fälle in der evangelischen Kirche bekannt.

Bereits im März hatten sich die EKD und der Unabhängige Beauftragte für
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) darauf verständigt, bis
Herbst 2019 zu Eckpunkten einer Vereinbarung zwischen dem Unabhängigen
Beauftragten und der EKD zur Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der
evangelischen Kirche zu kommen. Mit dem gemeinsamen Arbeitsprozess soll
ein Beitrag zur Entwicklung von Standards guter Aufarbeitung geleistet
werden.

Für die Umsetzung des 11-Punkte-Handlungsplans stellt die EKD 2019 rund 1
Million Euro bereit.


Weitere Informationen unter: 

https://www.ekd.de/Missbrauch-23975.htm

https://www.ekd.de/Hinschauen-Helfen-Handeln-bei-Missbrauch-24023.htm

Die Zentrale Anlaufstelle.help ist ab 1. Juli 2019 erreichbar unter der
kostenlosen Rufnummer 0800 5040 112 und unter der E-Mail
zentrale@anlaufstelle.help sowie unter der dann freigeschalten
Internetadresse www.anlaufstelle.help

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 63/2019 vom 11.06.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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KIRCHE/2209: Reise von Erzbischof Schick in den Tschad (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 11.06.2019

Einsatz für religiösen Frieden und die Rechte der christlichen
Minderheit 

Reise von Erzbischof Schick in den Tschad



Der Vorsitzende der Kommission Weltkirche der Deutschen Bischofskonferenz,
Erzbischof Dr. Ludwig Schick (Bamberg), bricht am Dienstag (11. Juni 2019)
zu einem viertägigen Solidaritätsbesuch in den Tschad auf. Die Reise ist
Teil der von der Deutschen Bischofskonferenz seit einer Reihe von Jahren
durchgeführten Initiative "Solidarität mit verfolgten und bedrängten
Christen in unserer Zeit". In diesem Jahr steht die nordafrikanische
Sahel-Region im Fokus der Initiative.

Der Tschad gehört zu den ärmsten Ländern der Welt. Unzureichende
Gesundheitsvorsorge, schlechte Bildungschancen und hohe Arbeitslosigkeit
(77 Prozent) sowie zunehmende Dürre und die Ausbreitung der Wüste bestimmen
das Leben der Gesellschaft und führen immer wieder zu Konflikten der
Ethnien und Gruppen um die eng begrenzten Ressourcen. Seit einigen Jahren
nimmt auch ein radikalisierter Islam zunehmend Einfluss auf die
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen und gefährdet das Zusammenleben
zwischen den Religionen. In dieser Situation stellt der Frieden zwischen
Christen und Muslimen eine zentrale Voraussetzung für die
zukunftsorientierte Entwicklung des Landes dar. Während seines
Solidaritätsbesuchs wird Erzbischof Schick die Lebenswirklichkeit des
Landes in den Blick nehmen, sich über die Situation der christlichen
Minderheit informieren und sich dem vor Ort geführten Dialog zwischen
Muslimen und Christen widmen.

Erzbischof Schick trifft auf seiner Reise mit den Gläubigen und offiziellen
Vertretern der katholischen Kirche zusammen. In Gesprächen mit dem
Erzbischof von N'Djaména, Édmond Djitangar, und dem Apostolischen Vikar von
Mongo, Bischof Henri Coudray, wird er die Lage der Katholiken im Land
erörtern. Daneben steht der Besuch verschiedener Institutionen des
interreligiösen Dialogs und von Bildungseinrichtungen der Orden auf dem
Programm. Erzbischof Schick wird auch mit Vertretern des örtlichen Islam
zusammentreffen und eine christlich-muslimische Grundschule besuchen, um
Praxiseinblicke in die Bemühungen beider Religionsgemeinschaften um Dialog
und Frieden zu gewinnen. Darüber hinaus sind Gespräche mit der deutschen
Botschaft sowie mit der Apostolischen Nuntiatur vorgesehen.


Hintergrund zur Lage im Tschad

Der Tschad ist eines der ärmsten Länder weltweit. Bedingt durch seine
geografische Lage und den Klimawandel bedrohen regelmäßig Dürren die
ohnehin fragilen Lebensgrundlagen der Menschen. Im Land leben ca. 120
ethnische Gruppen. Der trockene Norden wird mehrheitlich von nomadischen,
muslimisch-arabisch geprägten Gruppen dominiert, während im fruchtbaren
Süden sesshafte, afrikanisch-christliche Bauern leben. Insgesamt sind 58
Prozent der Gesamtbevölkerung Muslime und 35 Prozent Christen, davon 18,5
Prozent Katholiken. Neben den Spannungen zwischen dem Norden und dem Süden
des Landes sind Ressourcenkonflikte zwischen Sesshaften und Nomaden um den
Zugang zu den fruchtbaren Böden des Landes Grund für Konflikte.

Als Antwort auf den Einsatz tschadischer Truppen gegen die terroristische
Gruppe Boko Haram in Nigeria kam es seit dem Frühjahr 2015 vermehrt zu
Selbstmordattentaten auf dem Staatsgebiet des Tschad. Zunehmend suchen
Flüchtlinge aus den Nachbarländern Nigeria, Zentralafrikanische Republik
und Sudan Schutz im Land. Gleichzeitig ist der Tschad ein wichtiges
Transitland für die Flucht nach Europa.



Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen
Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 67 Mitglieder
(Stand: Juni 2019) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde eingerichtet
zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu gegenseitiger Beratung,
zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum gemeinsamen Erlass von
Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen.
Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist die Vollversammlung
aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst für mehrere Tage
zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 095 vom 11. Juni 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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SCHACH-SPHINX/06955: Orte der Beschaulichkeit (SB)


Zamárdi ist ein kleines Städtchen an den Ufern von Ungarns größtem
See, dem Plattensee. Die Luft dort ist mild und die Landschaft
augenfällig. Das Auge des Betrachters fühlt sich eingesponnen in
diesen Flecken schlichter Naturnähe. Offenbar wirkte dieser Zauber
auch auf die Gemüter der Teilnehmer des Dr.-Elekes-Gedenkturniers ein,
denn die außerordentlich hohe Remisquote ließ die Turnieraktivität
seltsam fad und lethargisch erscheinen. So genügten dem von vornherein
favorisierten Sowjetmeister Josif Dorfman nur vier Siege bei zehn
Unentschieden zum Erreichen des ersten Platzes. Ungarns Matadore
gerieten sehr ins Hintertreffen. So konnte in der Großmeistergruppe
erst auf Platz 7 ein Ungar Fuß fassen, nämlich der Internationale
Meister Székely. Von all den Partien, die sich größtenteils müde durch
die einzelnen Spieltage schleppten, verdiente die Begegnung zwischen
Dorfman und dem Dänen Kristiansen eine Aufmerksamkeit für das heutige
Rätsel der Sphinx. Etwas übereilt hatte der Däne seinen schwarzen d-
Bauern in Bewegung gesetzt. Er übersah dabei allerdings, daß er einen
wirkungsvolleren Gegenspieler hatte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06955: Orte der Beschaulichkeit (SB)]



Dorfman - Kristiansen

Zamárdi 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Katernberger Podzielny ließ sich den verdienten Sieg nicht mehr
nehmen und zerstörte alle etwaigen Remishoffnungen des Ungarn Portisch
mit 1.Dh4-e4! Kg8-g7 2.Ld5xf7 Kg7xf7 3.d7-d8D Lf6xd8 4.Td1-d7+ und
Schwarz gab angesichts des unvermeidlichen Matts auf.



Erstveröffentlichung am 13. Juni 2006

12. Juni 2019
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TREFF/357: Mönchengladbach - "Professionelles Coaching für Job und Business - The Work", 17.6.


Stadt Mönchengladbach

Professionelles Coaching für Job und Business - The Work



Mit diesem VHS-Workshop (Selbst-)Coaching-Methode "The Work" (von
Byron Katie) ab Montag, 17. Juni, 18 bis 21.15 Uhr, im City-Haus,
Mühlenstr. 2-4 , können die Teilnehmenden lernen, wie sie dem
beruflichen "Stress" schnell und dauerhaft ein Ende machen können.

Sie (er-)lernen anhand von eigenen (Fall-)Beispielen, stressvolle
Situationen und Gedanken zu identifizieren und loszulassen. Typische
Situationen, wie z.B. "Mein Chef demotiviert mich.", "Der Kunde geht
mir auf die Nerven.", "Ich weiß nicht genug, um meinen Job zu
erledigen." oder "Diese Aufgabe ist zu schwer/groß/zeitraubend."
werden in einer Übungsrunde mit den vier Fragen und den Umkehrungen
von "The Work" auf eine völlig neue Art kennengelernt und bearbeitet.
Die Teilnehmenden erleben auf diese Weise exemplarisch, die eigene
berufliche (Leidens-)Situation für sich zu nutzen.

Entgelt: 79 Euro 

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de

Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/481: Wertheim - "Kindern Orientierung durch Grenzen geben" am 25. Juni 2019


Stadt Wertheim

Kindern Orientierung durch Grenzen geben

Elternkompass-Reihe gibt Rat am 25. Juni



Wertheim. Die Reihe "Elternkompass: Kinder begleiten, Kinder fördern"
widmet sich am Dienstag, 25. Juni, dem Thema "Sicherheit und
Orientierung mit Hilfe von Grenzen". Angesprochen sind Eltern von
Kindern im Alter von null bis sechs Jahren. Referentin ist Kristina
Arnold-Goeldner von der Kinder- und Jugendhilfe Wertheim. Die
Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr im Wertheimer Rathaus.

Das Thema Erziehung und Grenzsetzung kann beispielsweise mit der
Zubereitung eines Biskuitbodens verglichen werden: Man macht sich
Gedanken über die Zutaten, die Form, die Backzeit und manches mehr.
Trotzdem gelingt bei der Zubereitung nicht jeder Kuchen. Wie der
Erziehungsalltag trotz aller möglichen Hindernisse gelingen kann,
möchte die Referentin an diesem Abend mit den Teilnehmern besprechen
und dabei den einen oder anderen "Backtipp" auf den Weg mitgeben.

Die Elternkompass-Reihe ist eine Initiative der AG Jugendhilfeplanung
Wertheim. Sie informiert in Vorträgen, Seminaren und Workshops zu
Fragen der Erziehung und des Familienlebens.

Anmeldungen sind möglich bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor
der Veranstaltung unter Telefon 09342/301-310. Die
Mindestteilnehmerzahl liegt bei fünf Personen. Der Veranstaltungsraum
im Rathaus ist ausgeschildert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERHALTUNG/738: Erfolg nach Enthüllung von Tierquälerei - Wachtelei-Anlage stellt Betrieb ein (Deutsches Tierschutzbüro)


Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Erfolg nach Enthüllung von Tierquälerei:

Wachtelei-Anlage in Lübeck stellt den Betrieb ein 



Berlin/Lübeck, 11.06.2019. Nach den Veröffentlichungen von verdeckt
aufgenommenem Videomaterial im April 2019 stellt ein Wachtelei-Produzent
aus Lübeck den Betrieb ein. Auf dem vom Deutschen Tierschutzbüro erstellten
Material war zu sehen, wie die Wachteln unter tierquälerischen Bedingungen
in Käfigen untergebracht leben mussten. Aktivisten der
Tierrechtsorganisation hatten in den größten Wachtelbetrieben in
Deutschland versteckt ermittelt und erschreckende Videoaufnahmen erstellt.
Neben der Veröffentlichung des Materials stellte das Deutsche
Tierschutzbüro auch Strafanzeigen und meldete die Fälle den zuständigen
Veterinärämtern. Durch die Schließung des Betriebs in Lübeck werden wohl
auch die Ermittlungen eingestellt. Neben dem Betrieb in Lübeck waren noch
zwei weitere Betriebe in Goldenstedt bzw. Buckow (Dahme/Mark, Brandenburg)
betroffen. "Das entstandene Videomaterial hatte eigentlich sofort
klargemacht, dass die von uns untersuchten Betriebe unverzüglich schließen
und keine Wachteln mehr halten sollten. Solch tierquälerischen Zustände
dürfen niemals Realität sein - die Einstellung des Betriebs in Lübeck ist
somit ein kleiner Sieg für die Tiere", so Jan Peifer, Vorstandsvorsitzender
des Deutschen Tierschutzbüros.

In dem Betrieb in Lübeck waren 2.000 Tiere unter qualvollen Bedingungen in
engen Käfiganlagen untergebracht und litten unter Verhaltensstörungen und
Verletzungen. Einige Supermarktketten hatten die Wachteleier kurz nach den
Enthüllungen bereits aus dem Sortiment genommen.

Der Verbrauch von Wachteleiern ist in den letzten Jahren massiv gestiegen.
Viele Verbraucher greifen nach zahlreichen Hühnereier-Skandalen gerne zum
Wachtelei als Alternative. Immer mehr Supermärkte bieten mittlerweile die
als Delikatesse geltenden Eier an. Vor allem in der Osterzeit steigt die
Nachfrage massiv. So werden allein in Deutschland pro Jahr schätzungsweise
über 40 Mio. Wachteleier verzehrt. Etwa die Hälfte aller Eier stammen auch
aus deutschen Betrieben.

Vielen Verbrauchern ist sicherlich nicht bewusst, unter welch schlimmen
Bedingungen die Tiere für die Produktion von Wachteleiern gehalten werden
und dass es keine gesetzliche Grundlage für die Haltung von Wachteln in
Deutschland gibt. "Die Betreiber von Anlagen mit Wachtelhaltung haben im
Grunde einen Freifahrtschein und können die Tiere so halten, wie sie
möchten. Niemand kontrolliert sie und so haben Wachteln ein kurzes und
grausames Leben", so Peifer. Das Deutsche Tierschutzbüro empfiehlt den
Konsumenten, überhaupt keine Eier zu kaufen und plädiert für die vegane
Lebensweise - denn nur so kann man den Tieren wirklich helfen und
sichergehen, dass man keine Tierquälerei unterstützt.

Mehr Informationen unter:

https://www.tierschutzbuero.de/wachtelei-tierquaelerei/

Das Deutsche Tierschutzbüro e. V. ist ein eingetragener Verein, der sich
für mehr Rechte von Tieren einsetzt. Die bundesweit tätige Organisation ist
als besonders förderungswürdig anerkannt und gemeinnützig.

Weitere Informationen unter:

http://www.tierschutzbuero.de/

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin

Telefon: 030-2700496-11, Fax: 030-2700496-10

E-Mail: presse@tierschutzbuero.de

Internet: http://www.tierschutzbuero.de
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VERKEHR/1185: Batterie oder Brennstoffzelle - oder doch Diesel? (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 06.06.2019

Batterie oder Brennstoffzelle - oder doch Diesel?

Wie lässt sich Mobilität klimaschonender gestalten?



Um das Klima zu schützen und die Erderwärmung zu begrenzen, hat sich
Deutschland verpflichtet, seine CO2-Emissionen massiv zu reduzieren.
Doch seit 2005 sinkt der Wert kaum - Deutschland wird sein Klimaziel
minus 40 Prozent bis zum Jahr 2020 voraussichtlich verfehlen. Der
Experte für Luftqualität, Professor Dr. Reinhard Zellner, beschäftigt
sich damit, was der Verkehrssektor zum Klimaschutz beitragen kann und
wie eine klimaschonende Mobilität der Zukunft aussehen könnte. Die
Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh) veröffentlicht einen
Übersichtsartikel Zellners nun als Sonderdruck.

Auf die Frage, warum die deutschen Klimaziele bedroht sind, gibt es
viele Antworten. Professor Dr. Reinhard Zellner hat in dem Artikel "Zu
viel CO2 aus dem Verkehr: Ist Elektromobilität die Lösung?" den
Verkehrssektor ausgiebig analysiert und kennt die Probleme. "Aufgrund
der Erkenntnisse von Atmosphären- und Klimaforschung kennen wir heute
die Ursachen des Klimawandels recht genau. Allerdings fehlt es an der
konsequenten Umsetzung gezielter Gegenmaßnahmen sowie auch an der
gebotenen Offenheit für die Entwicklung verschiedener 
wissenschaftlich-technischer Alternativen", erläutert Zellner.

In seinem Übersichtsartikel beschreibt er, warum die Emissionen trotz
zahlreicher Maßnahmen nicht sinken. Er betrachtet Benziner,
Dieselfahrzeuge, Elektroautos und Brennstoffzellenfahrzeuge und
erklärt, welche Vor- und Nachteile die Fahrzeuge für die CO2-Bilanz
mit sich bringen - mit teils überraschenden Ergebnissen. Auch die
politischen Maßnahmen zum Klimaschutz nimmt Zellner unter die Lupe und
zeigt, warum sich mit der derzeit politisch favorisierten
Batterietechnik die gewünschten Ziele nur bedingt erreichen lassen.
Gleichzeitig präsentiert er Empfehlungen, wie eine klimaschonende
Mobilität der Zukunft aussehen könnte, die verschiedene
Antriebstechniken und die neuen CO2-basierten synthetischen
Kraftstoffe, die sogenannten E-Fuels, sowie die unterschiedlichen
Energiedichten von Batterien und Kraftstoffen berücksichtigen.

Reinhard Zellner war bis zu seiner Emeritierung 2018 Professor für
physikalische Chemie mit Schwerpunkt Atmosphärenchemie an der
Universität Duisburg-Essen. Er war Mitglied der Enquete-Kommissionen
des Deutschen Bundestags "Schutz der Erdatmosphäre" und "Schutz des
Menschen und Umwelt", koordinierte das deutsche
Ozon-Forschungsprogramm und war Vorsitzender des
Sachverständigenkreises des Bundesforschungsministeriums "Globale
Umweltaspekte". Bis 2018 war er auch verantwortlich für die
Arbeitsausschüsse "Chemie, Luftqualität und Klima" und "Feinstäube"
von GDCh, ProcessNet, Deutscher Bunsengesellschaft für Physikalische
Chemie und der Kommission zur Reinhaltung der Luft. Sein Artikel "Zu
viel CO2 aus dem Verkehr: Ist Elektromobilität die Lösung?" erschien
erstmals in der Märzausgabe der GDCh-Zeitschrift "Nachrichten aus der
Chemie".

Die Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh) gehört mit rund 31 000
Mitgliedern zu den größten chemiewissenschaftlichen Gesellschaften
weltweit. Sie fördert die wissenschaftliche Arbeit, Forschung und
Lehre sowie den Austausch und die Verbreitung wissenschaftlicher
Erkenntnis. Eines ihrer Anliegen ist es, die moderne Chemie der
interessierten Öffentlichkeit verständlich zu machen und ihr damit
Zusammenhänge in Naturwissenschaften und Technik zu erschließen. Die
GDCh ist Ansprechpartnerin für Politik und Gesellschaft zu allen
Fragen rund um die Chemie.



Der Sonderdruck zum Download:

https://www.gdch.de/fileadmin/downloads/Service_und_Informationen/Downloads/Fachbroschueren/2019_Sonderdruck_NCh_Klimaschutz.pdf

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717047

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution122

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/195: Massive Waldbrände verursachen Umweltnotstand in Mexiko (Philipp Gerber)


Massive Waldbrände verursachen Umweltnotstand in Mexiko

Von Philipp Gerber, 22. Mai 2019



Eine Kombination aus Hitze, Trockenheit und Waldbränden hat vergangene
Woche in Mexiko zu einer katastrophalen Luftverschmutzung geführt, unter
der die Bewohner mehrerer Bundesstaaten des Landes zu leiden hatten. Davon
war auch die Hauptstadt Mexiko betroffen. Für ganze sechs Tage waren die
Schadstoffwerte in der Hauptstadt so hoch, dass die Behörden einen
Umweltnotstand ausriefen. Die größte Verschmutzung ging von
Feinstaubpartikeln aus, die durch Waldbrände in der Umgebung der
Megalopolis verursacht wurden.

Viele Kommentatoren kritisierten die späte und zögerliche Kommunikation der
Hauptstadtverwaltung unter der neuen Stadtpräsidentin Claudia Sheinbaum von
der Linkspartei Morena. Der Umweltnotstand offenbarte auch fehlende
Protokolle zum Umgang mit dieser atmosphärischen Situation, die keineswegs
neu ist. Aber auch die Lokalregierungen der umliegenden Bundesstaaten des
mexikanischen Hochplateaus reagierten einzig mit der Schließung von Schulen
und der Empfehlung, anstrengende Aktivitäten im Freien zu unterlassen.

Greenpeace Mexiko und andere Organisationen forderten [1] von der
mexikanischen Zentralregierung die Aktivierung des Katastrophenplans D-III
des Militärs zur Bekämpfung der Waldbrände, von denen die südlichen
Bundesstaaten Oaxaca, Chiapas und Guerrero am meisten betroffen sind.
Allein in der vergangenen Woche brannten [2] in Oaxaca 21.409 Hektar, der
größte Teil davon im Chimalapas-Regenwald. Dieser ist, wie der Großteil
Mesoamerikas, von einer anhaltenden Dürreperiode betroffen. David León
Romero, Direktor der Zivilschutzbehörde, bestritt [3] die Notwendigkeit
eines solchen Katastropheneinsatzes, da die Gesamtfläche der Waldbrände
dieses Jahres (152.000 Hektaren) diejenige des Vorjahres (210.000) bisher
nicht übersteige. Dem gegenüber kritisieren [4] Vertreter von indigenen
Gemeinden, dass Freiwilligenbrigaden die Waldbrände in ihren Territorien
oft tagelang mit rudimentären Mitteln bekämpfen müssen, da die staatlichen
Mittel für den Waldschutz von der neuen Regierung weiter gekürzt wurden.

Die atmosphärische Verschmutzung in und um die Hauptstadt hat sich durch
starke Regenfälle in den letzten Tagen vorläufig wieder entspannt. Am
vergangenen Wochenende konnten die Behörden Entwarnung geben [5] und der
Schulbetrieb normalisierte sich in dieser Woche wieder. Doch die Diskussion
über die Ursachen der gefährlich schlechten Luftqualität und die
notwendigen Schritte zur Verhinderung einer nächsten Krise ist voll im
Gang. Die Weltgesundheitsorganisation WHO gab bekannt [6], dass allein 2017
aufgrund der Luftverschmutzung 14.288 Menschen in 20 Städten Mexikos
vorzeitig starben.


Anmerkungen:

[1] https://www.jornada.com.mx/ultimas/2019/05/16/ong-llaman-a-amlo-a-declarar-emergencia-ambiental-nacional-2469.html

[2] https://www.gob.mx/conafor/documentos/reporte-semanal-de-incendiohttps:/www.gob.mx/cms/uploads/attachment/file/462435/Reporte_del_01_de_enero_al_16_de_mayo_de_2019.pdf

[3] https://aristeguinoticias.com/1605/entrevistas/apresurado-declarar-emergencia-ambiental-en-mexico-hay-menos-incendios-forestales-que-en-2018-sspc-video/

[4] https://educaoaxaca.org/la-minuta/2898-cambio-clim%C3%A1tico-sequ%C3%ADa-e-incendios-en-oaxaca.html

[5] https://zonafranca.mx/politica-sociedad/ecologia/termina-contingencia-ambiental-sheinbaum-promete-una-cdmx-mas-preparada-para-las-emergencias

[6] https://www.animalpolitico.com/2019/04/contaminacion-mala-calidad-aire-muertes-ciudades/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2019/05/226571/mexiko-umwelt-waldbrand-notstand

 * 

Quelle:

© 2019 by Philipp Gerber
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AKTIONSTAGE/1013: Artenvielfalt erhalten an der Wandse - Bach-Aktionstag am 22.6. in HH-Tonndorf (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 6. Juni 2019

Artenvielfalt erhalten an der Wandse

NABU sucht Helfer/innen für einen Bach-Aktionstag an der Wandse in
Hamburg-Tonndorf am 22. Juni 2019.



Die NABU-Gruppe Wandsbek veranstaltet am Samstag, 22. Juni 2019 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Wandsbek einen Bach-Aktionstag an der
Wandse in Hamburg-Tonndorf. Bei diesem Einsatz werden freiwillige
Helferinnen und Helfer Pflanzenarten beseitigen, die entlang des
Baches heimische Pflanzen verdrängen. Diese sogenannten invasiven
Neophyten breiten sich gerade an Fließgewässern massenhaft aus und
bedrohen den Artenreichtum der Gewässeraue. Anwohnerinnen und
interessierte Bürgerinnen sind herzlich eingeladen, etwas für den
Artenschutz und die Renaturierung der Wandse zu tun.

"Das Ausgraben von invasiven Neophyten wie dem Drüsigen Springkraut
und dem Japanischen Knöterich ist auch in diesem Jahr eine dringende
Aufgabe, um die Artenvielfalt an der Wandse zu sichern", sagt
Alexander Heidorn, Mitglied der Stadtteilgruppe Wandsbek, der den
Aktionstag anleiten wird. Die NABU-Gruppe Wandsbek ist seit Jahren
aktiv und hat an vielen Aktionstagen weite Teile der Wandse und ihrer
angrenzenden Grünflächen naturnah umgestaltet.

Wer am Bach-Aktionstag an der Wandse mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 20. Juni 2018, 15:00 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, rudolph@NABU-Hamburg.de.
Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.



+++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR
+++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Unter dem Motto "Aktiv für Hamburgs StadtNatur"
macht sich der NABU Hamburg stark für die vielfältigen Lebensräume der
Stadt.

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Spatzen und
Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude. Verkehrsinseln
werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu Amphibienbiotopen. Ein
grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs StadtNatur. Gartenbesitzer,
Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und Bezirke - alle können
mitmachen. Weitere Infos finden Sie unter
www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur und www.facebook.com/nabu.hamburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.06.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3355: Landwirtschaftlicher Hochschultag. Wie man chemischen Pflanzenschutz reduzieren kann - Hohenheim, 19.6.


Universität Hohenheim - 06.06.2019

Landwirtschaftlicher Hochschultag 2019: Wie man chemischen
Pflanzenschutz reduzieren kann

Mi 19. Juni 2019, 9:30 Uhr: "Landwirtschaft mit weniger chemischem
Pflanzenschutz - geht das?" / Universität Hohenheim, Euro-Forum,
Katharinasaal, Kirchnerstr. 3, 70599 Stuttgart



Chemischer Pflanzenschutz - seit Jahrzehnten scheinbar unverzichtbar,
um die Ernährung der Weltbevölkerung sicherzustellen und daher ein
fester Bestandteil in der landwirtschaftlichen Produktion. Doch es
gibt immer mehr Vorbehalte gegenüber dem chemischen Pflanzenschutz,
insbesondere aus Umwelt- und Naturschutzgründen. Ob und wie chemischer
Pflanzenschutz künftig reduziert oder vermieden werden kann,
diskutieren Fachleute aus Wissenschaft, Politik und Praxis am
diesjährigen Landwirtschaftlichen Hochschultag an der Universität
Hohenheim in Stuttgart. Am Vortag stellen Forscherinnen und Forscher
außerdem ein neues Verbundprojekt (NOcsPS) zum gleichen Thema vor,
wozu interessierte Medienschaffende ebenfalls eingeladen sind.

In Zukunft wird der chemische Pflanzenschutz nicht mehr im gleichen
Maß zum Einsatz kommen wie bisher. Das ist nicht nur eine Folge des
zunehmenden Flächenanteils mit Öko-Landbau - auch im konventionellen
Anbau geht der Einsatz in Deutschland zukünftig wahrscheinlich zurück.

Gründe dafür sind etwa immer mehr Probleme mit Resistenzen und
strengere Vorgaben bei der Zulassung von Pestiziden. Aber auch
veränderte Anbausysteme und moderne Technologien wie das Smart Farming
verringern den Wirkstoffbedarf.

"Landwirtschaft mit weniger chemischem Pflanzenschutz - geht das?"
lautet der Titel des diesjährigen Hochschultags der Fakultät für
Agrarwissenschaften, zu dem die Universität Hohenheim gemeinsam mit
dem Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
Baden-Württemberg (MLR) einlädt. Die Teilnahme ist kostenfrei, eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Eines wird die Veranstaltung dabei aufzeigen: Es gibt viele
Möglichkeiten den chemischen Pflanzenschutz zu reduzieren oder zu
vermeiden, die jedoch vom Standort und der Zielsetzung der Maßnahme
abhängig sind. Welche Optionen es für einen verringerten Einsatz bzw.
Verzicht auf chemische Pflanzenschutzmittel in der konventionellen
Landwirtschaft gibt, betrachtet der Hochschultag aus technischer,
naturwissenschaftlicher und ökonomischer Sicht. Dabei berücksichtigt
er sowohl die wissenschaftliche als auch die praktische Perspektive.

Mehr Infos und Programm

Veranstaltungsflyer: https://bit.ly/2EqAYoD

Die Koordination des Verbundprojektes liegt in der Hand der
Universität Hohenheim, an der auch 16 Teilprojekte mit 20 Fachgebieten
bearbeitet werden. Kooperationspartner sind das Julius Kühn-Institut
(JKI) und die Georg-August-Universität Göttingen (UGOE). Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert das Projekt an der
Universität Hohenheim mit rund 4,5 Mio. Euro bei einem finanziellen
Gesamtvolumen von ca. 5,3 Mio. Euro.

Text: Elsner




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news717072

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3354: Unter Pinguinen - Vortrag "Unverfrorene Freunde" am 23.06., Agathenburg


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2019

Sonntag, 23.6.2019, Zur Teatime, 17.00 Uhr

Eintritt: EUR 12,-/ 8,- inkl. Tee u. Gebäck

Ort: Schloss Agathenburg, Hauptstr., Agathenburg (bei Stade)
Unverfrorene Freunde (ullstein)

Bildgestützter Vortrag von Dr. Klemens Pütz zu seinem und Dunja
Batarilos Buch



Der Meereszoologe Pütz erforscht seit langem Pinguine, für die er
inzwischen sogar kleine unberührte Inseln erwarb, um ihren Lebensraum
zu erhalten. Kenntnisreich und amüsant erzählt er von ihren
Verhaltensweisen und Fähigkeiten: " ... sie schliddern in unserer
behüteten Welt dekorativ Eisberge herunter ...und wirken einfach
unwiderstehlich putzig..." (NDR Kultur). Aber die realen Varianten
seien andere: "...sie leben unter extremen Bedingungen und
vollbringen enorme Anpassungsleistungen, von denen wir Menschen nur
träumen können." (Pütz)

Klemens Pütz, geb. 1960, ist promovierter Meereszoologe und erforscht
seit 1989 das Leben der Pinguine. Sein Forschungsschwerpunkt liegt
auf den Falklandinseln. Dort hat der von ihm mit gegründete Antarctic
Research Trust mehrere kleine, unberührte Inseln unter Schutz
gestellt.

Dunja Batarilo ist Reporterin und Autorin. Studium der Philosophie
und der Medizin, ausgebildet an der Berliner Journalistenschule. Ihre
Texte erschienen u.a. in der taz, brandeins, P.M., der Zeit und dem
Spiegel. Für Unverfrorene Freunde verbrachte sie sieben Wochen auf
See - mit Klemens Pütz und vielen Pinguinen.

Wir empfehlen, Karten zu reservieren unter

Telefon: 040/2279203 und 20769037

Fax: 040/2291501 oder E-mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de

www.facebook.com/LiteraturzentrumHamburg

Kooperation mit der Kulturstiftung Schloss Agathenburg

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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FORSCHUNG/537: Einfach, präzise, günstig - Neue Methode zur Erforschung des Grundwassers (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 11.06.2019

Einfach, präzise, günstig: Neue Methode zur Erforschung des
Grundwassers



Wasser ist eine lebenswichtige Grundlage für Mensch und Umwelt. Eine
der wichtigsten Quellen ist Grundwasser, das von Niederschlägen oder
oberirdischen Gewässern erneuert wird. Bevölkerungswachstum sowie
Landwirtschaft und Industrie beeinflussen stark die Menge und Qualität
des Grundwassers. Um Grundwasserressourcen kostengünstiger, einfacher
und flächendeckender als bisher untersuchen zu kann, haben
Forscherinnen und Forscher des Karlsruhers Institut für Technologie
(KIT) gemeinsam mit australischen Kollegen eine neue Methode
entwickelt, die sie nun im Fachmagazin Reviews of Geophysics
vorstellen.

Mehr als 70 Prozent des Trinkwassers stammen laut Umweltbundesamt
allein in Deutschland aus Grundwasser. Weltweit nimmt die Gewinnung so
rasant zu, dass die Grundwasserspiegel fallen, sich die Qualität
verschlechtert und ganze Städte absinken. Dementsprechend wichtig ist
es, die Untergrundeigenschaften zu erforschen um die Reserven
nachhaltiger zu bewirtschaften.

"Derzeitige Testmethoden wie etwa der klassische Pumpversuch
erfordern, dass Wasser aus speziell angelegten Brunnen aktiv abgepumpt
und gleichzeitig der Wasserstand in nahegelegenen Brunnen beobachtet
wird" sagt Dr. Gabriel Rau vom Institut für Angewandte
Geowissenschaften (AGW) des KIT. Hierfür müssten zwei bis drei
Personen eine entsprechenden Pumpversuch einrichten und für einen
längeren Zeitraum für Messungen betreuen. Dieses Verfahren ist äußerst
kostspielig, kann je nach Untergrundeigenschaften von einigen Stunden
bis zu mehreren Monaten dauern und das Ergebnis ist nur für den
getesteten Standort gültig. "Unterirdische Grundwasserspeicher
unterscheiden sich jedoch räumlich stark voneinander und es wäre viel
zu teuer und umständlich, überall Förderbrunnen zu bauen."

Gemeinsam mit den australischen Universitäten University of New South
Wales (UNSW) in Sydney und der Deakin University in Melbourne hat das
KIT nun eine neue Methode entwickelt. Diese wertet Informationen über
die Gezeiteneinwirkung auf den Grundwasserspiegel aus. Ähnlich wie bei
Ebbe und Flut im Ozean, verändern die Gezeiten auch den
Grundwasserstand: So drückt die sich ändernde Gravitation
beispielsweise poröse Gesteine im Untergrund zusammen und beeinflussen
dadurch den Porendruck. Zusätzlich gibt es atmosphärische Gezeiten,
die den Druck im Untergrund zyklisch verändern. "Diese Veränderung
können wir mit geringem technischem, personellem und finanziellem
Aufwand messen, um die Beschaffenheit des Untergrunds zu
quantifizieren", sagt Rau. Hierfür müssen die Ingenieure keine
speziellen Gewinnungsbrunnen anlegen, sondern können einen
automatischen Wasserdruck-Datenlogger in eine gewöhnliche
Grundwassermessstelle platzieren. Der Drucksensor misst dann für
mindestens einen Monat regelmäßig den Grundwasserspegel. Anhand der
Messungen können die Forscher die physikalischen Eigenschaften des
Untergrundes wie zum Beispiel Porösität, hydraulische Leitfähigkeit
und Kompressibilität berechnen und die Erkenntnisse in eine
nachhaltige Nutzung der Grundwasserressourcen umsetzen. "Da die
Bohrungen der Beobachtungsstellen deutlich günstiger sind als das
Anlegen von ganzen Brunnen, können wir an mehr Standorten messen und
somit die Anzahl der bestimmten Untergrundeigenschaften deutlich und
flächendeckend erhöhen", so Rau.

Für ihre Methode haben die Forscher internationale Studien und
Fachartikel aus verschiedenen Disziplinen untersucht und
zusammengefasst: "Dabei haben wir gesehen, dass die jüngsten
Fortschritte in der Grundwasserforschung das Potenzial für wesentlich
kostengünstigere Langzeituntersuchungen des Grundwassers aufzeigen",
sagt Timothy McMillan vom Connected Waters Initiative Research Centre
der UNSW Sydney. "Mit unserer Methode kombinieren wir Ingenieurwesen,
Naturwissenschaften und Mathematik und können so durch die
Auswirkungen der Gezeiten auf das Grundwasser die
Untergrundeigenschaften berechnen." Diese Erkenntnisse können auch
dazu beitragen, räumliche und zeitliche Schwankungen des Klimasystems
und dessen Einfluss auf die Grundwasserreserven vorherzusagen. "Hier
stehen wir in Zukunft vor gewaltigen Herausforderungen. Mit unserer
Methode können wir die Ressourcen unter der Oberfläche einfacher
untersuchen und damit auch nachhaltiger verwalten", sagt Rau.



Presseinformation der University of New South Wales:

https://newsroom.unsw.edu.au/news/science-tech/low-cost-way-explore-groundwater-resources-could-be-game-changer

Fachartikel:

https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1029/2018RG000630

Details zum KIT-Zentrum Klima und Umwelt:

http://www.klima-umwelt.kit.edu

Originalpublikation:

https://www.kit.edu/kit/pi_2019_079_einfach-prazise-gunstig-neue-methode-zur-erforschung-des-grundwassers.php

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717238

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie - 11.06.2019
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FESTE/2551: Braunschweig - Stadtteilfest mit großer Piratenparty am 15. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Stadtteilfest auf dem Frankfurter Platz mit großer Piratenparty



Braunschweig. Das 31. Stadtteilfest auf dem Frankfurter Platz findet
am Samstag, 15. Juni, von 15 bis 21.30 Uhr statt. Vereine und
Einrichtungen aus dem Westlichen Ringgebiet und die
Kooperationspartner bieten auch in diesem Jahr wieder ein buntes
Programm für Jung und Alt. Höhepunkt ist Piets Piraten-Party, ein
Mitmachprogramm mit dem Kinderliedermacher Frank Bode, das um 17 Uhr
startet. An zahlreichen Ständen gibt es Informationen zu Angeboten im
Quartier, Spiele, Spaß, Mitmach-Aktionen und kulinarische Angebote.

Im Abendprogramm spielen lokale Bands bis 21.30 Uhr auf der Bühne.
Infos zum Gesamtprogramm erteilt das Stadtteilbüro "plankontor" unter
der Telefonnummer 0531/2801573. Der Fachbereich Kultur und
Wissenschaft der Stadt Braunschweig ist im Rahmen der
Stadtteilkulturarbeit ein Kooperationspartner. Weitere Informationen
zum Kinderliederprogramm unter der Telefonnummer 0531/470-4862. Der
Eintritt ist frei.

Mit seinem Piraten-Lieder-Programm lädt Frank Bode als "Piet der
Pirat" Kinder und Erwachsene zum Mitmachen ein. Er kommt von großer
Fahrt über alle sieben Weltmeere und geht nun allein an Land. Von
seinem Käpt'n hat er, wie jeden Sommer, den Auftrag erhalten, den
Kindern der Welt ein großes Piratengeheimnis zu verraten: "Piraten
kämpfen nicht mehr, sie feiern nur noch!" Zudem kann Piet von Kindern
immer etwas dazulernen. Bei der großen Piratenparty wird gestampft,
geklatscht, getanzt und gehüpft. Wie das so ist, wenn Piraten feiern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7442: Bielefeld - Familienstadtführung zum Mitmachen am 15. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Familienstadtführung zum Mitmachen



Bielefeld (bi). Eine historische Kriminalgeschichte führt am Samstag,
15. Juni, auf eine spannende Erkundungstour quer durch die Altstadt.
Familien nehmen die Spur eines geflohenen Gefangenen auf, lösen
Fotorätsel und beantworten knifflige Fragen. Los geht's für Familien
mit Kindern ab acht Jahren um 15 Uhr im Historischen Museum. 

Die Führung kostet sechs Euro für Kinder und vier Euro für Erwachsene.
Anmeldungen unter Telefon 0521/51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7441: Bielefeld - Friedhofsführung "Mondlichtzauber" am 15. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Friedhofsführung "Mondlichtzauber"



Bielefeld (bi). Zu einer besonderen Friedhofsführung lädt der
Umweltbetrieb am Samstag, 15. Juni, auf den Johannisfriedhof ein.
Unter dem Titel "Mondlichtzauber: Friedhofsgeschichten um Mitternacht"
bieten Heidrun Nelle und Martina Hollmann die Gelegenheit, einen
Friedhof während der Nachtstunden zu erleben. Passende Texte und
Gedichte während des einstündigen Rundgangs untermalen die Atmosphäre.

Treffpunkt für die Führung um 23 Uhr ist die Friedhofskapelle des
Johannisfriedhofes, Am Botanischen Garten 1d. Die Teilnahme ist
kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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